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106. Sitzung 

Bonn, den 23. September 1992 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Hans Klein: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 
Die Bundesregierung hat mitgeteilt, daß sich das 

Kabinett u. a. mit einem Maßnahmenkatalog zur För-
derung des Osthandels der Unternehmen in den 
neuen Bundesländern befaßt hat. Ich erinnere noch 
einmal an unsere Regeln, nach denen im Anschluß an 
diese Thematik auch zu anderen Bereichen Fragen 
gestellt werden können. 

Das Wort zum einleitenden Be richt hat der Bundes-
minister für Wirtschaft, Jürgen Möllemann. Herr Bun-
desminister, Sie haben das Wort. 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Vielen D ank, Herr Präsident. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Bundeskabi-
nett hat ein Maßnahmenpaket beschlossen, das die 
gesamte Absatzproblematik behandelt. Es besteht aus 
drei Elementen. 

Erstens aus einem Sofortprogramm der Treuhand-
anstalt zur Umstrukturierung und Modernisierung 
der Unternehmen. Das bedeutet Identifizierung der 
auf Westmärkte umstellungsfähigen Unternehmen 
und eine Entwicklung marktgerechter Umstrukturie-
rungskonzepte. Das bedeutet Ausschöpfen aller Mög-
lichkeiten einer schnellen Privatisierung, auch die 
Entwicklung zusätzlicher Privatisierungsmodelle. Das 
bedeutet, die Umstrukturierung sanierungsfähiger 
Unternehmen soll durch ein spezifisches Programm 
flankiert werden. Bei geeignetem Management soll 
die Umstrukturierung in Eigenverantwortung der 
Unternehmensleistungen erfolgen. Das bedeutet vor 
allem eine stärkere aktive Sanierung, die notwendige 
Erhaltung und Umstrukturierung industrieller Ke rn

-bereiche, vor allem im Maschinenbau, und größere 
Flexibilität bei den schwieriger werdenden Privatisie-
rungen. 

Zweitens. Alle Möglichkeiten werden ausge-
schöpft, um kurzfristig Aufträge aus den GUS-Repu-
bliken und den mittel- und osteuropäischen Reform-
ländern zu sichern und langfristig Perspektiven zu 
schaffen. Das schließt die Fortführung des Hermes

-

Instrumentariums ein. Der 5-Milliarden-Plafond, der 
derzeit mit 3,2 Milliarden in Anspruch genommen 
worden ist, soll möglichst bald vollständig ausge-
schöpft werden. Wir werden dann im Einzelfall über 
Deckungen entscheiden, und zwar nach unserer wirt-
schaftlichen Interessenlage und nicht nach irgend-
welchen Prioritätenlisten der Abnehmerseite. Wir 
werden also auch die Beschäftigungssituation in den 
Betrieben der neuen Bundesländer zum Kriterium 
machen. 

Wichtig ist die Erweiterung des Hermes-Instrumen-
tariums auf Kompensations- und Bartergeschäfte. Wir 
werden auch versuchen, die Einnahmen aus Rohstoff-
vorkommen für unsere Handelsbeziehungen zu nut-
zen. Dazu sind wir aber auf die Bereitschaft der 
GUS-Staaten angewiesen. Ostdeutschen Unterneh-
men werden zinsverbilligte Kredite der KfW für ost-
deutsche Lieferungen, für Infrastrukturprojekte bzw. 
Projekte der industriellen Modernisierung in den 
GUS- oder MOE-Staaten ausgereicht. Wir sind bei all 
diesen Maßnahmen natürlich auf die Mitwirkung 
unserer Partner in diesen Ländern angewiesen. Ich 
werde dies in der nächsten Woche bei meinen Gesprä-
chen in Moskau deutlich machen, und ich gehe davon 
aus, daß wir dann eine Reihe bestehender Schwierig-
keiten abbauen können. 

Drittens unterstützen wir die Absatzmöglichkeiten 
auf den heimischen Märkten sowie den Westmärkten. 
Primär soll die Vergabe von öffentlichen Aufträgen an 
Ostunternehmen privilegiert werden. Unter anderem 
werden dazu die Vergaberessorts des Bundes ihre 
Auftragsvergabe für die im Osten verfügbaren Pro-
dukte möglichst für die nächsten zwei Jahre verdop-
peln. Dabei sind wir aber auch auf die Mitwirkung der 
Vergabestellen von Ländern und Kommunen ange-
wiesen. Wir erwarten, daß die alten Bundesländer ihre 
bisherige Ablehnung aufgeben, die Präferenzregeln, 
die wir für die neuen Bundesländer geschaffen haben, 
zu übernehmen. Selbstverständlich werden wir dar-
über hinaus weiterhin bestehende Exportförderungs-
instrumentarien ausbauen. 

Ich glaube, Herr Präsident, daß dieses Paket unsere 
Bemühungen, den Absatz der Unternehmungen in 
den neuen Bundesländern zu unterstützen, nicht nur 
in geeigneter Weise verdeutlicht, sondern auch kon-
kretisiert. 
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Vizepräsident Hans Klein: Vielen Dank, Herr Bun-
desminister. Die erste Frage ist mir schon schriftlich 
übermittelt worden. Herr Kollege Jork, bitte. 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Herr Bundesmini-
ster, eine Frage, bezogen auf die Finanzierbarkeit der 
Leistungen, die vor allem die neuen Bundesländer für 
die Staaten der GUS erbringen sollen: Sehen Sie 
Möglichkeiten, die Verfügbarkeit von Rohstoffen in 
der GUS als Alternative für Hermes-Kredite zu nut-
zen? Das war ja ein Gedanke, der zur Diskussion 
steht. 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Wir wollen die Gespräche mit den Regierun-
gen der entsprechenden Länder noch einmal darauf 
bringen — wir haben das schon mehrfach getan —, 
daß es natürlich im beiderseitigen Interesse ist, die 
vorhandenen Rohstoffvorkommen stärker zu nutzen 
und auch zu Vereinbarungen zu kommen, die dazu 
führen, daß, auf welchem Weg auch immer, die dabei 
erzielten Einnahmen dann auch für Bestellungen und 
Bezahlungen von Lieferungen aus Unternehmungen 
der neuen Länder genutzt werden. Über Abwick-
lungsformen will ich mich jetzt hier nicht auslassen, 
aber das Ziel ist damit angestrebt. 
Eine generelle Festlegung Rußlands, Kasachstans 

und anderer Staaten der GUS darauf, daß sie die 
Erlöse aus ihren Rohstoffverkäufen nur noch oder 
primär für Käufe in den neuen Bundesländern ver-
wenden, wird man wohl nicht erreichen können; denn 
wir haben uns ja ganz absichtsvoll von politischen 
Preisen gelöst. Man schaut sich natürlich in diesen 
Ländern auf dem Weltmarkt um. Aber auf der anderen 
Seite meine ich, daß der Vertrauensschutz, den wir 
durch die Hermes-Sonderkonditionen gewährt ha-
ben, eine Zweibahnstraße markiert, und deswegen 
sollte man schon die Chance haben, zu Einvernehmen 
zu kommen. Die Tatsache, daß jetzt die Gespräche 
über dieses Thema wieder eine — sagen wir — 
konkretere Richtung nehmen, macht mich da auch 
zuversichtlich. 

Vizepräsident Hans Klein: Möchten Sie noch eine 
Zusatzfrage stellen? 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Ja, danke 
schön. 
Ich habe gehört, daß es entsprechende Vereinba-

rungen z. B. zwischen Frankreich und Rußland geben 
soll . Sehen Sie in diesem Zusammenhang, daß wir 
unter einem gewissen Handlungs- und Zeitdruck 
stehen, und gibt es Möglichkeiten, diese Nutzbarma-
chung von Rohstoffen im Sinne der Bezahlung von 
Leistungen in der nächsten Zeit besonders zu forcie-
ren? 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Nun, es gibt ja Gespräche zwischen Firmen-
konsortien, auch bundesdeutschen Firmenkonsortien, 
und entsprechenden Stellen z. B. in Rußland. Das 
betrifft nicht nur die Verbesserung der Förderkapazi-
täten. Es geht auch um die Vermeidung von Tr ans-
portverlusten, die zum Teil beträchtliche Dimensio-
nen angenommen haben. Hier haben wir die entspre-
chende technologische Leistungsfähigkeit anzubie-
ten. Wenn es zu solchen Vereinbarungen kommt, 

entsteht dabei natürlich auch eine entsprechende 
Verbesserung der Einnahmesituation. Wir hoffen, daß 
damit dann auch das Potential für Käufe in den neuen 
Bundesländern und für die Begleichung von Rech-
nungen steigt. Wir legen schon Wert darauf, daß die 
solchermaßen erzielten Devisen auch zu einem inter-
essanten Anteil in den neuen Bundesländern angelegt 
werden. 
Herr Kollege, wir können andererseits nicht die 

Marktwirtschaft und deren Einführung auch in den 
GUS- und MOE-Ländern propagieren, uns aber 
sofort, wenn es schwierig wird, von deren Regeln 
lösen. Deswegen wird man wohl auf diesem Weg nur 
einen Teil der Probleme lösen können. 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Danke. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schwa-
nitz. 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Minister, Sie sind vorhin 
auch darauf eingegangen, daß das Kabinett beschlos-
sen hat, Barter-Geschäfte zu fördern. Meine Frage 
geht dahin: Es gibt ja sicherlich eine Bedarfsgröße von 
ostdeutschen Betrieben, die Erwartungen in diese 
Förderung setzen. Welche Überlegungen gibt es im 
Kabinett, hier eine Prioritätensetzung vorzunehmen? 
Spielen hier auch strukturpolitische Fragen eine ent-
sprechende Rolle? 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: A lles das, was wir heute in diesem Paket 
beraten haben, dreht sich im speziellen doch um 
unsere Absicht, unseren politischen Willen, die indu-
striellen Kernbereiche in den neuen Bundesländern 
zu erhalten. Dabei wenden wir ein Instrumenten-
Mixed an, das wir an  anderer Stelle nicht anwenden 
würden, ganz einfach, weil sonst eine auch von den 
Menschen zu ertragende Umstrukturierung nicht zu 
erreichen ist. 
Man kann nicht definieren, wie groß das finanzielle 

Volumen ist, das hier in Rede steht. Wir wissen nur, 
daß derzeit bei den Unternehmungen, die bisher 
überwiegend von Ostaufträgen gelebt haben, mehr 
als 200 000 Arbeitsplätze in Gefahr kämen, wenn die 
Handelsbeziehungen zu den früheren Partnern voll-
ständig wegbrechen würden. Diese Anstrengungen 
sind notwendig, damit das nicht eintritt. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Rolf Schwanitz (SPD): Kann ich davon ausgehen, 
daß bei dieser Auswahlproblematik, die zweifelsohne 
ansteht, auch eine entsprechende Mitwirkung der 
neuen Bundesländer möglich sein wird? 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Bei den Einzelentscheidungen über Hermes-
Fälle trifft die entsprechende Festlegung der intermi-
nisterielle Ausschuß. Aber Sie können davon ausge-
hen, daß wir das gesamte Thema der Sanierung, der 
Erhaltung industrieller Kerne in engster Abstimmung 
mit den Landesregierungen und in diesem Fall spe-
ziell mit den Wirtschaftsministern der neuen Bundes-
länder beraten. 
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Vizepräsident Hans Klein: Die nächste Frage, Herr 
Kollege Müntefering. 

Franz Müntefering (SPD): Herr Minister, ich beziehe 
mich auf Ihren zweiten Punkt, die Ostmärkte; das hat 
etwas mit der Unterstützung von Verhandlungen zu 
tun, aber sicher auch mit Geld. Können Sie den Ansatz 
quantifizieren, wieviel die Bundesregierung in die-
sem Jahr und in den nächsten Jahren — auch die 
Frage: wie lange? — für diese Zwecke einzusetzen 
gedenkt? Was kann das für die Zahl der Arbeitsplätze 
bedeuten? Sie sprachen eben von den 200 000 gefähr-
deten. Wie sehen Sie da die Quantitäten? 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Das kann man verantwortlicherweise nicht tun, 
Herr Kollege Müntefering. Ich müßte hier jetzt erstens 
die notwendigen Anstrengungen im von mir ange-
sprochenen Programm der Treuhandanstalt aufrech-
nen; das wird sich von Firma zu Firma unterschiedlich 
darstellen. Ich müßte zweitens über die voraussichtli-
che Inanspruchnahme des Hermes-Plafonds und über 
die voraussichtliche Schadensquote spekulieren. 
Ich will nicht darüber spekulieren, weil ich im Blick 

auf die beiden zuvor gestellten Fragen doch hoffe, daß 
wir sowohl über das Instrument der Absicherung von 
BarterGeschäften sowie vor allem auch über die 
stärkere Nutzung der Einnahmen aus Rohstoffverkäu-
fen Schadensfälle weitestgehend vermeiden. Wenn 
wir von der Annahme sicheren Verlustes ausgehen 
würden, könnten wir an sich das Hermes-Instrumen-
tarium nicht weiter nutzen. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage. 

Franz Müntefering (SPD): Darf ich trotzdem noch 
einmal nachfragen, ob Sie davon ausgehen, daß 
dieses ein einmaliger, ein starker Impuls ist, der da 
gesucht wird, oder ob das eine mittelfristige Konzep-
tion ist, auf die Sie sich einlassen und die Sie in den 
nächsten Jahren eventuell noch verstärken wollen? 
Welche Branchen — wenn Sie das noch mit beant-

worten können — sehen Sie in besonderer Weise 
positiv von den Bemühungen betroffen? 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Es ist bekannt, daß insbesondere im Bereich 
Maschinenbau — und zwar alle Orientierungen des 
Maschinenbaus — eine besondere Abhängigkeit von 
Antriebsmotoren über Landmaschinen bis zu Textil-
maschinen besteht. Aber ich möchte noch einmal 
sagen: Ich will keine Quantifizierung vornehmen. Daß 
es sich bei dem, was wir hier heute beraten haben, um 
Anstrengungen handelt, die sicher mittelfristig not-
wendig sein werden, weil eine Umorientierung auf 
westliche Märkte so kurzfristig gar nicht erfolgen 
kann, ist klar. 
Ich habe, Herr Kollege Müntefering, heute nicht 

— und wir haben das heute nicht beraten — über die 
notwendigen Anstrengungen der westlichen Staaten-
gemeinschaft gesprochen, unseren östlichen Nach-
barn Rückendeckung bei der Überwindung ihrer 
wirtschaftlichen Probleme zu geben. Denn die Wie-
derbelebungen dieser Märkte, die nicht auf Dauer 
abgeschrieben werden dürfen, ist natürlich die sicher-
ste Gewähr dafür, daß dann auch wieder traditionelle 

Lieferbeziehungen angeknüpft werden können. Das 
heißt — eine kleine Einschränkung will ich machen —, 
traditionell nicht in dem Sinne, daß man  an Beziehun-
gen anknüpft, weil sie vorher bestanden haben; viel-
mehr müssen die Beziehungen mit neuem Inhalt 
gefüllt werden, das heißt konkret, auch mit neuen 
Produktqualitäten. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Thal-
heim, die nächste Frage. 

Dr. Gerald Thalheim (SPD): Herr Bundesminister, 
welchen Instrumentariums will sich die Bundesregie-
rung bei der Wiederbelebung des Osthandels — wie 
Sie das nennen — bedienen? Ist geplant, Osthandels-
gesellschaften zu gründen und sie stärker in diesen 
ganzen Prozeß zu involvieren? 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Kollege, ich hatte versucht, das Instru-
mentarium in meinen Eingangsbemerkungen zu 
beschreiben. Die Tatsache, daß alles im Fluß ist, auch 
der Besuch dieser Veranstaltung, hat wahrscheinlich 
damit zu tun, daß ich gebeten werde, das noch einmal 
darzustellen. 
Vielleicht so viel dazu: Die von Ihnen angesproche-

nen Handelsgesellschaften brauchen wir nicht zu 
gründen; private Handelsgesellschaften gibt es. Dort, 
wo mit Handel Geld zu verdienen ist, engagieren sie 
sich auch. Wir möchten die Handelsgesellschaften, so 
stark es eben geht, ausdrücklich in dieses Geschäft mit 
einbeziehen; aber staatliche Gesellschaften brauchen 
wir da nicht. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Bundesminister, 
herzlichen Dank. Im übrigen ist es ja, wie Sie wissen, 
in der Politik kein Novum, daß Fragen nach etwas 
gestellt werden, was bereits behandelt worden ist, 
weil der Fragesteller ein bißchen spät dran war. 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Das lag wahrscheinlich mehr daran, daß ich zu 
früh da war. 

Vizepräsident Hans Klein: Das müßte ich jetzt weiter 
kommentieren. — Vielen Dank, Herr Minister. 

(Franz Müntefering [SPD]: Mancher wird 
bestraft, weil er zu früh kommt!) 

Ich frage die Kolleginnen und Kollegen, ob Fragen 
zu anderen Themenbereichen an die Regierung 
gestellt werden. — Bitte sehr! 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke 
Liste): Trifft es zu, daß heute im Kabinett Fragen 
behandelt worden sind, die die Abschiebung von 
Roma aus Rumänien betreffen, daß in diesem Zusam-
menhang größere Einheiten der Polizei und des Bun-
desgrenzschutzes für dieses Wochenende mobilisiert 
wurden und daß es sich um etwa 30 000 Personen 
handeln soll? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege, das ist nicht behan-
delt worden. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte! 
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Rolf Schwanitz (SPD): Trifft es zu, daß in der 
Kabinettsrunde heute auch Fragen behandelt worden 
sind zur Finanzierung von Altlasten in den neuen 
Bundesländern, insbesondere die Frage der Beteili-
gung der Länder und des Bundes dabei, und, wenn ja, 
was ist dort beschlossen worden? 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Bundesminister! 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Im Gegensatz zur vorherigen Frage kann diese 
Frage mit Ja beantwortet werden. Wir haben uns mit 
der Situation in der ostdeutschen Braunkohlenindu-
strie beschäftigt, also mit den Privatisierungsbemü-
hungen für Mibrag und Laubag. Dabei spielt ja u. a. 
die Frage der Altlasten eine beträchtliche Rolle. Ich 
möchte, Herr Präsident, folgende Bemerkungen dazu 
machen: 
Erstens. Wir sehen, daß die notwendige Privatisie-

rung, für die es Bewerber und Interessenten gibt, an 
einigen Punkten hängt, nicht nur an dem ausstehen-
den Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Klage 
der Kommunen zum Stromversorgungsvertrag, son-
dern auch daran, daß die betroffenen drei Bundeslän-
der — Sachsen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg — 
noch keine rechtliche und politische Klarheit über die 
notwendige Nutzungsdauer der Braunkohlentage-
baue geschaffen haben. Milliardeninvestitionen in 
diesem Bereich werden nicht erfolgen, wenn nicht 
klar ist, daß man auch eine hinreichende Nutzungs-
dauer hat. 
Darüber hinaus ist die Frage der Aufteilung der 

Altlasten noch nicht geklärt. Darüber hat es gestern 
eine weitere Verhandlungsrunde mit den drei betrof-
fenen Bundesländern gegeben. Morgen folgt, da man 
sich nicht geeinigt hat, eine weitere. In der Runde, die 
am Montag beim Bundeskanzler mit den Vertretern 
der neuen Länder, den Ministerpräsidenten und den 
Repräsentanten der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
organisationen, stattfinden wird, soll dann nach Mög-
lichkeit das Ergebnis festgelegt werden. Ich halte es 
für zwingend geboten, daß in dieser Altlastenproble-
matik, die manches an Investitionen hemmt, jetzt 
schon Einigungen erfolgen. Dabei wird man bei 
sogenannten Großprojekten sicher von Fall zu Fall 
auch andere Anteile der Übernahme der Kosten 
zwischen Bund und Ländern festlegen als bei der 
Altlastenproblematik im allgemeinen. 
Ich bedauere, Ihnen das jetzt nicht mit Quoten 

vortragen zu können oder gar in DM-Beträgen, weil, 
wie ich beschrieben habe, ein Verhandlungsprozeß 
im Gange ist, und während der Verhandlungen will 
man ja die Karten auch nicht völlig auf den Tisch 
legen. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Zapf, 
bitte. 

Uta Zapf (SPD): Ich wüßte gern, ob sich die Bundes-
regierung in ihrer Kabinettssitzung mit einem Vorfall 
beschäftigt hat, der in der vergangenen Woche durch 
die Zeitungen ging, wo sich ein Bundeswehrkomman-
deur über mögliche Einsatzoptionen der Bundeswehr 
ausgelassen hat. Ich wüßte gern, wie die Bundesregie-
rung zu den dort genannten Einsatzoptionen Bekämp

-

fung von internationalem Terrorismus und Drogen-
handel — — 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, darf ich Sie 
unterbrechen? Wollen wir vielleicht zunächst einmal 
feststellen, ob sich die Bundesregierung damit befaßt 
hat, um nicht das Thema jetzt ausführlich auf dem 
Wege der Frage einzuführen. Wenn sich die Bundes-
regierung damit befaßt hat, kann das der Parlamenta-
rische Staatssekretär zunächst einmal beantworten. 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Die Bundesregierung hat sich 
damit nicht befaßt. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Fragen? — Wei-
tere Fragen an die Regierung scheinen nicht vorzulie-
gen. 

(Franz Müntefering [SPD]: Sie hat sich doch 
mit nichts befaßt! Was sollen wir sie fragen? 

— Heiterkeit) 
Frau Kollegin Zapf, die Regierung hat sich heute 

nicht damit befaßt. Aber da keine weiteren Fragen zur 
Kabinettssitzung vorliegen, könnten Sie diese Frage, 
wenn Sie wollen, vielleicht noch einmal stellen. 

Uta Zapf (SPD): Das tue ich sehr gern. Herzlichen 
Dank, Herr Präsident. 
Ich nehme an, daß die Bundesregierung den Vorfall 

zur Kenntnis genommen hat. Er wurde ja auch öffent-
lich diskutiert. Ich möchte gern die Bundesregierung 
fragen, ob sie mit den Gedanken des Kommandeurs 
des Heeresfliegerregiments 10 bezüglich seines vor-
getragenen „Einsatzspektrums 2000" der Bundes-
wehr übereinstimmt, was zukünftige Bundeswehrein-
satzoptionen betrifft, und auf welcher rechtlichen 
Grundlage ein Offizier der Bundeswehr bei einer 
offiziellen Veranstaltung der Bundeswehr mit derarti-
gen Szenarios an die Öffentlichkeit treten kann, wenn 
diese sich nicht mit den Meinungen des Verteidi-
gungsministeriums decken — diese Szenarios betref-
fen Einsätze der Bundeswehr bei der Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus und des Drogenhandels, 
bei der Migration, wie immer das auch gemeint war, 
und im Bereich der inneren Sicherheit —, und ob ein 
solches Verhalten disziplinarisch belangt wird. 
Die zweite Frage in diesem Zusammenhang wäre, 

ob die Bundesregierung meiner Auffassung zustimmt, 
daß ein solches Aufgabenspektrum nicht vom Grund-
gesetz abgedeckt ist, daß es dazu Grundgesetzände-
rungen bedürfte und daß der Primat der Politik, wenn 
ein Offizier mit solchen Gedankenspielen an die 
Öffentlichkeit geht — und es war öffentlich — zutiefst 
verletzt ist, wenn so etwas vorliegt. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, so hatte ich 
meine Aufforderung zwar nicht gemeint, daß Sie hier 
einen größeren Redebeitrag halten. Es bleibt immer 
noch eine Befragung. Aber, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Wilz, Sie werden das jetzt sicher beant-
worten. 

Bernd Wilz, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Auftrag der Bun-
deswehr ist Friedenssicherung durch Verteidigungs- 
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Parl. Staatssekretär Bernd Witz 
fähigkeit. Wir haben die Aufgabe der Landesverteidi-
gung, aber auch der erweiterten Landesverteidigung 
im Rahmen der Bündnisverteidigung. Darüber hinaus 
ist für uns klar, daß wir Einsätze im Rahmen humani-
tärer Aufgabenstellungen wahrnehmen. Dies tun wir. 
Darüber hinaus sind wir in Überlegungen, ob, begin-
nend möglicherweise im Herbst nächsten Jahres, 
Blauhelmeinsätze vorgenommen werden. Dies ist der 
Stand der Dinge. 
Wenn Offiziere der Bundeswehr darüber hinausge-

hende Äußerungen von sich geben, dann ist zu fragen, 
ob die gedeckt sind. Da ich diesen Vorgang im Detail 
nicht kenne, muß ich mir die Äußerungen erst 
beschaffen. Danach kann ich diese Äußerungen 
bewerten. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Zapf. 

Uta Zapf (SPD): Herr Staatssekretär, ich formuliere 
jetzt etwas anders. Sollte es zutreffen, daß dieser 
Offizier geäußert hat, daß künftige Aufgaben der 
Bundeswehr z. B. in der inneren Sicherheit liegen 
oder bei der Abwehr von Migrationsströmen, würden 
Sie dann zustimmen, daß dies nicht von der Auffas-
sung gedeckt ist, die wir bisher gemeinsam vertreten 
haben und dies dann disziplinarisch geahndet werden 
müßte. 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Frau Kollegin, ich bitte sehr um 
Verständnis, daß ich auf hypothetische oder spekula-
tive Fragen nicht antworte. Es gehört zum guten 
Umgang auch mit Offizieren der Bundeswehr, daß 
man ihnen die Möglichkeit der Anhörung gibt. Wenn 
man dies getan hat und wenn dann Vorgänge vorlie-
gen, die disziplinarrechtliche Maßnahmen auslösen 
müssen, dann werden wir das selbstverständlich 
tun. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich frage die Kolleginnen 
und Kollegen, ob weitere Fragen zu anderen Berei-
chen vorliegen. — Bitte, Herr Kollege Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Ich sehe gerade, daß der 
Bericht in der „Frankfurter Rundschau" über die 
Planspiele des Kommandeurs vom 18. September 
1992 stammt. Entspricht die Tatsache, daß Sie sich 
fünf Tage nach einer solchen Berichterstattung noch 
nicht damit befaßt haben und demzufolge nicht in der 
Lage sind, zu solch schwerwiegenden Äußerungen 
dem Hause eine Auskunft zu geben, der Bearbei-
tungsgeschwindigkeit des Ministe riums? 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Nur in Friedenszeiten!) 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege, ich weise 
zunächst darauf hin, daß Zeitungsaussagen sehr viel-
fältig sein können. 

(Peter Conradi [SPD]: Sie lesen nur die, die 
Ihnen gefallen!) 

Man  kann nicht immer sofort jede Zeitung auf ihren 
Wahrheitsgehalt hin überprüfen. 
Aber folgendes — ich habe das bereits vorhin 

gesagt — gilt immer: Zunächst muß man dem be trof-

fenen Offizier die Möglichkeit zu einer Antwort 
geben. Wenn diese Antwort vorliegt und alle Fragen 
geklärt sind, kann ein Prüfungsverfahren eingeleitet 
werden. 
Berücksichtigen Sie dies unter dem Gesichtspunkt 

der Zeitspanne vom 18. September bis heute, dann, so 
glaube ich, werden Sie zu einer anderen Bewertung 
kommen. 

(Peter Conradi [SPD]: Das nenne ich schnel-
len Einsatz!) 

Vizepräsident Hans Klein: Eine weitere Frage des 
Abgeordneten Möllemann. 

Jürgen W. Möllemann (F.D.P.): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie den Eindruck, den man jedenfalls von der 
Regierungsbank aus soeben haben konnte, bestäti-
gen, daß der Artikel vom 18. September durch den 
Abgeordneten Conradi erst heute, am 23. September 
1992, zur Kenntnis genommen worden ist? 

(Heiterkeit — Peter Conradi [SPD]: Rich-
tig!) 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Diesen Eindruck bestätige 
ich. 

(Peter Conradi [SPD]: Wir haben ja auch 
keinen Apparat wie die Regierung! Sie las-
sen ja lesen! Wir müssen selber lesen! — 

Heiterkeit) 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Frage des Kollegen 
Schily. 

Otto Schily (SPD): Ist in der heutigen Kabinettssit-
zung die Situation in bezug auf die Maastrichter 
Verträge erörtert worden? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin im Auswärti-
gen Amt: Jawohl, Herr Kollege. Das ist der Fall. Wir 
haben den Ausgang des Referendums in Frankreich 
begrüßt und festgestellt, daß dies ein wichtiger Schritt 
zur Ratifizierung des Maast richter Vertrages sein 
wird. Wir haben allerdings auch gesagt, daß das 
Ergebnis des Referendums, nämlich 51,1 %, uns Anlaß 
sein muß, darüber nachzudenken, wie wir diesen 
Vertrag und einige ganz besonders wichtige Ele-
mente, die auch die Bundesregierung immer vertreten 
hat, dieses Vertrages in der Bevölkerung weiter und 
näher erläutern können. Der Bundeskanzler hat dies-
bezüglich ganz besonders folgende Themen hervor-
gehoben: Subsidiarität, föderaler Aufbau der Gemein-
schaft und Demokratisierung der Gemeinschaft. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schily, noch 
eine Zusatzfrage. 

Otto Schily (SPD): Ist in der Kabinettssitzung auch 
besprochen worden, daß ein offenkundiger Dissens 
zwischen der Bundesregierung und dem französi-
schen Staatspräsidenten Mitterrand bezüglich der 
Auslegung der Maast richter Verträge — ich meine 
Art. 107 — besteht? Es geht dabei um die Unabhän-
gigkeit der in Aussicht genommenen Europäischen 
Zentralbank. 



9054 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 106. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 23. September 1992 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin im Auswärti-
gen Amt: Dies ist nicht der Fall, Herr Kollege 
Schily. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Conradi, 
bevor ich Ihnen das Wort gebe, muß ich zur Erklärung 
des Ablaufs folgendes sagen: Wir haben eine 
Geschäftsordnung, in der geregelt ist, daß Themen, 
die in der betreffenden Woche ausgedruckt auf der 
Tagesordnung stehen, nicht in der Fragestunde 
behandelt werden sollen. Nun hat der frühere Kollege 
Jahn, Parlamentarischer Geschäftsführer, seinerzeit 
eingebracht, daß man auch in der Kabinettsberichter-
stattung nicht über Themen berichten soll, die in 
dieser betreffenden Woche auf der Tagesordnung 
stehen. Das wurde damals vom Ältestenrat wider-
spruchslos so akzeptiert. 
Nun war dieses Thema nicht Thema im Rahmen der 

Kabinettsberichterstattung, sondern der Kollege 
Schily hat es jetzt, im allgemeinen Frageteil, ange-
sprochen. Insofern sind wir in der seltsamen Situation, 
daß ich die Frage, die Herr Schily gestellt hat, auf 
Grund unserer Geschäftsordnung in der Fragestunde 
nachher nicht zulassen kann, wir das Thema aber jetzt 
behandeln können. 
Frau Staatsministerin, ich wollte Sie nur auf diesen 

Hintergrund hinweisen. Jetzt hat der Kollege Conradi 
noch eine Frage. 

Peter Conradi (SPD): Möglicherweise ist auch der 
damalige Beschluß des Ältestenrates der Diskontinui-
tät anheimgefallen und müßte neu gefaßt werden. 
Frau Staatsministerin, in welcher Weise gedenkt die 

Bundesregierung eine Klärung mit dem französischen 
Staatspräsidenten darüber herbeizuführen, ob die 
Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank in 
Zukunft gewährleistet ist oder ob diese, wie Herr 
Mitterrand öffentlich erklärt hat, weisungsabhängig 
ist? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin im Auswärti-
gen Amt: Herr Kollege Conradi, wie ich gerade sagte, 
war dies heute nicht Gegenstand der Debatte. Die 
Bundesregierung verweist nachdrücklich auf ihre 
Position, daß sie den Vertragsinhalt und den Vertrags-
text als den richtigen Weg dazu beurteilt, die Unab-
hängigkeit der Europäischen Zentralbank zu garan-
tieren. Sie hält die Unabhängigkeit dieses Instituts als 
ganz grundlegende Voraussetzung für den Übergang 
in die dritte Stufe für notwendig. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es weitere Fragen zu 
einem allgemeinen Themenbereich an die Bundesre-
gierung? — Dies ist jetzt nicht der Fa ll . Dann danke ich 
den Mitgliedern der Bundesregierung, die zum 
Zwecke der Beantwortung von Fragen in der Regie-
rungsbefragung hierhergekommen sind, und unter-
breche die Sitzung für drei Minuten, damit die Kolle-
gen, die sich auf 13.35 Uhr eingestellt haben, pünkt-
lich mit dem Ablauf der Fragestunde rechnen kön-
nen. 

(Unterbrechung von 13.33 Uhr bis 
13.35 Uhr) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich fahre in der unterbro-
chenen Sitzung fort. 

Ich rufe auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 12/3269 — 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Frauen und Jugend. Zur Beantwor-
tung der Fragen ist die Parlamentarische Staatssekre-
tärin Cornelia Yzer erschienen. 
Ich rufe die Frage 1 des Kollegen Dr. Jürgen Meyer 

auf: 
Ist es richtig, daß Jugendliche, die sich für einen „Freiwilligen 

Sozialen Dienst in Europa" für die Dauer bis zu drei Jahren 
entscheiden, diese Zeit nicht auf den Zivildienst angerechnet 
bekommen, und was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
unternehmen? 

Frau Parlamentarische Staatssekretärin, Sie haben 
das Wort. 

Cornelia Yzer, Parl. Staatssekretärin bei der Bun-
desministerin für Frauen und Jugend: Herr Kollege 
Meyer, Ihre Frage beantworte ich wie folgt: Das 
Programm „Freiwillige Soziale Dienste Europa" 
wird angeboten von dem Verein „Initiative Christen 
für Europa e. V.". Dieser Verein gehört zu den vom 
Bundesministerium für Frauen und Jugend anerkann-
ten Trägern zur Durchführung von Auslandsdiensten 
anerkannter Kriegsdienstverweigerer nach § 14 b des 
Zivildienstgesetzes. Danach können sich Zivildienst-
pflichtige zur Ableistung eines Dienstes im Ausland 
verpflichten, der das friedliche Zusammenleben der 
Völker fördern will. Dieser Auslandsdienst muß min-
destens zwei Monate länger dauern als der Zivil-
dienst, in der Regel also insgesamt 17 Monate. Wer 
einen solchen Dienst geleiset hat, wird nicht mehr zum 
Zivildienst herangezogen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Teilen Sie die 
Auffassung, daß es im Zeichen des zusammenwach-
senden Europa provinziell wäre, das Ableisten des 
Zivildienstes im Rahmen des Jugendwerkes für Inter-
nationale Zusammenarbeit dadurch zu erschweren, 
daß man die genannte Regelung in dem von Ihnen 
erwähnten § 14b so restriktiv auslegt, wie es bisher 
geschieht? 

Cornelia Yzer, Parl. Staatssekretärin: Herr Kollege, 
ich teile Ihre Auffassung, daß hier eine restriktive 
Auslegung des § 14b des Zivildienstgesetzes erfolgt, 
nicht. Wir müssen davon ausgehen, daß eine grund-
sätzliche strukturelle Gleichbehandlung des inländi-
schen und des ausländischen Dienstes hier nicht 
erfolgen kann. Der Auslandsdienst nach § 14b des 
Zivildienstgesetzes wird auf der Grundlage eines frei 
zu vereinbarenden privatrechtlichen Vertrages zwi-
schen dem Freiwilligen und dem anerkannten Träger 
durchgeführt. Dies hat zwangsläufig zur Folge, daß 
hier unterschiedliche Anforderungen gestellt wer-
den. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Teilen Sie die 
Auffassung, daß die Regelung in § 14 b Abs. 2, wonach 
ein Dienst im Ausland anerkannt werden kann, wenn 
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er aus Gründen, die der Kriegsdienstverweigerer 
nicht zu vertreten hat, vorzeitig beendet wird, fol-
gende Auslegung zuläßt: Ein angebotener Dienst von 
lediglich 12 Monaten ist ein solcher Grund, den der 
Kriegsdienstverweigerer nicht zu vertreten hat, so daß 
nach geltendem Recht die volle Anrechnung des 
Dienstes in Europa, soweit er zwei Monate überschrei-
tet, möglich wäre? 

Cornelia Yzer, Pari. Staatssekretärin: Herr Abgeord-
neter, die mindestens um zwei Monate längere Dauer 
des Auslandsdienstes ist unter Berücksichtung des 
Grundsatzes der allgemeinen Dienstgerechtigkeit 
angemessen. Sie soll nach dem Willen des Gesetzge-
bers ein Ausgleich dafür sein, daß der vertraglich frei 
zu vereinbarende Auslandsdienst im Gegensatz zum 
staatlichen Zivildienst kein besonderes Gewaltver-
hältnis mit der Besonderheit klarer Über- und Unter-
ordnung, Weisungsgebundenheit, Disziplinargewalt 
sowie gewissen Einschränkungen der persönlichen 
Freiheit darstellt. Insofern sind unterschiedliche 
Behandlungen, wie bereits ausgeführt, gerechtfer-
tigt. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Elmer hat 
eine Zusatzfrage. 

Dr. Konrad Elmer (SPD): Frau Staatssekretärin, 
wäre es auch in Ihrem Sinne denkbar, diesem Dienst 
von seiten der Bundesregierung, analog den Auf-
wandszuschüssen für Zivildienstleistende im Inland, 
eine irgendwie geartete finanzielle Unterstützung 
zukommen zu lassen? 

Comelia Yzer, Parl. Staatssekretärin: Herr Abgeord-
neter Elmer, die Unentgeltlichkeit des Auslands-
dienstes nach § 14b des Zivildienstgesetzes hat der 
Gesetzgeber vorgeschrieben, um damit das beson-
dere freiwillige Engagement der Dienstleistenden an 
einem völkerverbindenden Versöhnungsdienst her-
auszustellen und zu betonen. An diese gesetzgeberi-
sche Vorgabe sind wir gebunden. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen zu 
diesem Thema? — Das ist nicht der Fall. Dann 
bedanke ich mich bei Ihnen, Frau Parlamentarische 
Staatssekretärin. 
Zur Frage 2 wird um schriftliche Beantwortung 

gebeten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
Die Frage 3 ist zurückgezogen worden. 
Bei den Fragen 4 bis einschließlich 8 ist um schrift-

liche Beantwortung gebeten worden. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

des Auswärtigen auf. Zur Beantwortung steht uns 
Herr Staatsminister Helmut Schäfer zur Verfügung. 
Die Fragestellerin der Frage 51 ist nicht im Raum. Es 

wird nach der Geschäftsordnung verfahren. 
Die Frage 52 hat die Kollegin Susanne Kastner 

gestellt. 
Wird in dem neuen Zusatzabkommen zum NATO-Truppen

-

statut, das zur Zeit vor dem Abschluß steht, die Gleichstellung 
der bei den Alliierten, speziell bei den amerikanischen Streit-
kräften, angestellten deutschen Zivilbeschäftigten mit den Zivil-
beschäftigten bei der Bundeswehr verankert sein? 

Herr Staatsminister, ich bitte Sie um Beantwor-
tung. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Kollegin, die beiden Fragen, die Sie gestellt 
haben, hängen eng miteinander zusammen. Ich 
möchte sie deshalb auch zusammen beantworten. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich rufe dann auch die 
Frage 53 der Abgeordneten Susanne Kastner auf: 

Wenn nein, wie begründet die Bundesregierung die Fortdauer 
minderen Rechts für die deutschen Zivilbeschäftigten bei den 
Alliierten? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Die Gleichstellung 
der deutschen Zivilbeschäftigten bei den Streitkräf-
ten der Alliierten mit den Zivilbeschäftigten bei der 
Bundeswehr ist eines unserer wesentlichen Verhand-
lungsziele. Die Verhandlungen sind noch nicht abge-
schlossen. Ich bitte Sie deshalb um Verständnis dafür, 
daß ich im derzeitigen Stadium keine detaillie rten 
Angaben über die noch offenen Punkte machen 
kann. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, eine 
Zusatzfrage. 

Susanne Kastner (SPD): Herr Staatsminister, dann 
hätte ich gerne, wenn Sie keine detaillierten Aus-
künfte geben können, einen Hinweis auf die Zielset-
zung Ihrer Verhandlungen, und zwar einen etwas 
dezidierteren Hinweis, bitte. 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Sie wissen, daß bei 
diesen Verhandlungen eine ganze Fülle von Fragen 
mit den Alliierten besprochen werden. Schwerpunkte 
in diesem Fragenkomplex, bei dem eine ganze Fülle 
von Fragen — ich sagte das schon — zu besprechen 
sind, sind vor allem Kündigungsschutzverfahren, Mit-
bestimmung und Arbeitsschutz. Ich nenne jetzt ein-
mal drei Schwerpunkte. Es sind nicht die einzigen 
Punkte, über die verhandelt worden ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Susanne Kastner (SPD): Herr Staatsminister, es gibt 
auch Amerikaner, die bei deutschen Stellen in Ame-
rika arbeiten. Könnten Sie mir sagen, wie es dort 
gehandhabt wird und ob auch das eine Grundlage der 
Diskussion in den Verhandlungen zum NATO-Trup-
penstatut ist? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Frau Kollegin, es 
geht weniger um Amerikaner, die bei vergleichbaren, 
mit Billigung der Vereinigten Staaten dort stationier-
ten deutschen Einheiten arbeiten, sondern es geht um 
die Gleichbehandlung der Deutschen und auch des 
deutschen Militärs in den Vereinigten Staaten und in 
Kanada, also in den Ländern, die mit NATO-Truppen 
hier bei uns seit vielen Jahren stationiert sind. Auch 
das ist ein Thema der Verhandlungen. 
Ich darf noch einmal sagen: Wir haben schon jetzt in 

einer ganzen Reihe von Punkten Einverständnis her-
gestellt. Es gibt aber noch einige Punkte — ich kann 
sie leider nicht nennen —, die noch zu verhandeln sind 
und noch nicht abschließend einvemehmlich geklärt 
werden konnten. 
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Vizepräsident Hans Klein: Sie haben noch zwei 
Fragen. 

Susanne Kastner (SPD): Herr Staatsminister, könn-
ten Sie mir die Ergebnisse der bereits behandelten 
Punkte vielleicht schriftlich mitteilen? Wann kann 
man damit rechnen, daß die Verhandlungen zum 
NATO-Truppenstatut beendet sind? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Frau Kollegin, ich 
kann Ihnen das, was ich Ihnen mündlich nicht mittei-
len kann, auch nicht schriftlich mitteilen, weil es eine 
ganz sensible Materie ist und weil gerade die Alliier-
ten, gerade diejenigen, die mit uns verhandeln, auf 
frühzeitige Vorstöße der Bundesregierung in einer 
komplizierten Verhandlungsrunde nicht sonderlich 
positiv reagieren würden. Es gibt Hinweise dafür, daß 
gewisse Zeitungsartikel, die es zu dem bisherigen 
Ergebnis schon gab, die Verhandlungen nicht erleich-
tert haben. Ich bitte also um Verständnis. Sie können 
sicher sein, auch ich bin natürlich daran interessiert 
— ich habe diese Probleme ebenfalls in meinem 
Heimatbereich; der Kollege Mü ller wird dazu gleich 
Fragen stellen —, daß wir hier vorankommen und daß 
wir Ergebnisse erzielen, die in unserem Interesse, im 
Interesse der deutschen Beschäftigten bei NATO-
Partnern in Deutschland, liegen; es sind nicht nur die 
Amerikaner betroffen. Aber das ist natürlich nicht 
ganz einfach. 
Von daher möchten wir jetzt nicht die Verhandlun-

gen durch zu frühzeitige Informationen darüber 
erschweren, welche Probleme wir schon gelöst haben 
und wo wir uns noch weiter bemühen müssen, daß 
solche Ergebnisse, wie wir sie wollen, zustande kom-
men. 

Susanne Kastner (SPD): Vielleicht nennen Sie mir 
noch den Zeitpunkt, wann in etwa die Verhandlungen 
zum NATO-Truppenstatut abgeschlossen sind. 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Sie greifen mit Ihrer 
Zusatzfrage der Frage des Kollegen Müller vor; er hat 
nämlich genau diese Frage gestellt: 

Wann ist mit dem Abschluß der Verhandlungen fiber das 
Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut und mit der Unter-
zeichnung des Vertrages zu rechnen? 

Ich muß jetzt schon auf die Frage von Herrn Kolle-
gen Müller antworten, daß wir noch keine Aussage 
dazu machen können. Die Verhandlungen sind im 
September 1991 begonnen worden. Es bleibt eine 
Reihe wichtiger Fragen zu klären. Diese Fragen — ich 
darf das ergänzen, was ich schon gesagt habe — 
werden jetzt auf der Ebene der Außenminister behan-
delt. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Müller, auf 
Grund des ökonomischen Verfahrens, das die Kolle-
gin Kastner mit dem Herrn Staatsminister eingeschla-
gen hat, können Sie gleich zu den Zusatzfragen 
kommen. 

Albrecht Müller (Pleisweiler) (SPD): Ich habe zwei 
Zusatzfragen: Wird denn die Bundesregierung akzep-
tieren, daß die Zivilbeschäftigten bei den Alliierten 
weniger Rechte haben als die Zivilbeschäftigten bei 
der Bundeswehr? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
glaube, wir sind uns alle darin einig — da gibt es 
keinen Unterschied zwischen der Bundesregierung 
und dem Deutschen Bundestag —, daß wir das, was 
wir erreichen können und erreichen müssen, mit 
unseren Forderungen auch erreichen wollen. Wir 
müssen uns aber darüber im klaren sein, daß es in 
einigen Punkten ziemlich große Schwierigkeiten gibt. 
Ich darf als Stichwort nur die Mitbestimmung nennen. 
Sie wissen, daß die Mitbestimmung bei uns vollkom-
men anders gehandhabt wird als etwa in den Ver-
einigten Staaten von Amerika, in Kanada oder 
sonstwo. Es gibt da ernstliche, rechtliche Probleme. 
Wir müssen uns darüber im klaren sein, daß man eine 
hundertprozentige Lösung der Probleme zwar errei-
chen will, aber daß man dann, wenn Wesentliches 
erreicht werden kann, unter Umständen auch Kom-
promisse eingehen muß — wo, das sei dahingestellt; 
dazu kann ich im Augenblick nichts sagen; darüber 
muß noch gesprochen werden. 
Wir haben zwar schon wesentliche Punkte einver-

nehmlich klären können, sind uns aber einig, daß es 
jetzt auch der Ebene der Außenminister bedarf, um 
einige noch nicht geklärte Punkte auf dieser höheren 
Ebene der Klärung zuzuführen. 

Albrecht Müller (Pleisweiler) (SPD): Herr Staatsmi-
nister,  da vorhin eine Frage meiner Kollegin mißver-
standen worden ist, will ich an diese Frage noch 
einmal erinnern. Die Frage meiner Kollegin zielte 
darauf, ob es in dieser Welt denkbar ist, daß in einem 
Land, nämlich in unserem, für Menschen dieses Lan-
des ein unterschiedliches Recht gilt, je nachdem, ob 
sie bei einem inländischen oder bei einem ausländi-
schen Arbeitgeber arbeiten. — Das ist sozusagen nur 
noch einmal die Aufnahme der Frage meiner Kolle-
gin. 
Meine Frage ist, ob die Bundesregierung überhaupt 

angestrebt hat, die Gleichstellung zu erreichen, und 
speziell: Hat sie überhaupt die Gleichheit bei der 
steuerlichen Behandlung von deutschen Arbeitneh-
mern und ausländischen Arbeitnehmern ange-
strebt? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, es ist 
ganz klar, daß die Bundesregierung die Gleichstel-
lung deutscher Angestellter angestrebt hat und sehr 
energisch verhandelt hat. Sie haben vielleicht zur 
Kenntnis genommen, daß das am Anfang nicht ganz 
leicht war. Das Klima hat sich sehr verbessert. Wir 
haben sehr vieles schon erreichen können. 
Wir streben weiterhin die Gleichstellung an. Wir 

streben auch die Gleichstellung von deutschen Ein-
richtungen in diesen Ländern an; auch das ist nicht 
sichergestellt. Dies ist weniger eine innenpolitische 
als eine außenpolitische Frage. Wir legen Wert darauf, 
daß für deutsche Truppen, die bei unseren Nachbarn 
stationiert sind, die gleichen Rechte angewendet 
werden, wie sie hier gegenüber unseren NATO-
Partnern angewandt worden sind. Dieses Feld ist 
rechtlich zum Teil sehr schwierig. 

Albrecht Müller (Pleisweiler) (SPD): Und die steuer-
liche Gleichstellung? 
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Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, Sie haben 
Ihre zwei Zusatzfragen gestellt. 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Ich gehe dann 
schon in die Einzelheiten. Ich kann nur sagen: Wir tun 
unser Möglichstes, um so weit zu kommen, wie wir 
alle hoffen, kommen zu können. 

Vizepräsident Hans Klein: Die nächste Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Lowack. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Herr Staatsminister, 
kann man sich darüber einig sein, daß die aufgewor-
fenen Fragen nur im Kontext mit den außenpolitischen 
Problemen und auch den Fragen erörtert und zu 
einem Ergebnis gebracht werden können, die sich im 
Augenblick insgesamt im Verhältnis zu den Vereinig-
ten Staaten von Amerika auch bezüglich einer Neu-
strukturierung des Nordatlantischen Bündnisses stel-
len? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Sie weisen auf 
größere Zusammenhänge hin. Diese stehen bei sol-
chen Verhandlungen natürlich im Hintergrund; das ist 
klar. Wir sind von Anfang an mit der ganz klaren 
Zielsetzung in die Verhandlungen gegangen, daß 
bestehende Ungleichgewichte beseitigt werden. Wir 
sind ein souveräner Staat; daran gibt es überhaupt 
keinen Zweifel. Aber wir haben Verträge auch zu 
einem Zeitpunkt abgeschlossen, als wir noch kein 
souveräner Staat in dem Sinne wie heute waren. 
Hier ergibt sich eine Fülle von rechtlichen Proble-

men, die im Zusammenhang mit der Gesetzgebung, 
die in den be troffenen Ländern anders als bei uns ist, 
stehen; man fürchtet Ausweitungen. Ich kann jetzt die 
Palette der Besorgnisse auf der anderen Seite, deren 
Berechtigung man anerkennen muß, nicht insgesamt 
vortragen. Aber Sie können versichert sein, der Bun-
desaußenminister wird in seinem Schreiben an  seine 
Kollegen aus den sechs Staaten, die be troffen sind, die 
noch nicht in unserem Sinne zu Ende verhandelten 
Fragen noch einmal aufwerfen und sich damit auch 
auf Außenministerebene bemühen, daß man diese 
Fragen möglichst bald löst, damit die Verhandlungen 
zum Abschluß gebracht werden können. 

Vizepräsident Hans Klein: Sie können gleich ste-
henbleiben, Herr Kollege. Denn ich rufe die Frage 55, 
die der Abgeordnete Lowack gestellt hat, auf: 

Wann wird die Bundesregierung mit der Regierung Polens 
über das völkerrechtswidrig entzogene Eigentum der Vertriebe-
nen verhandeln, nachdem Vermögensfragen ausdrücklich aus 
dem deutsch-polnischen Grenzanerkennungs- und dem 
Freundschaftsvertrag ausgeklammert worden waren? 

Herr Staatsminister, Sie haben schon wieder das 
Wort. 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, Ihnen 
ist bekannt, daß die Bundesregierung und die Regie-
rung von Polen in der Eigentumsfrage gegensätzliche 
Rechtsauffassungen vertreten. Es ist der Bundesregie-
rung gelungen, in den schwierigen Verhandlungen 
über den deutsch-polnischen Vertrag über gute Nach-
barschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit 
vom 17. Juni 1991 die Vermögensfrage offenzuhalten. 
Diese Offenhaltung ist in Ziffer 5 des zum Vertrag 

gehörenden Briefwechsels der Außenminister aus-
drücklich von beiden Seiten übereinstimmend festge-
halten. 
Der Vertrag ist seit Januar dieses Jahres, also seit 

weniger als einem Jahr, in Kraft. Vor diesem Hinter-
grund ist es verfrüht, polnische Verhandlungsbereit-
schaft in dieser Frage zu erwarten. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Herr Staatsminister, 
ist der Bundesregierung nicht bekannt — es ist ihr, 
jedenfalls nach dem Gespräch, das Dr. Kastrup mit 
Mitgliedern des Auswärtigen Ausschusses geführt 
hat, teilweise wohl doch bekannt gewesen —, daß 
durch diese Klausel — — 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, Informatio-
nen über Mitteilungen in Ausschüssen werden weder 
im Plenum noch in der Öffentlichkeit gegeben. Darf 
ich mir diesen Hinweis erlauben? 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Herr Präsident, Sie 
dürfen sich immer einen Hinweis erlauben. 
Ist der Bundesregierung der Effekt bekannt, daß die 

Betroffenen durch das Ausklammern von Vermögens-
ansprüchen im Augenblick auch nicht z. B. zum Bun-
desverfassungsgericht gehen können, weil die Bun-
desregierung darauf hinweist, daß hier noch keine 
abschließende Regelung erfolgt sei, und daß durch 
diese Regelung im Grunde genommen ein ganz 
wichtiges Rechtsmittel für die Betroffenen weggefal-
len ist? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, soviel 
ich weiß, gab es ja schon Gerichtsurteile im Zusam-
menhang mit der Anfechtung des deutsch-polnischen 
Vertrages im Hinblick auf ungelöste Vermögensfra-
gen, die den Standpunkt der Bundesregierung ein-
deutig bekräftigt haben. 
Der Bundesregierung sind natürlich alle diese Pro-

bleme bekannt, Herr Kollege. Es ist immer nett, wenn 
gefragt wird: Sind der Bundesregierung Probleme 
bekannt? Natürlich sind ihr alle Probleme bekannt. 
Aber ich muß hinzufügen, daß umgekehrt den Betrof-
fenen bekannt ist, daß sich bei den deutsch-polni-
schen Verhandlungen in dieser speziellen Frage eine 
Einigung nicht erzielen ließ, und daß wir in dem von 
mir zitierten Brief der Außenminister ausdrücklich 
festgehalten haben, daß es hier gegenteilige Auffas-
sungen gibt. 

Vizepräsident Hans Klein: Die zweite Zusatzfrage. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Herr Staatsminister, 
da es hier nicht nur um Grundstücke, sondern auch um 
sehr viele persönliche Dinge, z. B. um Urkunden und 
Fotos, geht, die den Menschen geraubt wurden: 
Glaubt die Bundesregierung nicht doch, daß es längst 
an der Zeit wäre, die Vermögensfragen, die sie 
ausgeklammert hat, doch mit der polnischen Regie-
rung zu erörtern und möglichst bald eine Regelung 
dazu herbeizuführen? 
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Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, wir 
haben ja schon klargemacht, daß wir das Thema nie 
ausgeklammert haben. Ich habe den Weg beschrie-
ben, der begangen worden ist. 
Wir sehen voraus, daß sich im Hinblick auf die 

Annäherung Polens an die Europäische Gemeinschaft 
— wir gehören ja zu den Staaten, die diese Annähe-
rung besonders stark befürworten — das Klima im 
politischen Raum möglicherweise so verändern und 
verbessern kann, daß manch schwierige Frage mit der 
polnischen Regierung leichter gelöst werden kann. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage des 
Kollegen Jäger. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist 
der Bundesregierung bekannt, ob sich frühere deut-
sche Eigentümer, die enteignet worden sind, bereits 
vor polnischen Gerichten um die Durchsetzung ihrer 
Rechte bemüht haben und welche Erfolge sie gege-
benenfalls erzielt haben? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Soweit ich mich 
erinnern kann, wird eine ähnliche Frage noch gestellt. 
Jedenfalls kann ich Ihnen, Herr Jäger, im Vorgriff auf 
die Beantwortung einer anderen Frage eines Kollegen 
hier im Bundestag sagen, daß sich inzwischen auch 
schon deutsche Staatsbürger in Polen niedergelassen 
haben und daß dabei — wir haben keine genauen 
statistischen Zahlen, aber soviel ich weiß, sind inzwi-
schen 111 Ansiedlungen von Deutschen in Polen 
erfolgt — beispielsweise auch der Rückkauf von 
Grundstücken mit Hilfe polnischer Stellen erfolgt ist. 
Ich bin gerne bereit, Ihnen das noch genauer schrift-
lich darzulegen. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich rufe Frage 56 des 
Kollegen Michael von Schmude auf: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, in 
welchem Umfang die Länder Lettland, Estland, Ungarn und 
Rumänien deutschen Staatsbürgern enteignetes Eigentum 
zurückerstatten bzw. Entschädigung gewähren? 

Der Herr Staatsminister hat das Wort zur Beantwor-
tung der Frage. 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, Lett-
land hat eine Reihe von Gesetzen erlassen, die eine 
Rückgabe enteigneten Vermögens bzw. Entschädi-
gungsleistung vorsehen. Diese betreffen allerdings 
nur Vermögen, das nach dem Verlust der Eigenstaat-
lichkeit Lettlands durch die sowjetischen Behörden 
nationalisiert wurde. 
Ansprüche nach diesen Gesetzen sind an bestimmte 

zeitliche und räumliche Voraussetzungen geknüpft. 
Bei Erfüllung dieser Voraussetzungen haben auch 
ausländische Staatsangehörige und damit auch Deut-
sche Ansprüche auf Rückgabe bzw. Entschädigun-
gen. 
Zu Estland — Sie haben ja nach vier Ländern 

gefragt —: In Estland erfolgt eine Rückerstattung 
enteigneten Vermögens derzeit nur an estnische 
Staatsangehörige. 
Zu Ungarn: Hier wird für enteignetes Vermögen 

eine Teilentschädigung in Form von sogenannten 
Entschädigungszertifikaten gewährt. Diese Regelung 
betrifft alle Enteignungen, die auf Grund der ab 1. Mai 

1939 erlassenen Gesetze durchgeführt wurden. Auch 
Deutsche haben Anspruch auf diese Teilentschädi-
gung, wenn sie zum Zeitpunkt der Enteignung unga-
rische Staatsangehörige waren. 
Zu Rumänien: In Rumänien wurde auf Grund der 

dem Auswärtigen Amt vorliegenden Informationen 
bisher nur die Rückerstattung enteigneten landwirt-
schaftlichen Grundbesitzes geregelt. Alle entspre-
chenden Verfahren sind derzeit allerdings bis zu den 
für den 27. September — also Ende dieser Woche — 
vorgesehenen Wahlen suspendiert. Voraussetzung 
für einen Rückgabeanspruch sind u. a. die rumänische 
Staatsangehörigkeit sowie ein ständiger Wohnsitz in 
Rumänien. Die Restitution von Grundbesitz im städti-
schen Bereich wurde bislang noch nicht geregelt. 

Vizepräsident Hans Klein: Wünschen Sie eine 
Zusatzfrage? — Nein. Möchte sonst jemand zu dieser 
Frage eine Zusatzfrage stellen? — Das ist nicht der 
Fall. 
Dann rufe ich Frage 57, die ebenfalls der Kollege 

von Schmude gestellt hat, auf: 
Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Republik 

Polen und die CSFR im Geiste einer guten nachbarschaftlichen 
Zusammenarbeit zu bewegen, den völkerrechtswidrigen Zu-
stand zu beseitigen, der darin besteht, daß nach 1945 deutsche 
Staatsbürger entschädigungslos enteignet wurden, und beab-
sichtigt die Bundesregierung dementsprechend die Rückgabe 
des Eigentums oder eine entsprechende Entschädigung für die 
betroffenen deutschen Staatsbürger zu fordern? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, zu 
dem die Republik Polen betreffenden Teil der Frage 
verweise ich auf die dem Kollegen Lowack gerade 
gegebene Antwort. 
Gleiches gilt im Verhältnis zur CSFR. Die Offenhal-

tung der Vermögensfrage ist in Punkt 2 des zum 
Vertrag vom 27. Februar 1992 über gute Nachbar-
schaft und freundschaftliche Zusammenarbeit mit der 
CSFR gehörenden Briefwechsels der Außenminister 
ausdrücklich von beiden Seiten übereinstimmend 
festgehalten. Der Vertrag ist erst seit wenigen Tagen, 
nämlich seit dem 14. September 1992, in Kraft. Es ist 
vor diesem Hintergrund auch hier verfrüht, tschecho-
slowakische Verhandlungsbereitschaft in dieser 
Frage zu erwarten. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Michael von Schmude (CDU/CSU): Herr Staatsmi-
nister, ist die Bundesregierung bereit, die Volksrepu-
blik Polen, aber auch die CSFR mit Nachdruck darauf 
hinzuweisen, daß erstens ungeklärte Vermögensver-
hältnisse ein Investitionshemmnis darstellen und daß 
zweitens die Vorabveräußerung ehemals deutschen 
Eigentums an andere Ausländer eine Vorwegnahme 
der endgültigen Regelung beinhalten könnte, und ist 
die Bundesregierung drittens bereit, mit den beiden 
Staaten — auch in Verbindung mit neuen Forderun-
gen nach Wirtschaftshilfe — über die Klärung dieser 
Fragen zu sprechen? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
habe darauf hingewiesen, daß erstens die Bundesre-
gierung bei den Vertragsverhandlungen diese Fragen 
angesprochen hat und daß zweitens in beiden Fällen, 
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bei Polen und der CSFR, die entsprechenden Brief-
wechsel erfolgt sind. Ich habe drittens gesagt, daß 
angesichts der Kürze der Zeit, seitdem diese Verträge 
in Kraft getreten sind — mit Polen vor dem Dreivier-
teljahr und mit der CSFR erst seit wenigen Tagen —, 
nicht zu erwarten ist, daß wir im Augenblick eine 
völlige Änderung der Position polnischerseits oder 
seitens der tschechischen und der slowakischen Seite 
erwarten können. Ich bitte also um eine Geduld, die 
natürlich auch im Zusammenhang mit  dem  steht, was 
ich vorhin schon Herrn Lowack gesagt habe: Mit einer 
immer stärker werdenden Annäherung an europäi-
sches Recht, nämlich im Hinblick auf die Assoziierung 
mit der Europäischen Gemeinschaft und die entspre-
chenden Wünsche dieser Länder, werden sicher eine 
ganze Reihe von Fragen leichter zu lösen sein, als das 
im Augenblick angesichts der innenpolitischen Lage 
in diesen beiden Staaten und angesichts der nicht zu 
vergessenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten die-
ser beiden Staaten möglich ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Michael von Schmude (CDU/CSU): Ist die Bundes-
regierung dann wenigstens bereit, in den beiden 
Ländern darauf hinzuweisen, daß die Regelung dieser 
Eigentumsverhältnisse auch ein Stück Wirtschaftsför-
derung in den beiden Ländern mit sich bringen 
könnte, und ist die Bundesregierung gewillt, zumin-
dest den Rückerwerb von ehemaligem Eigentum 
durch Deutsche in entsprechender Weise zu unterstüt-
zen? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Was den Rücker-
werb betrifft — ich habe das vorhin bei Polen schon 
erwähnt —, gibt es erfreuliche Anzeichen. Man wird 
sicher in den Gesprächen immer wieder auf diesen 
Punkt hinweisen. Solche Gespräche führt nicht nur die 
Bundesregierung, sondern auch Sie als Abgeordnete 
können sie mit den Botschaftern von Polen oder der 
CSFR führen; Sie stehen sicher deutschen Wirtschafts-
unternehmen nahe, die möglicherweise solche Inve-
stitionen vorhaben. 

Es mag einen solchen Zusammenhang geben. Es ist 
ganz klar, daß z. B. die Frage des Niederlassungs-
rechts, die Sie nicht angesprochen haben, in Zukunft 
eine Rolle spielen wird, weil das in der EG eine 
Selbstverständlichkeit ist. Alle diese Fragenkomplexe 
werden bei der zu erhoffenden weiteren Annäherung 
zwischen diesen Staaten und der EG immer wieder 
eine Rolle spielen. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Lowack. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Herr Staatsminister, 
könnten Sie Ihren Hinweis, daß hier etwas zu früh sei, 
ein bißchen präzisieren, nachdem die Assoziierung an 
die Europäische Gemeinschaft einen Zeitraum von 
vielleicht zehn bis zwanzig Jahren umfassen kann und 
innerhalb der Europäischen Gemeinschaft gerade 
diese Fragen überhaupt nicht geregelt werden? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege 
Lowack, es ist in der Politik so, daß dann, wenn man 
Verträge ausgehandelt hat, wenn in einem solchen 

Punkt keine Einigung zu erzielen war, wenn schrift-
lich deutlich ausgedrückt wurde, daß es hier entge-
gengesetzte Auffassungen gibt — das ist in der 
Vermögensfrage durch den Briefwechsel gesche-
hen —, nach diesen Verhandlungen und nach der 
kurzen Zeit, die diese Verträge in Kraft sind, nicht 
damit zu rechnen ist, daß m an  das, was man vor 
wenigen Wochen noch nicht bekommen konnte, nun 
gleich bekommen könnte. Ich glaube, hier müssen wir 
ein bißchen Geduld haben. Das bedeutet ja nicht, daß 
erst mit dem Beitritt oder der Assoziierung dieser 
beiden Staaten die Bereitschaft bestehen wird, diese 
oder jene Frage leichter zu lösen. Ich bitte um Ver-
ständnis dafür, daß die Bundesregierung — auch 
wenn sie das versuchen würde — angesichts der Lage 
in den beiden Ländern den gleichen Standpunkt 
erwarten muß, den wir bei den Verhandlungen fest-
gestellt haben, die noch gar nicht so lange zurücklie-
gen. Insofern bitte ich darum, uns in einer Situation 
nicht zu drängen, in der neue Verhandlungen nichts 
Neues ergeben würden. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine weitere Zusatzfrage 
des Kollegen Jäger. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wel-
chen Einfluß hat die sich im Augenblick vollziehende 
Trennung der beiden Teilstaaten der Tschechischen 
und Slowakischen Föderativen Republik auf die Ver-
tragsgestaltung, und erkennen beide Teilstaaten den 
Vorbehalt im Vertrag — Herausnahme der Eigen-
tumsfrage — an? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Die Bundesregie-
rung hat die Rechtsüberzeugung, daß der am 14. Sep-
tember ratifizierte Vertrag im Verhältnis zwischen 
Deutschland und der Tschechischen bzw. der Slowa-
kischen Republik fortgilt, unabhängig davon, wie sich 
die staats- und völkerrechtliche Trennung der CSFR 
gestalten wird. Das ist den beiden möglichen Nach-
folgestaaten der CSFR bekannt. Es gibt auch seitens 
di eser Nachfolgestaaten keinerlei Hinweis darauf, 
daß das Vertragswerk rechtlich wieder in Frage 
gestellt würde. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Staatsminister Schä-
fer, ich bedanke mich für die Beantwortung der 
Fragen. 

Für die Fragen 58 und 59 des Abgeordneten Auster-
mann, 60 und 61 des Abgeordneten Fuchtel und 62 
des Abgeordneten Dr. Kübler ist um schriftliche 
Beantwortung gebeten worden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Die Frage 63 des Abgeordneten Augustinowitz wird 
aus Geschäftsordnungsgründen schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Dann komme ich zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Finanzen. Zur Beantwortung steht 
uns der Parlamentarische Staatssekretär Manfred 
Carstens zur Verfügung. 

Herr Kollege Carstens, die Fragen 10 und 11 des 
Abgeordneten Kolbe sollen auf Bitten des Fragestel-
lers schriftlich beantwortet werden. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 
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Vizepräsident Hans Klein 

Ich rufe die Frage 12 auf, die der Kollege Dr. Konrad 
Elmer gestellt hat: 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, inwie-
weit das Ergebnis einer Untersuchung des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung, in der für den April 1992 festgestellt 
worden ist, daß nur ca. 535 000 Arbeitskräfte in privatisierten 
Treuhandbetrieben beschäftigt waren, obwohl die Treuhandan-
stalt in ihrer entsprechenden Bilanz für diesen Zeitpunkt von 
1,12 Mio. Arbeitsplatzzusagen ausgegangen ist, aus der Diskre-
panz zwischen den in die Privatisierungsbilanz der Treuhandan-
stalt eingestellten Verträgen und den tatsächlich notariell 
beglaubigten Verträgen zu erklären ist, oder welche anderen 
Gründe sind gegebenenfalls benennbar? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Durch Privatisierung von 
Unternehmen, Betrieben und Vermögensteilen usw. 
erhielt die Treuhandanstalt in der Tat Beschäfti-
gungszusagen bis Ende April 1992 in Höhe von 
insgesamt 1,12 Millionen Arbeitsplätzen. In den mei-
sten Verträgen sind als Ecktermine für den Erhalt bzw. 
die Schaffung der Arbeitsplätze die Jahre 1992, 1993 
und 1994 vereinbart. In vielen Fällen ist ein stufenwei-
ser Aufbau der Beschäftigtenzahlen vorgesehen. 
Die vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-

schung genannte Zahl von 553 000 Arbeitsplätzen 
bezieht sich auf Ist-Zahlen von 1 600 befragten Unter-
nehmen im April 1992. 
Das zur ersten Frage. — Vielleicht sollte ich die 

zweite gleich mitbeantworten, Herr Präsident? 

Vizepräsident Hans Klein: Dann rufe ich auch die 
Frage 13 des Abgeordneten Dr. Elmer auf: 

Welche Dimension hat das Unterlaufen von Arbeitsplatzzusa-
gen in privatisierten Betrieben derzeit angenommen, und wel-
che Schritte unternimmt die Bundesregierung gegebenenfalls, 
um diesem Unterlaufen von Zusagen entgegenzutreten? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Wie zur 
vorhergehenden Frage ausgeführt, bezieht sich die 
genannte Zahl auf eine eingeschränkte Erhebung. 
Gleichwohl darf ich Ihnen mitteilen, daß die Treu-
handanstalt im Rahmen der Vertragsabwicklung die 
Einhaltung der in den Verträgen gegebenen Arbeits-
platzzusagen prüft. Die Ergebnisse werden im näch-
sten Monat vorliegen. 
Bei Nichteinhaltung der Arbeitsplatzzusagen wird 

die Treuhandanstalt zunächst ein klärendes Gespräch 
mit den Investoren über die Gründe führen. In den 
Fällen, in denen Unternehmen nicht durch eigenes 
Verschulden, z. B. durch unvorhergesehene Markt-
entwicklung, die Zusagen nicht einhalten konnten, 
wird nach gemeinsamen Lösungen gesucht. Dabei 
mißt die Treuhandanstalt dem Erhalt von Arbeitsplät-
zen höchste Priorität bei. 

Vizepräsident Hans Klein: Erste Zusatzfrage. 

Dr. Konrad Elmer (SPD): Erstens. Wie hoch genau ist 
nach Ihrer Kenntnis die bis zum April wirklich reali-
sierte Zahl von Arbeitsplätzen? Stimmt also die Zahl 
des Instituts nach Ihrem Wissen? 
Zweitens. Entspricht sie wenigstens dem Stufen-

plan, den die Treuhand ja mit den Betrieben ausge-
handelt hat? Daraus müßte ja auch hervorgehen, 
welche Zahl von Arbeitsplätzen die Betriebe zu schaf-
fen verpflichtet gewesen wären. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Herr Abge-
ordneter, wir hoffen natürlich sehr, daß alle Zusagen 
eingehalten worden sind. Aber ich muß Ihnen noch 
einmal darlegen, daß die Überprüfung jetzt läuft und 
daß die Ergebnisse im nächsten Monat vorliegen 
werden. Ich will mich jetzt schon verpflichten, bei 
Vorliegen der Ergebnisse Ihnen diese schriftlich mit-
zuteilen. Aber weiter kann ich in der Antwort jetzt 
nicht gehen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Konrad Elmer (SPD): Schon Ihr Kriterium unvor-
hergesehene Marktentwicklung, das als Entschuldi-
gung dienen könnte, kann natürlich so gut wie alles 
rechtfertigen, wenn sogar der Bundeskanzler schon 
grundsätzlich von unvorhersehbaren Dingen gespro-
chen hat. Könnten Sie das noch so präzisieren, daß ein 
solches Kriterium nicht gleich alles entschuldigt, was 
da nicht läuft? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Herr Abge-
ordneter, das, was Sie zum Ausdruck gebracht haben, 
ist nach meiner Einschätzung berechtigt. Es stellt sich 
für uns als Bundesfinanzministerium über die Treu-
handanstalt dort eine sehr schwierige Frage. Es gibt 
auch Konventionalstrafen, die sicherlich gegebenen-
falls verhängt werden müssen. Aber auf der anderen 
Seite habe ich eben zum Ausdruck gebracht, daß man 
natürlich auch die Gesamtproblematik im Auge 
behalten muß und daß es darum geht, wenn eben 
möglich, zu gemeinsamen Lösungen zu kommen. Da 
kann nicht jeder Entschuldigungsgrund herhalten. 
Das brächte ja viel zu viele Berufungsfälle mit sich. 
Insofern muß man zunächst einmal den Bericht 

abwarten und feststellen, in wie vielen Fällen die 
Vereinbarungen eingehalten wurden. Dann muß man 
so vorgehen, wie ich es eben zum Ausdruck gebracht 
habe. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte sehr, Frau Kollegin 
Kolbe. 

Regina Kolbe (SPD): Wenn ich mir die Zahlen 
anschaue, stelle ich fest, daß die Treuhandanstalt 
bisher nur 50 % der Arbeitsplätze erhalten hat. Sie 
haben von einem Stufenplan gesprochen. Der Kollege 
Elmer hat eben die Frage gestellt, ob die Zahlen denn 
wenigstens dem Stufenplan entsprechen. Diese Frage 
haben Sie nicht beantwortet, oder ich habe es nicht 
gehört. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Doch, Frau 
Abgeordnete. Ich habe nämlich zum Ausdruck 
gebracht, daß die Überprüfung jetzt läuft und daß das 
Ergebnis in etwa einem Monat erwartet wird. Dann 
werden wir festgestellt haben, inwieweit der Stufen-
plan eingehalten wurde. Daraufhin habe ich zuge-
sagt, daß ich dieses Ergebnis dem Abgeordneten 
schriftlich mitteilen werde. 

Dr. Konrad Elmer (SPD): Ist Ihnen klar, daß das für 
die weiteren Stufen Vorgesehene für die Betriebe von 
sehr geringer Verbindlichkeit ist, wenn von Ihrer Seite 
aus nicht drakonische Strafen für den Fall der Nicht-
einhaltung vorgesehen werden? 
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Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Herr Abge-
ordneter, wir werden Sorge dafür tragen, daß dieser 
Eindruck überhaupt nicht erst entstehen kann. Wenn 
Sie bei solchen Firmen Rückfrage hielten, die schon 
versucht haben, aus Verpflichtungen herauszukom-
men, würden Sie eher das Gegenteil dessen hören, 
was sie jetzt befürchten. Das muß natürlich auch für 
kommende Entscheidungen die Marschroute sein. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen zu 
diesem Thema? — Das ist nicht der Fall. Dann rufe ich 
die Frage 14 des Abgeordneten Lowack auf: 

Welche Beträge aus dem Bundeshaushalt wurden auf Grund 
des zwischen Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und dem damali-
gen Bundeskanzleramtsminister Wolfgang Schäuble einerseits 
sowie Erich Honecker andererseits ausgehandelten Transitab-
kommens mit einer Anhebung der Transitpauschale von 
326 Mio. DM auf 560 Mio. DM jährlich mit einer Vertragsdauer 
von zehn Jahren geleistet? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Ich nehme 
an, Sie beziehen sich mit Ihrer Anfrage auf die 
Vereinbarung mit der damaligen DDR aus dem Jahre 
1988, durch die die Transitpauschale für den Zehn-
jahreszeitraum 1990 bis 1999 festgelegt worden war. 
Die für diesen Zeitraum vereinbarte jährliche Pau-
schalsumme betrug 860 Millionen DM. Sie ist nur im 
Jahre 1990 gezahlt worden. 
Für den Zehnjahreszeitraum vor 1990 ist eine ver-

einbarte Pauschale in Höhe von jährlich 525 Millionen 
DM gezahlt worden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Herr Staatssekretär, 
abgesehen davon, daß ich Ihnen sehr dankbar dafür 
bin, daß Sie entgegen der Frage auf die richtigen 
Zahlen hingewiesen haben, nämlich eine Anhebung 
von 525 Millionen DM auf 860 Millionen DM — das 
wurde durch einen Übertragungsfehler leider falsch 
dargestellt —, möchte ich Sie fragen, welche Perspek-
tive die Bundesregierung zu dieser Vereinbarung 
geführt hat, die ja bedeutet hat, daß sich das Honek-
ker-Regime auf 8,6 Milliarden DM — das ist eine 
Anhebung von insgesamt rund 3,2 Milliarden DM — 
verlassen konnte. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Das ergibt 
sich aus dem Ablaufen des bis dahin geltenden 
Vertragszeitraums. In dem vor 1990 liegenden Zehn-
jahreszeitraum galt die Summe von 525 Millionen 
DM. Es kam nun damals, schon im Jahre 1988, darauf 
an, für einen in die Zukunft hineinragenden Zeitraum 
zu einer Vereinbarung zu kommen. Das ist das Ergeb-
nis gewesen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Warum hat die Bun-
desregierung — es könnte sein, daß Sie jetzt Schwie-
rigkeiten haben, diese Frage zu beantworten, aber ich 
halte es doch für erforderlich, sie zu stellen — sehr 
klare, von Fachleuten dem damaligen innerdeutschen 
Ausschuß, aber auch in der Öffentlichkeit vorgelegte 
Zahlen nicht berücksichtigt, die deutlich gemacht 
haben, daß das System — Slogan: „Der Sozialismus 
besiegt nur sich selbst" — letztlich von unseren 
Steuermitteln abhing? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Ich kann 
nicht präzise sagen, wer damals insgesamt einge-
schaltet gewesen ist. Aber ich kann mich wohl noch 
daran erinnern, daß im parlamentarischen Raum eher 
Zustimmung festzustellen gewesen ist. Das halte ich 
auch, wenn man die Zahlen bezüglich des vorherge-
henden Zehnjahreszeitraums vergleicht, durchaus für 
angemessen. Denn wenn man den gestiegenen Tran-
sitverkehr und die zusätzlichen Angaben zugrunde 
legt, die dabei Ausgangsposition gewesen sind, dann 
lassen sich die Summen unter dem Gesichtspunkt der 
Kontinuität durchaus vergleichen, auch wenn man im 
nachhinein für jedes Jahr bedauern möchte, daß man 
damals solche Summen gezahlt hat. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
werden hierzu nicht gestellt. 
Bezüglich der Fragen 15 und 16 des Abgeordneten 

Dr. Karl H. Fell sowie der Frage 17 des Abgeordneten 
Otto Schily, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, 
wird verfahren wie in der Geschäftsordnung vorgese-
hen. 
Ich rufe nunmehr die Frage 18, die der Kollege 

Jürgen Augustinowitz gestellt hat, auf: 
Welchen Einfluß hat die Bundesregierung auf die jüngste 

Senkung der Leitzinsen, die auf einer Sondersitzung durch den 
Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank beschlossen wurde, 
genommen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Die Sen-
kung der Leitzinsen am 14. September 1992 durch den 
Zentralbankrat war eine autonome Entscheidung der 
Deutschen Bundesbank. Die Bundesregierung hat 
keinen Einfluß genommen. Die Unabhängigkeit der 
Bundesbank bei dem Einsatz ihrer geldpolitischen 
Instrumente ist bei der Entscheidung des Zentral-
bankrats am 14. September 1992 gewahrt worden. 
Gleichwohl ist es selbstverständlich, daß Bundesre-
gierung und Bundesbank vor wichtigen Entscheidun-
gen über anstehende Fragen sprechen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, hat der Bundeskanzler mit Blick auf das 
Referendum in Frankreich irgendeinen Einfluß auf 
diese zinspolitische Entscheidung genommen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Die Bun-
desbank ist, wie ich soeben zum Ausdruck gebracht 
habe, unabhängig. Daß Gespräche stattgefunden 
haben, habe ich bestätigt. Aber es ist seit 20 oder 
30 Jahren durchaus üblich, vor wichtigen Entschei-
dungen miteinander zu sprechen; Einfluß genommen 
wurde nicht. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU): Woher wußte 
der Bundesfinanzminister bereits einen Tag vor der 
Sondersitzung des Zentralbankrates — übrigens der 
ersten Sondersitzung des Zentralbankrates in der 
Geschichte der Deutschen Bundesbank, auf der zins-
politische Entscheidungen getroffen worden sind — 
von  der beabsichtigten Senkung der Leitzinsen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Herr Abge-
ordneter, ich darf zunächst sagen: Die Senkung der 
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deutschen Leitzinsen erfolgte im Zusammenhang mit 
der Neufestsetzung der Leitkurse im EWS am 13. Sep-
tember 1992. Dabei lag es sowohl im Interesse der 
Bundesbank als auch unserer europäischen Partner, 
Spannungen im EWS abzubauen. Die Bundesbank 
hat ihre Entscheidung unter voller Wahrung ihrer 
Unabhängigkeit getroffen. 

Nun präzise zu Ihrer Fragestellung: Es hat schon am 
13. September — das ist in der deutschen Öffentlich-
keit leider nicht besonders publik geworden; deswe-
gen sage ich es jetzt um so lieber — ein gemeinsames 
Kommuniqué des Währungsausschusses der Euro-
päischen Gemeinschaft gegeben. Hierin ist — unter 
Einbeziehung der Zentralbankgouverneure, und ich 
darf hinzufügen: in Abstimmung und mit Zustimmung 
der Bundesbank; sonst wäre das nicht zustande 
gekommen — schon die Formulierung aufgenommen 
gewesen: Der Zentralbankrat der Bundesbank wird 
am Montag, dem 14. September 1992, um 9 Uhr 
zusammentreffen und beabsichtigt, dieses Re-
alignment mit einer Senkung der Leitzinsen zu flan-
kieren. — Wäre dieses Kommuniqué rechtzeitig über-
all bekannt gewesen, hätte es wahrscheinlich im 
deutschen Blätterwald weniger Aufregung gegeben, 
und diese Frage hätte sich möglicherweise erübrigt. 

Vizepräsident Hans Klein: Die Fragen 19 und 20 des 
Abgeordneten Sielaff sollen schriftlich beantwortet 
werden, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. Die 
Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 21 der Abgeordneten Lydia 
Westrich auf: 

Welche Kosten kommen auf die Bundesrepublik Deutschland 
zu, falls die US-Streitkräfte die Sozialpläne für entlassene 
deutsche Zivilbeschäftigte — wie vom Parlamentarischen 
Staatssekretär beim Bundesminister der Verteidigung, Bernd 
Wilz, befürchtet — nicht selbst finanzieren? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Zum Aus-
gleich der Nachteile, die den Arbeitnehmern bei den 
Stationierungsstreitkräften durch den Verlust der 
Arbeitsplätze infolge der Truppenreduzierung ent-
stehen, sind zwei Tarifverträge geschlossen worden. 
Bereits in dem 1971 geschlossenen Tarifvertrag „So-
ziale Sicherung" hat die Bundesregierung die Statio-
nierungsstreitkräfte von Anfang an von den finanziel-
len Verpflichtungen freigestellt. Bis Ende 1991 sind 
dem Bund hierdurch für Arbeitnehmer aller Stationie-
rungsstreitkräfte ca. 40 Millionen DM an Kosten 
entstanden. 

Wie hoch die Gesamtbelastung für den Bund sein 
wird, läßt sich noch nicht sagen. In den nächsten 
Jahren muß mit Ausgaben auf Grund dieses Tarifver-
trags in der Größenordnung von weiteren 200 Millio-
nen DM gerechnet werden. 

Weiterhin ist am 6. Dezember 1991 ein Tarifvertrag 
über zusätzliche Leistungen im Falle von Entlassun-
gen wegen Truppenreduzierung geschlossen worden. 
Dieser Tarifvertrag sieht insbesondere die Zahlung 
von Abfindungen vor. Er wird von den Stationierungs-
streitkräften selbst finanziert. Die Bundesregierung 
hat keinen Zweifel, daß z. B. die US-Streitkräfte die 
mit diesem Tarifvertrag übernommenen Verpflich-
tungen erfüllen werden. 

Durch die genannten beiden Tarifverträge ist es aus 
Sicht der Bundesregierung möglich, den Personalab-
bau bei den Stationierungsstreitkräften sozial verträg-
lich zu gestalten. 
Vielleicht ist es gut, wenn ich die nächste Frage 

gleich mitbeantworte. 

Vizepräsident Hans Klein: Stimmen Sie dem Ange-
bot des Parlamentarischen Staatssekretärs zu, daß er 
die nächste Frage gleich mitbeantworten will, oder 
wollen Sie jetzt Ihre Fragen zu dieser Frage stellen? 

Lydia Westrich (SPD): Ich möchte jetzt, wenn es 
möglich ist, eine Frage stellen. — Sie haben gesagt, 
Herr Staatssekretär, die Bundesregierung habe keine 
Zweifel. Aber das Bundesverteidigungsministerium 
hat anscheinend seine Zweifel. Wie sicher sind denn 
diese Zusagen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Gerade was 
die US-Streitkräfte angeht, können wir bestätigen, 
daß in der Vergangenheit immer ein starkes Bemühen 
festzustellen war, Abmachungen auch einzuhalten. 
Insofern kann ich hier Zweifel nicht bestätigen, und 
solche gibt es wohl auch nicht im Bundesverteidi-
gungsministerium. 
Es gibt aber gleich noch weitere Fragen, die auf das 

Thema präziser eingehen. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Lydia Westrich (SPD): Soll das heißen, daß dies 
eventuell das noch ausstehende Konversionspro-
gramm der Bundesregierung sein soll? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Nein, die 
Bundesregierung hat ja ihre Antwort zum Thema 
„Konversionsprogramm" schon hinlänglich gegeben. 
Sie hat beschlossen, daß Grundstücke in bestimmten 
Fällen sehr verbilligt abgegeben werden können, und 
sie hat den Bundesländern Mittel speziell für die 
Bewältigung der Aufgabe der Konversion in den 
einzelnen Ländern zufließen lassen, so daß es jetzt in 
allererster Linie Aufgabe der Bundesländer ist, für ein 
entsprechendes Konversionsprogramm bei sich zu 
Hause zu sorgen. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage des 
Kollegen Müller. 

Albrecht Müller (Pleisweiler) (SPD): Könnte die 
Befürchtung Ihres Kollegen Wilz vielleicht im Zusam-
menhang mit der Forderung der US-Seite stehen, daß 
die deutsche Seite die Zivilbeschäftigten insgesamt 
bezahlt? Ist diese Forderung nach wie vor auf dem 
Tisch, oder ist sie vom Tisch? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Herr Präsi-
dent, darf ich darum bitten, daß die Antwort bis zu den 
nächsten Fragen zurückgestellt wird, da dies dann 
speziell angesprochen wird? — Sie können gerne 
darauf zurückkommen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Hans Klein: Wenn Sie, Kollege Mül-
ler, einverstanden sind, verfahren wir so. 
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Dann rufe ich Frage 22 der Abgeordneten Lydia 
Westrich auf: 

Ist die Forderung des Parlamentarischen Staatssekretärs beim 
Bundesminister der Verteidigung, Bernd Wilz, nach einer „Kon-
zertierten Aktion" von Vertretern des Bundesministeriums der 
Verteidigung, des Bundesministeriums der Finanzen, des Aus-
wärtigen Amtes und der US-Streitkräfte, um genaue Angaben zu 
Terminen, zum Ausmaß der Truppenreduzierung und der 
Arbeitsplätze sowie die Freigabe von Liegenschaften der US-
Streitkräfte „auf den Tisch zu bekommen" („Die Rheinpfalz" 
17. September 1992), so zu verstehen, daß die Bundesregierung 
über solche Angaben bisher nicht bzw. in unzureichendem 
Maße verfügt? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Die Bun-
desregierung hält das Verfahren der gegenseitigen 
Unterrichtung zwischen den amerikanischen und den 
deutschen Stellen einerseits und innerhalb der Bun-
desressorts und -verwaltungen andererseits im Prin-
zip für funktionstüchtig. Wenn die Auswirkungen der 
Truppenreduzierung noch nicht in allen Einzelheiten 
bekannt sind, so liegt das im wesentlichen daran, daß 
die notwendigen Einzelentscheidungen der amerika-
nischen Streitkräfte noch nicht getroffen werden 
konnten. Die zuständigen deutschen Stellen sind aber 
mit den maßgebenden amerikanischen Stellen lau-
fend in Kontakt und wirken darauf hin, daß die 
getroffenen Entscheidungen so schnell wie möglich 
an  die zuständigen Stellen des Bundes weitergeleitet 
und dort zügig umgesetzt werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Lydia Westrich (SPD): Wie kann es dann vorkom-
men, daß die be troffenen Kommunen immer noch aus 
den Zeitungen das Entsprechende erfahren müssen? 
Warum leitet die Bundesregierung die Informationen, 
die sie hat, nicht rechtzeitig an  die Kommunen wei-
ter? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Es kann 
sich nicht darum handeln, daß wir unsere Informatio-
nen nicht rechtzeitig weiterleiten. Sicherlich kann es 
einmal zu einer kurzen Zeitverzögerung kommen. Wir 
sind sehr bereit, Auskünfte zu geben. Ich habe in der 
Antwort auf diese Frage zum Ausdruck bringen müs-
sen, daß bei den Amerikanern noch nicht alle Einzel-
entscheidungen getroffen sind. Sol ange das nicht der 
Fall ist, können wir nicht Auskünfte weitergeben. 

Vizepräsident Hans Klein: Die zweite Zusatzfrage. 

Lydia Westrich (SPD): Haben Sie trotzdem jetzt 
schon Erkenntnisse, was in Zukunft noch auf uns 
zukommen kann? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Ja, die Grö-
ßenordnung der Reduzierungen ist im Prinzip 
bekannt. Insofern kommt es nun darauf an, noch 
abzustimmen und genau zu erfahren, wie die Einzel-
entscheidungen für die be troffenen Regionen jeweils 
aussehen. Wenn Sie eine spezielle Region vor Augen 
haben und darüber Informationen haben möchten, 
schreiben Sie mich bitte an. Ich bin bereit, Ihnen das 
auf den Tisch zu legen, was bei uns vorliegt. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es weitere Zusatz-
fragen dazu? — Bitte sehr. 

Albrecht Müller (Pleisweiler) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, können Sie ausschließen, daß diese zumindest 
von den Zivilbeschäftigten, aber auch von den Kom-
munen als absolut unzureichend empfundene Infor-
mationspolitik mit zwei Dingen etwas zu tun haben 
könnte: erstens damit, daß die Gewerkschaften und 
Betriebsvertretungen nach dem von Ihnen erwähnten 
Tarifvertrag „Soziale Sicherung" erst richtig tätig 
werden können, wenn sie genau wissen, wer wie wo 
betroffen ist, und zweitens damit, daß die amerikani-
schen Stellen deutsche Zivilbeschäftigte mit ihren 
unbefristeten Arbeitsverträgen erkennbar durch ame-
rikanische Zivilbeschäftigte, Touristen etc. bzw. 
durch Deutsche mit de facto befristeten Arbeitsverträ-
gen ersetzen wollen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Was den 
ersten Teil der Frage angeht, möchte ich zum Aus-
druck bringen, daß auch der Bundesregierung daran 
liegt, daß solche Befürchtungen gar nicht erst Platz 
greifen. Daran ist unser gesamtes H andeln ausgerich-
tet. 
In dem anderen Fall wird man sicher auch auf 

amerikanischer Seite Interessen haben, und es kommt 
dann darauf an, sich zu verständigen, wie man die 
Einzelregelungen durchführt, um dann bestmöglich 
sozial flankierend zu wirken. Daß auch die Amerika-
ner Interessen haben, versteht sich. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es weitere Zusatz-
fragen dazu? — Es werden keine gestellt. Dann rufe 
ich Frage 23 des Abgeordneten Albrecht Mü ller 
(Pleisweiler) auf: 

Hat die Verzögerung der Verhandlungen und der Unterzeich-
nung nach Kenntnis der Bundesregierung etwas damit zu tun, 
daß die US-Streitkräfte die anstehenden Kündigungen (z. B. von 
250 Zivilbeschäftigten im US-Depot Germersheim) noch zu den 
Bedingungen des alten Rechts durchführen wollen? (Siehe auch 
Frage 61) 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Die fol-
gende Antwort geht nun speziell auf die Fragestellung 
von vorhin ein. Das hatte ich, Herr Präsident, schon 
angedeutet. 
Die Verhandlungen zur Revision des Zusatzabkom-

mens zum NATO-Truppenstatut, die bereits seit 
einem Jahr andauern und noch nicht zum Abschluß 
geführt werden konnten, sind mit einer Fülle von zum 
Teil sehr schwierigen Einzelfragen belastet, für deren 
Klärung ein ausreichender Zeitrahmen notwendig 
ist. 
Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 

die Verhandlungen verzögert worden sind. Es ist noch 
nicht über alle Punkte Einigung erzielt worden. 
Gleichwohl geht die Bundesregierung davon aus, daß 
der im Rahmen der Truppenreduzierung jetzt notwen-
dige Personalabbau bei den Stationierungsstreitkräf-
ten vom Ergebnis der Verhandlungen nicht beeinflußt 
wird. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Albrecht Müller (Pleisweiler) (SPD): Es ist zum einen 
noch die Frage von vorhin offen, die mir jetzt, bitte, 
nicht angerechnet wird. 
Ich frage zum anderen: Ist es also völlig falsch, wenn 

über den Stand der Verhandlungen gesagt wird, sie 
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seien de facto abgeschlossen, und man warte nur noch 
mit der Unterzeichnung? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Solche 
Informationen sind mir nicht bekannt. Es würde mich 
sehr wundern, wenn es so wäre. Nach meinem jetzi-
gen Kenntnisstand ist es nicht so. 

Vizepräsident Hans Klein: Die zweite Zusatzfrage. 

Albrecht Müller (Pleisweiler) (SPD): Die andere 
Frage betraf den Zusammenhang zwischen der For-
derung der amerikanischen Seite, die Zivilbeschäftig-
ten insgesamt zu bezahlen, und der in der Frage 21 
enthaltenen Vermutung oder Befürchtung von Herrn 
Wilz. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Herr Abge-
ordneter, wir haben keine Veranlassung, irgend etwas 
zu verzögern. Wir haben durch die Vereinbarungen 
und die Verträge, die es schon gibt bzw. über die jetzt 
verhandelt wird, auch eine bestmögliche Vertretung 
der Interessen ziviler deutscher Arbeitnehmer ge-
währleistet. Daß es in Einzelfällen immer zu unter-
schiedlichen Interessen kommt, die dann auch ausge-
tragen werden müssen, will ich, wenn Sie es behaup-
tet haben sollten, gerne als richtig akzeptieren. Aber 
es ist uns bislang in den allermeisten Fällen gelungen, 
zu Lösungen zu kommen, die man im nachhinein 
sowohl als Beteiligter als auch als Unbeteiligter doch 
als angemessen bezeichnen konnte. Ich bin ganz 
zuversichtlich, daß uns das auch in Zukunft so gelin-
gen wird. 

Albrecht Müller (Pleisweiler) (SPD): Herr Präsident, 
ich kann verstehen, daß der Herr Staatssekretär bei so 
vielen Fragen nicht mehr präzise in Erinnerung hat, 
was ich gefragt habe. Ich habe vorhin präzise gefragt, 
ob die Forderung nach Finanzierung der deutschen 
Zivilbeschäftigten bei den amerikanischen Streit-
kräften durch den deutschen Steuerzahler, d. h. sie 
nicht mehr von amerikanischer Seite finanzieren zu 
lassen, noch auf dem Tisch liegt oder endgültig vom 
Tisch ist. 

Vizepräsident Hans Klein: An sich hatten Sie Ihre 
Zusatzfragen schon, Herr Kollege. Aber da der Parla-
mentarische Staatssekretär vorhin selber gesagt hat, 
er wolle auf dieses Thema im Zusammenhang mit 
Ihrer Frage eingehen, das aber offenbar jetzt nicht in 
Sie befriedigendem Umfang getan hat, bitte ich Sie, 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär, das jetzt zu 
tun. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Herr Abge-
ordneter, ich hatte den Eindruck, hinsichtlich der 
einen Frage darauf geantwortet zu haben. Ich habe ja 
die Zahlen genannt und gesagt, daß in der Vergan-
genheit schon 40 Millionen DM bezahlt worden sind 
und daß sich das bis auf 200 Millionen DM summieren 
könnte. Sofern Sie hierzu noch eine finanzpolitische 
Auskunft erwarten, die dann aber auch präzise sein 
soll, biete ich Ihnen an — das ist ja die letzte Frage, die 
ich zu beantworten habe —, das schriftlich zu beant-
worten. Dann können Sie es schwarz auf weiß nach 
Hause tragen. 

Vizepräsident Hans Klein: Vielen Dank, Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär. 
Damit kämen wir zum nächsten Geschäftsbereich. 

Ich glaube, eine Frage schaffen wir noch. Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Dr. Kolb steht zur Beant-
wortung bereit. Falls die Antwort nicht die Länge 
einer mittleren Novelle hat, schaffen wir die Frage 
auch noch mit Zusatzfragen. 
Wir kommen also zur Frage 24 der Abgeordneten 

Siegrun Klemmer: 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Einschätzung eines 

russischen Regierungsberaters, die dortigen Kernkraftwerke 
könnten innerhalb von sieben Jahren geschlossen und zu Kosten 
von rund sechs Mrd. Dollar durch Gasturbinenkraftwerke ersetzt 
werden („FAZ" 4. September 1992, S. 15), und was wird sie dafür 
tun, dieses vergleichsweise preiswerte und für die europäische 
Sicherheit so wichtige Projekt der russischen Regierung nahe-
zulegen und zu unterstützen, z. B. indem sie ihre EG-Partner für 
eine gemeinsame Bereitstellung der dazu nötigen finanziellen 
Mittel gewinnt? 

Bitte sehr, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister für Wirtschaft: Frau Kollegin 
Klemmer, aus der nur sehr kurzen Pressenotiz über die 
angeblichen Kosten in Höhe von 6 Milliarden Dollar 
muß angenommen werden, daß es sich hier keines-
wegs um den Ersatz aller Kernkraftwerke der Russi-
schen Föderation mit einer Gesamtleistung von ca. 
21 000 MW handelt, sondern um den Ersatz der 
Kernkraftwerke der ersten Generation, die nur ca. ein 
Drittel der Leistung ausmachen und nach russischer 
Einschätzung in den nächsten zehn Jahren stillgelegt 
werden sollen. 
Der Anschein, daß es sich um ein preiswertes 

Projekt handelt, beruht sicher darauf, daß die angege-
benen Kosten nur die Investitionen für die Gasturbi-
nenkraftwerke selbst beinhalten. Derzeit ist aber die 
Gasförderung vor allem wegen des schlechten techni-
schen Zustandes zurückgegangen. Das Gas muß in 
den westsibirischen Lagerstätten gewonnen und über 
Pipelines an die Kraftwerkstandorte im europäischen 
Teil der Russischen Föderation herangeführt werden. 
Insgesamt dürften die Kosten allein für dieses Projekt 
wesentlich höher sein. 
Wirksame öffentliche Hilfsmaßnahmen — darüber 

müssen wir uns im klaren sein — können nur im 
internationalen Rahmen erfolgen. Vor allem der Welt-
wirtschaftsgipfel in München hat ein Aktionspro-
gramm zur Verbesserung der Sicherheit der Kern-
kraftwerke Mittel- und Osteuropas beschlossen. 
Neben den Sofortmaßnahmen zur Verbesserung 

der Kernkraftwerkssicherheit sollen die zügige Ent-
wicklung von Energieversorgungsalternativen und 
eine effizientere Energienutzung es ermöglichen, die 
älteren Reaktoren bald abzuschalten. Die Bundesre-
gierung ist bereit, hierbei einen angemessenen Bei-
trag zu leisten, und hat sich bei ihren westlichen 
Partnern nachhaltig für entsprechende Hilfspro-
gramme eingesetzt. 
Diese internationalen Bemühungen sollten Teil 

einer marktorientierten Reform der russischen Ener-
giepolitik insgesamt sein, die eine privatwirtschaftli-
che Finanzierung der Entwicklung des Energiesektors 
fördert. Die notwendigen Rahmenbedingungen für 
die energiewirtschaftliche Kooperation wurden mit 
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der Europäischen Energiecharta geschaffen. Auf die-
ser Basis werden durch die deutsche Wirtschaft erste 
Projekte, u. a. durch die Errichtung von erdgasgefeu-
erten Kombikraftwerken, geprüft. Die Bundesregie-
rung unterstützt diese Bemühungen. Fragen der ener-
giewirtschaftlichen Zusammenarbeit einschließlich 
der Zusammenarbeit im Kernkraftbereich werden 
auch im Rahmen des Deutsch-Russischen Koopera-
tionsrates erörtert, dessen zweite Tagung am 30. Sep-
tember 1992 in Moskau stattfindet. 
Alle bi- und multilateralen Programme können 

jedoch nur der erste Anstoß zur Selbsthilfe sein. Es 
muß davon ausgegangen werden, daß es in der 
Eigenverantwortung der Russischen Föderation liegt, 
über ihre Energiepolitik zu entscheiden und ausrei-
chende Voraussetzungen für private ausländische 
Investitionen in der Energiewirtschaft zu schaffen. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Klemmer, 
eine Zusatzfrage. 

Siegrun Klemmer (SPD): Gestatten Sie, Herr Staats-
sekretär, daß ich doch noch einmal auf dem Ersatz der 
Atomreaktoren durch Gasturbinen insistiere und Sie 
frage, ob Sie die Einschätzung teilen, die auf der 
fünften Weltenergiekonferenz in Mad rid gestern von 
dem Weltbankdirektor Tony Churchill gemacht 
wurde, der gesagt hat, sämtliche Nachrüstungsvorha-
ben seien in äußerstem Maße eine riskante Strategie. 
Er hat das mit russischem Roulette verglichen und 
gesagt, daß dann insgesamt 20 Milliarden Dollar für 
die Reaktoren nicht nur in der GUS, sondern auch in 
den anderen osteuropäischen Staaten ausreichten, 
um hocheffiziente Gaskraftwerke zu errichten. Teilen 
Sie auch diese finanzielle Einschätzung? 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, wir sind 
schon ein Stück über der Grenze der Fragestunde. Ich 
meine, die Antworten und Fragen sind in der Länge 
einander würdig, aber ich möchte Sie trotzdem bitten, 
jetzt konzis zu sein; sonst muß ich Sie in der Frage 
unterbrechen. 
Bitte. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär: Frau 
Kollegin Klemmer, ich bitte um Nachsicht dafür, daß 
mir diese Einschätzung bisher nicht bekannt ist und 
ich infolgedessen auch keine Stellungnahme dazu 
abgeben kann. Ich bin aber gerne bereit, mich sach-
kundig zu machen und Ihnen dann auf schriftlichem 
Wege zu antworten. 

Vizepräsident Hans Klein: Noch eine kurze zweite 
Frage? — Nein. 
Danke sehr, Herr Parlamentarischer Staatssekre-

tär. 
Damit sind wir am Ende der Fragestunde. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 der Tagesordnung 
auf: 

Aktuelle Stunde 
Haltung der Bundesregierung zur wirtschaftli-
chen und sozialen Situation in Chemnitz 

Die Fraktion der SPD hat eine Aktuelle Stunde zu 
diesem Thema verlangt. 
Als erstem erteile ich dem Kollegen Dr. Gerald 

Thalheim das Wort. 

Dr. Gerald Thalheim (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! In der Stadt Chem-
nitz und ihrem Umland geht es um das nackte 
Überleben einer traditionsreichen Industrieregion. 
Das von der Öffentlichkeit kaum wahrgenommene 
Sterben eines bedeutsamen Industriestandortes der 
ehemaligen DDR hat ein bedrohliches Ausmaß ange-
nommen. Nicht einmal im Ansatz ist der Aufbau neuer 
Strukturen zu erkennen, von denen in den nächsten 
Jahren spürbare Beschäftigungsimpulse ausgehen 
könnten. Gegenwärtig spitzt sich die Situation zu. 
In Chemnitz befinden sich nur noch 50 % der 

ehemaligen Beschäftigten in einem regulären Anstel-
lungsverhältnis. In dem bis zur Wende strukturbestim-
menden Maschinenbau wurde die Beschäftigtenzahl 
um 85 % reduziert. In Chemnitz existiert kein Großbe-
trieb mit über tausend Beschäftigten mehr. Im Textil-
maschinenbau ist die Beschäftigtenzahl von 35 000 
auf 3 000 zurückgegangen, davon allein um 22 000 in 
Chemnitz. Im Werkzeugmaschinenbau stehen wei-
tere Entlassungen an. 

Die Sachsen-Hydraulik GmbH sei stellvertretend 
für weitere Unternehmen genannt. Von den früher 
3 500 Beschäftigten sind heute noch 780 Arbeitneh-
mer im Betrieb. Die neue Zielgröße be trägt 302; 
wohlgemerkt von ehemals 3 500. 
Das Schleifmaschinenwerk mit früher 1 300 Be-

schäftigten soll komplett liquidiert werden. In der 
Chemnitzer Niederlassung der Treuhandanstalt ist 
die Liquidation weiterer 100 überwiegend kleinerer 
Unternehmen ausgemachte Sache. Die Reihe ließe 
sich beliebig fortsetzen. 
Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung möchte 

ich folgende Forderungen an die Bundesregierung 
stellen: erstens den sofortigen Stopp des weiteren 
Stellenabbaus durch die Treuhandanstalt in den 
strukturbestimmenden Unternehmen; zweitens die 
Bildung regionaler Holdinggesellschaften zur Sanie-
rung der Kernbereiche des Textil- und Werkzeugma-
schinenbaus; drittens die Übernahme einer Bestands-
garantie für einen fest umrissenen Sanierungszeit-
raum einschließlich der Bereitstellung von finanziel-
len Mitteln — Lohnkostenzuschüsse dürfen nicht 
länger tabu sein —; viertens kombinierte Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktförderung mit dem Ziel der Umnut-
zung von Industriebrachen, insbesondere für kapital-
schwache Neugründungen im gewerblichen Bereich; 
fünftens die Freistellung der Unternehmen von 
Kosten, die aus der alten Unternehmensstruktur her-
rühren, mit dem jetzigen Produktionsprozeß nichts zu 
tun haben, aber die tatsächliche Effizienz verschlei-
ern; sechstens die verstärkte Werbung und Verkaufs-
förderung, beispielsweise durch Messen innerhalb 
der Unternehmen der Treuhandanstalt und der Auf-
traggeber, vor allem der öffentlichen Hand. 
Zur Finanzierung der Vorhaben schlage ich einen 

„Aktienfonds deutsche Einheit" vor, in dem gegen 
Ausgabe von Beteiligungsaktien Einzahlungen nach 
den Kriterien des ausgelaufenen Solidaritätszuschla- 
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ges von allen Einkommenspflichtigen zu leisten 
sind. 

Die Ursachen für die katastrophale Situation kön-
nen nicht nur auf den Zusammenbruch der Ostmärkte 
zurückgeführt werden. Auch wenn die Auswirkungen 
auf die überwiegend exportorientierten Branchen der 
Region Chemnitz verheerend sind: Chemnitz steht 
symbolisch für das Scheitern der Wirtschafts- und 
Treuhandpolitik der Bundesregierung. Warum wer-
den denn die Unternehmen bei Absatzförderung und 
Umsatzsteigerung nicht stärker unterstützt? Warum 
wurde nicht mehr in zukunftsträchtige Bereiche inve-
stiert? 

(Vorsitz : Vizepräsident Helmuth Becker) 

Heute, zwei Jahre nach Einführung der Wirtschafts- 
und Währungsunion, haben Resignation der Hoff-
nung und Gleichgültigkeit der Aufbruchstimmung 
Platz gemacht. Die Menschen im Osten fühlen sich in 
vielen Bereichen um eine wirkliche Chance für einen 
wirtschaftlichen Neubeginn betrogen. Deshalb for-
dere ich nicht nur für die Region Chemnitz eine 
einschneidende Umorientierung in der Politik der 
Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, nächster Redner ist unser Kollege Dr. Joachim 
Schmidt. 

Dr. -Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) (CDU/ 
CSU): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Situation in Chemnitz ist kritisch. Das ist die Wahrheit. 
Es gibt nichts zu beschönigen. Wir haben erhebliche 
Probleme in der Stadt. Industrieansiedlungen berei-
ten Schwierigkeiten, weil vor allem die Verwaltung 
nicht im notwendigen Maße funktioniert. Investoren 
können deshalb nicht gehalten werden. 

Vorhandene positive Ansätze bei verschiedenen 
Betrieben, z. B. beim VW-Motorenwerk mit 800 Mil-
lionen DM Investitionen, werden durch negative Bei-
spiele deutlich neutralisiert. Der wichtigste Indu-
striezweig der Stadt, der Maschinenbau, dem Chem-
nitz seinen Ruf als bedeutenden Industriestandort 
verdankt, ist zudem auch inte rnational in einer krisen-
haften Situation. 
Auch subjektive Momente spielen eine Rolle, die 

der Bewältigung der Aufgabe nicht förderlich sind. 

Aber wahr ist auch, daß sich der Chemnitzer Koali-
tionspartner, die SPD, in der Stadt nicht kooperativ 
zeigt. Wer dem Haushalt, den man gemeinsam erar-
beitet hat, nicht zustimmt, zeigt ein bedenkliches 
Verhältnis zur übernommenen Verantwortung. 

(Zuruf von der SPD: Man kann nicht allem 
zustimmen!) 

Wahr ist auch, daß der für Wirtschaft zuständige 
Dezernent und stellvertretende Oberbürgermeister 
der Stadt von der SPD gestellt wird. 

(Josef Vosen [SPD]: Das ist aber mies, was Sie 
machen: Kommunalpolitik mit Bundespolitik 

zu vergleichen!) 

Mir geht es aber nicht um parteipolitischen Klein-
krieg. 

(Zurufe von der SPD) 

— Aber Wahrheit muß Wahrheit bleiben. 

Entscheidend ist, wie die Situation in Chenmitz 
verbessert werden kann. 

(Zuruf von der SPD: Dann machen Sie 
mal!) 

— Ich komme gleich darauf. — Die rein kommunalen 
Fragen müssen von den städtischen Verantwortungs-
trägern gelöst werden. 

(Dr. Gerald Thalheim [SPD]: Herr Schmidt, 
die F.D.P. in Chemnitz!) 

— So sehen es die demokratischen Spielregeln vor, 
Herr Thalheim. — Zu speziellen Chemnitzer Proble-
men werden sich meine Kollegen aus unserer Landes-
gruppe in dieser Aktuellen Stunde noch gesondert 
äußern. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Da sind wir aber 
gespannt!) 

Ich will dazu Stellung nehmen, wie die objektiv 
gegebenen Schwierigkeiten, die generell und beson-
ders auch in Chemnitz den Aufschwung behindern, 
beseitigt werden können. Das ist unsere Aufgabe. 

Die ostdeutschen CDU-Abgeordneten haben unter 
maßgeblicher Beteiligung der sächsischen Landes-
gruppe in Erfurt ein Papier verabschiedet, das den 
Titel trägt „Zwölf Punkte für Deutschland — Wohl-
stand im Osten entwickeln, im Westen sichern". 

(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Papier 
ist geduldig! — Regina Kolbe [SPD]: Das ist 

Geschichte!) 

Im Erfurter Papier werden erstmals alle Aspekte 
des Aufschwungs dargestellt: Wirtschaftlicher Auf-
schwung, soziale Sicherheit und Lebensqualität sowie 
die Finanzierung des Aufschwungs stehen im Mittel-
punkt. 

(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: 
Sprechblasen!) 

Welche Ziele sollen in welchem Zeitraum erreicht 
werden, welche Kosten sind zur Verwirklichung die-
ser Ziele notwendig, und welche Instrumente stehen 
zur Finanzierung zur Verfügung? Das sind die grund-
legenden Fragen, die im Erfurter Papier behandelt 
werden, 

(Dr. Fritz Schumann [Kroppenstedt] [PDS/ 
Linke Liste]: Fragen sollten Sie nicht, antwor

-

ten sollen Sie! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Alle Punkte des Programms sind wichtig. Aus 
Chemnitzer Sicht sind sicherlich von besonderer 
Bedeutung: Strukturkonzepte gegen die Deindustrie-
alisierung und gegen die Arbeitslosigkeit, 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Die sind doch 
schon arbeitslos!) 

gezielte Fortbildung von Arbeitslosen, alternative 
Modelle zur Existenzgründung im Mittelstand, Erhal- 
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tung der industriellen Forschungstätigkeit zur Pro-
duktinnovation, 

(Wolfgang Thierse [SPD]: Wer ist denn in 
Bonn und in Dresden an der Regierung?) 

Wiederbelebung der osteuropäischen Märkte 

(Zurufe von der SPD) 

— lassen Sie mich doch bitte ausreden; ich höre Ihnen 
doch auch zu —, die Sicherung der Finanzausstattung, 
Wohnungsbau als Konjunkturmotor, Erhaltung der 
Kulturlandschaft, für die wir uns außerordentlich 
engagieren, und — das ist wichtig — die Vereinfa-
chung des Rechtes, um die Entbürokratisierung und 
die Beseitigung von Hemmnissen voranzutreiben. 
Die Bundesregierung hat auf unsere Anregungen 

schnell reagiert und Arbeitsgruppen eingesetzt, 

(Lachen bei der SPD) 

die die Lösungsvorschläge zu den von mir angespro-
chenen Problemkreisen erarbeiten werden. 

(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: 
Papiertiger!) 

In diesen Arbeitsgruppen sind west- und ostdeutsche 
Abgeordnete aller Koalitionsparteien sowie kompe

-

tente Mitarbeiter aus den Fachministerien vertreten. 

(Dr. Jürgen Meyer [Ulm] [SPD]: Da gibt es 
dann wenigstens Arbeitsplätze!) 

Auch eine Reihe Mitglieder der sächsischen Landes-
gruppe sind in diese Arbeitsgruppen berufen wor-
den. 

Es wird in hohem Maße von unserer eigenen 
Aktivität abhängen, 

(Regina Kolbe [SPD]: Allerdings!) 

ob die eingesetzten Arbeitsgruppen bald umsetzbare 
Ergebnisse vorlegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir werden uns in unseren Bemühungen von nieman-
dem übertreffen lassen; denn wir wissen, daß von der 
Lösung dieser Aufgabe der Aufschwung im Osten 
generell und auch speziell in Chemnitz abhängen 
wird. Das Wohl und Wehe unserer Landsleute, auch in 
der Stadt Chemnitz, verdient unsere ganze Anstren-
gung.  
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Regina  Kolbe [SPD]: Da gebe ich Ihnen recht! 
— Josef Vosen [SPD]: Die Rede war jeden

-

falls keine Hilfe!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich erteile jetzt 
unserem Kollegen Dr. Wolfgang Ullmann das Wo rt . 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Für 
mein Heimatland, den Freistaat Sachsen, stehe ich 
hier vor Ihnen. Ich bin alt genug, um noch miterlebt 
haben zu können, daß dieses Land einmal zu denen 
gehörte, die in vielen Zweigen der Industrie die 
Weltspitze bestimmt haben. Ich bin aber auch alt 
genug, um miterlebt haben zu können, wie diese 

hochentwickelte Industrie mehrfach zerstört worden 
ist. 

Sensibilisiert durch diese meine Lebenserfahrung, 
habe ich jetzt eine Bemerkung zu machen und drei 
Fragen zu stellen. Die Bemerkung lautet: Ich bin es 
leid, mir anzuhören, das sei freie Marktwirtschaft, 
wenn Stahlkrisen dadurch gelöst werden sollen, daß 
das Edelstahlwerk Freital geschlossen wird. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Ich bin es leid, mir anzuhören, das sei freie Konkur-
renz, wenn BMW die Gutachter stellt, die der Treu-
hand bestätigen, für das in Zschopau konstruierte und 
produzierte Motorrad gäbe es keinen Markt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Anschließend erklärt dieselbe Firma, sie wolle eben-
dieses Modell produzieren. 

Ich bin es leid, mir anzuhören, das sei freie Markt-
wirtschaft, wenn der Schwarzenberger FCKW-freie 
Kühlschrank als feuergefährlich hingestellt wird, und 
zwar nicht von unparteiischen Sachverständigen, son-
dern von den Konkurrenzfirmen Siemens und Bosch. 
Das ist nicht freie Marktwirtschaft, sondern das ist 
Wettbewerbsverzerrung mit unlauteren Mitteln. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Ich bin es leid, mir anzuhören, wer das kritisiere, sei 
ein Anhänger der Staatlichen Plankommission der 
SED-Zeit. Nein, weil keine Wirtschaft ohne Markt-
wirtschaft funktionieren kann, fordere ich: Marktwirt-
schaft muß dann aber frei sein und darf nicht so unfrei, 
verzerrt und deformiert sein, wie sie das derzeit in den 
Ost-Ländern ist. 

Sie ist so verzerrt und unfrei, daß sich ihr gegenüber 
als erstes die Frage stellt — ich habe sie vielen 
Unternehmern gestellt —: Warum soll in diesem 
Gebiet verzerrter und deformierter Konkurrenz über-
haupt investiert werden? Das kann kein Unternehmer 
beantworten, aber die Regierung muß es beantwor-
ten. 

Welche Indus trie- und Marktperspektive ergibt sich 
für die restlichen 3 800 Be triebe mit noch 826 000 
Beschäftigten, die durch die Treuhand noch zu priva-
tisieren sind? Ergibt sich allein die Perspektive Chem-
nitz, die wir eben vorgestellt bekommen haben? Was 
wird aus den mehreren Hundert Milliarden Schulden, 
die das Wirken der Treuhand bis jetzt produziert hat? 
Was bedeutet das für Bürger und Bürgerinnen, für 
Kommunen und Länder, die diese Schulden niemals 
gemacht haben, denen sie aber jetzt aufgebürdet 
werden sollen? 

Die Bundesregierung muß diese Fragen noch vor 
Winteranfang beantwortet haben. Sie muß sie beant-
worten und darf nicht etwa nur Arbeitsgruppen ein-
setzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn sie diese Fragen bis Winteranfang nicht beant-
wortet hat, meine Damen und Herren, dann sind alle 
Bürgerinnen und Bürger aufgefordert, darüber nach-
zudenken, was angesichts der erwiesenen Hand- 
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lungsunfähigkeit der Regierung zu geschehen hat; 
denn es kann ja wohl nicht weiter tatenlos einer 
Regierung zugesehen werden, der die Rechtsradika-
len auf der Nase herumtrampeln können, die nichts 
dagegen tut, daß unser Land bei seinen Nachbarn 
immer tiefer in Verruf gerät, und die es dahin kommen 
läßt, daß die Bundesrepublik Deutschland von einem 
Motor zu einer Belastung der europäischen Einigung 
wird. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Als nächster Redner 
hat jetzt das Wort unser Kollege Dr. Jürgen Schmie-
der. 

Dr. Jürgen Schmieder (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Situation für einzelne 
Betriebe in meiner Heimatstadt Chemnitz ist wirklich 
prekär. Die Industriestruktur bietet, für Chemnitz 
gesehen, eine einmalige Konfiguration auf dem 
Maschinenbausektor; man denke nur an den Werk-
zeug- und Textilmaschinenbereich, den Fahrzeugbau 
und die chemische Industrie. Aber gerade diese Bran-
chen leiden jetzt unter sehr starkem Anpassungs-
druck. 
Der konkrete Weg, der in den letzten zwei Jahren im 

Maschinenbaubereich und im Textilmaschinenbe-
reich beschritten worden ist, war aus meiner Sicht 
unglücklich. Die einfache Umbenennung eines ehe-
maligen Kombinats in eine AG reicht eben nicht 
aus. 
Zum anderen ist die Personalpolitik zum Teil ziem-

lich halbherzig betrieben worden. Man hat sich ziem-
lich schwergetan. Man hat ehemalige Leiter, Kombi-
natsdirektoren, weiter in der Verantwortung gelas-
sen. 
Notwendig wäre eine Entflechtung der großen, 

nicht weiter lebensfähigen Struktureinheiten gewe-
sen. Ehemals gab es im Maschinenbau 80 000 Arbeits-
plätze. Wir wissen alle selber — die Erinnerung kann 
uns an der Stelle noch nicht verlassen haben -, wie 
hoch die verdeckte Arbeitslosigkeit war; sie lag 
geschätzt bei etwa 40 %. 

(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Dann 
tut doch endlich etwas!) 

— Dazu komme ich gleich, Herr Kollege. Aber Sie 
sollten mit uns etwas tun; denn es kommt nicht immer 
nur darauf an zu kritisieren, sondern man muß sich 
natürlich an Konzepten beteiligen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Helmut  Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Regiert 
doch endlich! — Regina Kolbe [SPD]: Sie 

lehnen doch alles bloß ab!) 
Zum anderen kommt hinzu, daß die Betriebe früher 

über ihre VVB oder ihr Ministe rium den Absatz 
geregelt haben. Das ist alles weggefallen; die Bet riebe 
sind jetzt selbst für ihren Absatz verantwortlich. 
Neben der Umstrukturierung gibt es ein weiteres 

Problem: den Wegfall des Absatzgebietes, den 
Zusammenbruch des Osthandels. 

Zur Entflechtung gibt es aber auch in Chemnitz 
einige gute Beispiele, die ich Ihnen nicht vorenthalten 
möchte. Ich möchte anführen den Spinnereimaschi-
nenbau — das war ehemals der Stammbetrieb im 
Kombinat Textima —, der 3 500 Beschäftigte hatte. 
Dieser Betrieb hat sich frühzeitig abgenabelt, hat sich 
entflochten und umstrukturiert. Nebenbei gesagt: 
Dieser Bet rieb war der erste — und meines Wissens 
der einzige —, der den Geschäftsführer, den damali-
gen Betriebsleiter, frei und demokratisch gewählt hat, 
und zwar im Januar 1990. 

Dieser Betrieb hat jetzt 750 Beschäftigte und hat 
liberale Wirtschaftspolitik wie aus dem Lehrbuch 
gemacht. Er hat nämlich entflochten, hat bestimmte 
Bereiche privatisiert und aus der Betriebskonfigura-
tion abgestoßen, so daß fast niemand entlassen wer-
den mußte. Die Leute wurden nur umgesetzt. 

Ein weiteres gutes Beispiel ist die Elite -Diamant 
GmbH, Flachstrickmaschinen- und Fahrradwerke 
Chemnitz. Dieser Betrieb hat es ebenfalls geschafft 
und steht auch mit seinem Export, mit seinem Absatz 
recht gut da. 

Ich möchte noch einen anderen Punkt ansprechen. 
Die Zusammenarbeit mit der Treuhand muß natürlich 
produktiver gestaltet werden. Was jetzt läuft, ist nicht 
kooperativ. Es verdichtet sich der Eindruck — er wird 
von vielen meiner Chemnitzer Mitbürger geteilt —, 
daß bestimmte Sachen behindert bzw. auf die lange 
Bank geschoben werden, um unliebsame Konkur-
renzpartner oder Konkurrenzfirmen auszuschalten. 
Die Treuhand muß Umstrukturierungen ihrer Unter-
nehmen progressiver und für die Region lebenserhal-
tender begleiten. Investitionsentscheidungen müssen 
schneller getroffen werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Bewerber für Firmen dürfen nicht behindert 
werden. Vielmehr muß in Schwerpunktregionen Vor-
rang haben, daß bestimmte industrielle Kerne erhal-
ten werden. 

(Dr. Fritz Schumann [Kroppenstedt] [PDS/ 
Linke Liste]: Wer trägt denn dafür die Ver-

antwortung?) 

— So kann man die Frage nicht stellen. 

Privatisierungs - und Investitionsmaßnahmen müs-
sen besser ausgelotet und unterstützt werden, z. B. im 
Webstuhlbau. 

(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Tut es 
doch!) 

— Ich kritisiere ja gerade die Treuhand bzw. verlange 
das von ihr. Sie müssen einmal zuhören, Herr Kol-
lege. 

(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Ihr 
regiert doch! Macht es doch! — Dr. Fritz 
Schumann [Kroppenstedt] [PDS/Linke Liste]: 
Die Treuhand untersteht doch der Regie-

rung! ) 

Es sind Probleme, die aus meiner Sicht auf Grund 
einer falschen Anbindung der Treuhand existieren. 

(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Dann 
ändert es doch!) 
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Die Treuhand muß Instrumente nutzen wie den 
Verkauf unter Liquidationswert beispielsweise, das 
Entgegenkommen im Altlastenbereich, Treuhand

-

Minderheitsbeteiligungen. Muß es immer erst so weit 
kommen wie beim Edelstahlwerk Freital? 
Lassen Sie mich noch eine Bemerkung zur Absatz-

situation machen. 
(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Müs

-

sen wir denn alles machen!) 
— Wenn Sie alles machen würden, dann könnten wir 
ewig darauf warten. — 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Lachen bei der SPD) 

Ein vorrangiges Problem der ostdeutschen Wirtschaft 
ist die mangelnde Wettbewerbsfähigkeit. Ich be-
stärke die Bundesregierung darin, verstärkt Förderin-
strumente des Ostexports zu fördern, Einzelfallent-
scheidungen — gerade im Rahmen von Hermes — zu 
treffen. Dadurch muß es möglich werden, daß Projekt-
finanzierungen und Bartergeschäfte die Gesamtsitua-
tion absichern helfen. 
Lassen Sie mich noch eine Bemerkung zu einem 

Randproblem machen, das aber eigentlich sehr domi-
nant ist, nämlich das Problem der mittelständischen 
Industrie. 

(Dr. Fritz Schumann [Kroppenstedt] [PDS/ 
Linke Liste]: Ich denke, das ist das Wichtigste 

für die Liberalen!) 
— Das ist richtig; dazu komme ich gleich. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Schmieder, Sie können nicht mehr dazu kommen; 
denn Ihre Redezeit ist abgelaufen. Ich muß Sie leider 
unterbrechen. 

Dr. Jürgen Schmieder (F.D.P.): Ich hatte dauernd 
Unterbrechungen durch die SPD. 
Ich bedanke mich, Herr Präsident. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmut Becker: Ich erteile jetzt das 
Wort dem Kollegen Dr. Uwe-Jens Heuer. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Hier ist schon vieles 
über die Lage in Chemnitz gesagt worden, was ich nur 
unterstreichen kann; denn Chemnitz ist mein Wahl-
kreis. Es ist hingewiesen worden auf die Zahl der 
Arbeitslosen dort. Sie beträgt gegenwärtig, wenn 
man die in ABM befindlichen und die in Umschulung 
Befindlichen berücksichtigt, über 23 %. Hinzu muß 
man noch diejenigen rechnen, die jetzt in West-
deutschland arbeiten. 
Nach meiner Ansicht muß auch die Frage der 

konzeptionellen Lösung der in Sachsen und in Ost-
deutschland überhaupt bestehenden Probleme Ge-
genstand der Debatte sein. Die Ursache des Problems 
ist meiner Ansicht nach nicht die schnelle Einheit, 
sondern das fehlende Wirtschaftskonzept für die Zeit 

nach dem 2. Dezember 1990. Das sehe ich als das 
Hauptproblem an, ein Hauptproblem, an dessen feh-
lender Lösung wir noch heute leiden. 

Am 14. März 1991 hat die Bundesregierung zusam-
men mit Vertretern der Länder und der Treuhand 
folgendes beschlossen — ich zitiere —: „Der System-
umbruch in den neuen Ländern erfordert ungewöhn-
liche Maßnahmen in einem konzertierten Zusammen-
wirken von Bund, neuen Ländern und Treuhandan-
stalt. Schnelles, unideologisches Handeln ist notwen-
dig. Zunächst teuere, aber den Arbeitsmarkt scho-
nende Lösungen können langfristig wirtschaftlicher 
sein." Das ist anderthalb Jahre her, und es ist nichts 
geschehen. Wo sind denn die ungewöhnlichen Maß-
nahmen im konzertierten Zusammenwirken? Das ist 
nicht erfolgt. 

Wir haben mehrfach gefordert, wir haben hier 
vorgelegt Vorschläge für die Änderung der Politik der 
Treuhand. Sie sind abgelehnt worden. Heute ist im 
Rechtsausschuß erneut sowohl ein Antrag der SPD wie 
ein Antrag der PDS zur Neugestaltung der Politik der 
Treuhand abgelehnt worden. 

Über die Maschinenbauindustrie ist hier heute 
gesprochen worden. 80 % der Arbeitsplätze sind im 
Maschinenbau in Chemnitz vernichtet worden. Und 
das Schlimme ist, daß diese Politik gewollt ist. Ich 
möchte Wirtschaftsminister Kajo Schommer zitieren. 
Er hat in der „Zeit" vom 19. September 1991 geschrie-
ben: 

„Industriepolitik" ist ein schönes Schlagwort. 
Kein Betrieb soll künstlich am Leben erhalten 
bleiben, wie dies in der alten Bundesrepublik 
z. B. im Schiffsbau geschehen ist. 

Selbst wenn es in einer Region nur einen Betrieb gäbe, 
werde das Land nicht eingreifen. Das hat er öffentlich 
vor einem Jahr erklärt, und das ist die Politik, die 
betrieben worden ist. Und am Schluß hat er gesagt: 

Wir können nur hoffen, daß dieser Crash-Kurs 
verkraftet wird. 

Jetzt hat er erklärt, es müßte eine Lösung ge troffen 
werden für das Edelstahlwerk Freital. Und was ist 
geschehen? Die Treuhand hat sich bereit erklärt, die 
500 Millionen DM Altschulden zu streichen, Altschul-
den, von denen, glaube ich, jeder hier im Raum weiß 
oder ahnt, daß sie fiktiv sind; das ist überhaupt keine 
Leistung. Aber um die 36 Millionen DM, die notwen-
dig sind, um diesem Werk wieder auf die Beine zu 
helfen, streitet man sich zwischen Treuhand und 
sächsischer Regierung. 

Ich bin also der Meinung, wir brauchen eine andere 
Art von Politik für Ostdeutschland; wir brauchen eine 
Wirtschaftspolitik, und wir brauchen eine Umorientie-
rung der Treuhand. Das halte ich für die eigentliche 
Grundfrage, die hier in unserem Kreise diskutiert 
werden muß, für die eigentliche Frage, die wir an die 
Adresse der Bundesregierung stellen müssen. 

Von den 1989/90 vorhandenen 538 Betrieben mit je 
über 500 Beschäftigten in den Regierungsbezirken 
Chemnitz, Dresden und Leipzig haben bis Ende Mai 
1992 nur 95 die Treuhandzwänge und die Westkon-
kurrenz überstanden. Es geht also um eine wirkliche 
Beschäftigungspolitik, die eine Brücke in gesicherte 



9070 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 106. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 23. September 1992 

Dr. Uwe-Jens Heuer 

Dauerarbeitsverhältnisse schlägt. Das Arbeitsförde-
rungsprogramm ist in unseren Augen im Prinzip nur 
ein Programm zur Arbeitslosenverwaltung, und der 
groß angekündigte Sachsenfonds als Hilfsmaßnahme 
im Treuhandbereich blieb von Anfang an infolge 
fehlender Geldgeber aus dem Westen ein Flop. 
Entscheidend ist also, welche Politik gemacht wird, 

welche Politik mit der Treuhand gemacht wird. Ich 
möchte Ihnen ein Zitat von Kenneth Galbraith, den ja 
ein großer Teil von Ihnen kennt, vorlesen. Er hat im 
„Spiegel" Nr. 36 in diesem Jahr erklärt: 

Eine der Säulen, auf denen das Dach aus Wohl-
stand und Komfort ruht, ist die Auffassung, daß 
die, die nicht im Wohlstand leben, f riedvoll und 
glücklich ihr eigenes Schicksal akzeptieren. Die-
ser Irrglaube könnte eines Tages plötzlich wie 
eine Seifenblase zerplatzen. Es gibt durchaus die 
Möglichkeit einer Revolte der Unterschicht. 

Und er schreibt am Schluß, daß der Kapitalismus nicht 
gerettet werden kann ohne staatliche Maßnahmen, 
die nötig wären, um eine wirtschaftlich erfolgverspre-
chende und sozial friedvolle Zukunft zu sichern. Er ist 
ein Anhänger des Kapitalismus, aber er fordert eine 
wirkliche staatliche Politik. Und diese staatliche Poli-
tik wird uns heute verweigert, und es wird eben die 
freie Marktwirtschaft betrieben. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Dr. Heuer, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Ein Satz 
zum Schluß: Es wird heute nach den Hintermännern 
der Komitees für Gerechtigkeit gesucht. Ich meine, 
wenn es einen Förderverein für die Komitees für 
Gerechtigkeit gibt, so würde ich als Hauptmitglieder 
dieses Fördervereins Herrn Waigel und Frau Breuel 
ansehen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich erteile jetzt das Wort dem 
Herrn Parlamentarischen Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft, unserem Kollegen 
Dr. Heinrich Kolb. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Gestatten Sie mir 
vorab eine Anmerkung. Ich finde es schon sehr 
sonderbar und möchte das auch namens der Bundes-
regierung zurückweisen, wenn Professor Heuer hier 
glaubt, uns namens der PDS wirtschaftspolitische 
Ratschläge erteilen zu sollen. Es ist doch wohl ver-
ständlich, Herr Professor Heuer, daß wir diese nicht 
annehmen. Es hieße ja wirklich, den Bock zum Gärt-
ner zu machen, wenn wir auf Ihre Vorschläge einge-
hen wollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Zum Thema: Die in der Region Chemnitz vertrete-

nen Branchen sind in der Tat — wer wollte das 
leugnen — einem starken Anpassungsdruck ausge-
setzt. Es gibt eine ganze Reihe von Bet rieben, die mit 
ernsten Problemen zu kämpfen haben. Das sehe ich 
mit großer Sorge. Doch die Gesamtsituation in der 

Region ist, verglichen mit anderen Regionen des 
Freistaates Sachsen, noch als durchaus günstig einzu-
schätzen. 

(Widerspruch bei der SPD und der PDS/ 
Linke Liste) 

— Wenn Sie die Zahlen hören, denken Sie vielleicht 
anders. Während im Freistaat Sachsen das verarbei-
tende Gewerbe im ersten Quartal 1992 gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum eine rückläufige Umsatzent-
wicklung von 10,2 % ausweist, konnte in der Region 
im gleichen Zeitraum eine Umsatzsteigerung von 
8,5 % verzeichnet werden. Die Arbeitslosenquote lag 
im Arbeitsamtsbezirk Chemnitz im Ju li  1992 mit 
12,8 % wesentlich unter dem Landesdurchschnitt von 
14,0 % und auch unter dem Durchschnitt der neuen 
Länder insgesamt. 

Was wichtig ist: Gegenüber dem Januar 1992 ist 
diese Arbeitslosenquote rückläufig. Die Zahl der 
Kurzarbeiter — das ist ja immer ein Frühindikator — 
ist seit Anfang dieses Jahres um 7 700 auf 18 300 
zurückgegangen. 

In der Gemeinschaftsaufgabe Regionalförderung 
gibt es die flächendeckende Fördermöglichkeit für die 
neuen Bundesländer. Im Rahmen dieses Gemein-
schaftswerkes ist für die Jahre 1991 und 1992 für 
besonders vom Strukturwandel betroffene Regionen 
zusätzlich ein Sonderprogramm von 2,4 Milliarden 
DM aufgelegt worden. Auch Stadt- und Landkreis 
Chemnitz haben von diesen besonderen Fördermög-
lichkeiten profitiert. 

Aus Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" sind im 
Stadt- und Landkreis Chemnitz bisher 216 Vorhaben, 
davon 200 Vorhaben in der gewerblichen Wirtschaft 
und 16 Infrastrukturmaßnahmen, mit einem Investi-
tionszuschuß von insgesamt 205,9 Millionen DM 
gefördert worden, davon die gewerbliche Wirtschaft 
mit 133,9 und die Infrastruktur mit 72 Millionen DM. 
Soviel zu dem, was bisher geschehen ist. 

(Zuruf von der SPD: Das ist aber sehr 
wenig!) 

— Über diesen Punkt können wir diskutieren. Ich 
wollte, alle Kollegen hätten derartige Anschauungen 
aus dem Wirtschaftsprozeß in den neuen Ländern, wie 
ich sie persönlich gewinnen konnte. Aber ich will das 
hier nicht vertiefen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfang Ullmann [Bünd-
nis 90/DIE GRÜNEN]) 

— Lassen Sie uns doch, Herr Professor Ullmann, 
einmal an dem arbeiten, was jetzt konkret getan 
werden kann! Da ist doch das, was heute im Kabinett 
behandelt wurde, ein ganz wichtiger Ansatzpunkt. 
Man hat sich mit der Absatzsituation der ostdeutschen 
Unternehmen befaßt, die ja nicht einfach ist. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Das ist das Einge-
ständnis des Scheiterns Ihrer Politik!) 

— Nein, nein, Herr Schwanhold, das muß ich zurück-
weisen. Kernpunkt ist doch die mangelnde Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen, und die können Sie 
beim besten Willen nicht der Bundesregierung anla-
sten, da müssen Sie schon andere fragen. Diese 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 106. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 23. September 1992 	9071 

Parl. Staatssekretär Dr. Heinrich L. Kolb 

mangelnde Wettbewerbsfähigkeit ist mit dem Zusam-
menbruch der Ostmärkte unmittelbar zutage getre-
ten. Wir würden zu kurz treten — das muß ich schon 
sagen, wenn es jetzt um die Konzeptionen geht —, 
wenn wir im Hinblick auf das, was getan werden 
kann, nur die Ostmärkte im Auge behielten. Ich 
unterstütze ausdrücklich, was Herr Kollege Schmie-
der gesagt hat: Wir müssen versuchen, Kerne in den 
neuen Ländern aufzubauen, Kerne, um die herum sich 
neue Strukturen ausbilden können. 

Was ist beschlossen worden? Ich will kurz wieder-
holen, was Herr Minister Möllemann in der Regie-
rungsbefragung schon ausgeführt hat. Es wird jetzt 
möglich sein und wird angestrebt, kurzfristig den 
Fünf-Milliarden-Plafond auszuschöpfen. Die Her-
mes-Garantien werden ausgedehnt auch auf Barter

-

Geschäfte. Die Einnahmen aus Rohstoffvorkommen in 
Rußland und den Staaten der GUS werden verstärkt 
— das ist unsere Absicht — zu Handelsbeziehungen 
herangezogen werden. Und ganz entscheidend: ost-
deutsche Unternehmen werden auch die Möglichkeit 
haben, zinsverbilligte Kredite der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau zu bekommen, wenn sie Lieferungen 
für Infrastrukturprojekte und Projekte der industriel-
len Modernisierung in den GUS- und mittel-osteuro-
päischen Staaten tätigen. 

Daß darüber hinaus — ich sagte ja bereits, man darf 
den Blick nicht nur nach Osten richten — jetzt auch die 
Absatzmöglichkeiten auf den heimischen Märkten 
und auf den Westmärkten gefördert werden, ist zu 
begrüßen. In diesem Zusammenhang ist konkret die 
Möglichkeit zu nennen — diesbezüglich gab es 
bereits Ausführungen —, daß jetzt primär eine stär-
kere Berücksichtigung von Unternehmen aus den 
neuen Bundesländern in bezug auf öffentliche Auf-
träge Platz greifen soll. 

Soweit meine Ausführungen zu dem, was heute 
morgen im Kabinett diskutiert wurde. 

Darüber hinaus — deswegen rufe ich Sie ja auch zu 
einem konstruktiven Dialog auf — denkt die Bundes-
regierung weiter darüber nach, wie der Aufbauprozeß 
in den neuen Bundesländern vorangetrieben werden 
kann. Sie wissen, daß die Bundesregierung derzeit mit 
den Abgeordneten der Koalitionsfraktionen eine 
Reihe von Vorschlägen prüft. Über ein Gesamtpaket 
von Maßnahmen, das auch die Frage der Finanzie-
rung der deutschen Einheit einbezieht, muß im Rah-
men des bis zum Ende des Jahres auszuhandelnden 
Solidarpakts Einvernehmen erzielt werden. Morgen 
werden wir im Bundestag auf Antrag der SPD über 
eine Gemeinschaftsinitiative „neue Länder" spre-
chen. 

Wenn auch in Einzelfragen zum Teil deutliche 
Unterschiede bestehen, so interpretiere ich dies doch 
alles als Ansatzpunkt für eine konstruktive Diskussion 
im Interesse der Menschen in West- und Ostdeutsch-
land. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich bitte Sie nachdrücklich, sich konstruktiv an dieser 
Diskussion zu beteiligen. 

(Lachen bei der SPD) 

Sie können sicher sein, daß die Bundesregierung für 
gute Vorschläge immer ein offenes Ohr hat. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Wolfgang  Thierse [SPD]: Seit zwei Jahren 

alles abgelehnt!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt das Wort unserer Kollegin Frau 
Dr. Helga Otto. 

Dr. Helga Otto (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Menschen in der Region Chemnitz 
haben die Wende gewollt. Mit überwältigender Mehr-
heit haben sie der Koalitionsregierung einen Vor-
schuß an Vertrauen gewährt und sind bitter enttäuscht 
worden. 

In dieser Region steht die Wiege der deutschen 
Industrie. Sie hat eine hundertjährige Tradition in der 
Textilindustrie. Wir beklagen nicht, daß die Hoch-
Zeit dieser beiden Industriezweige vorbei ist, aber wir 
beklagen, daß kein Wille zu erkennen ist, der Region 
eine neue Zukunft zu verheißen. Der politische Wille, 
Kerne dieser beiden traditionellen Industriezweige zu 
erhalten, wird nicht definiert; ganz zu schweigen 
davon, den Boden für eine neue, zukunftsorientierte, 
ökologische und technologieorientierte Indust rie zu 
bereiten. 

Auch die Reduzierung der Textilforschung ist fatal 
für die Region. Im Textilforschungsinstitut Chemnitz 
arbeiteten 1991 400 Personen in der Textilforschung. 
Das Endziel: 38 Personen. Somit ist gut jeder zehnte 
Arbeitsplatz verlorengegangen. Die Entlassungen 
betreffen zwangsläufig den Kern junger und hochqua-
lifizierter Leute. 

Dabei bitte ich Sie, zu beachten, daß unsere For-
schungsinstitute von ihren heutigen Konkurrenten bis 
in den letzten Winkel untersucht wurden. Da gibt es 
keine Betriebsgeheimnisse mehr. Damit gibt es auch 
keine Chancengleichheit mehr. Die ehemaligen Auf-
traggeber aus dem Osten sitzen hinter der Devisen-
mauer. Die Be triebe in der Region gibt es nicht mehr. 
Westdeutsche Auftraggeber halten sich in bezug auf 
unsere Forschungsinstitute bedeckt. 

Der Staat ist nun in der Pflicht, Strukturförderpro-
gramme bis zum Wunder Aufschwung Ost am Leben 
zu erhalten; aber nicht nur für ein bis zwei Jahre. 
Billige Gewerbemieten, Entschuldung von Altlastfor-
derungen, höhere Investitionshilfen und Entbürokra-
tisierung wären gute Instrumente zur Belebung der 
Wirtschaft. 

Es ist immer dieselbe fatale Mühle, in welche die 
Betriebe geraten, sie gleicht sich fast in jedem Treu-
handbetrieb: Entlassen, warten, Kurzarbeit null, Kun-
den ziehen sich zurück, da keine mittel- und langfri-
stige Bestandsgarantie für die Produkte da ist, keine 
Möglichkeit der Investition zur Produkterneuerung, 
warten, wieder Konzepte, warten, Eigentumspro-
bleme, endlose Duette mit der Treuhand und am Ende 
die Liquidation. 
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Kommt denn niemand in dieser Bundesregierung 
auf die Idee, daß etwas am System falsch ist? Oder ist 
das eine Strategie? 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Das Versagen der politisch Verantwortlichen muß 
immer wieder deutlich dargestellt werden. Obwohl 
die Textilindustrie nun schon auf etwa 10 % des 
ursprünglichen Bestandes geschrumpft ist, sind noch 
immer keine Leuchtzeichen von der Treuhand da, 
welche Bet riebe erhalten bleiben sollen. Da erfährt 
die Vorsitzende Gewerkschaft Textil und Bekleidung 
aus der Lokalpresse, daß wieder sieben Textilbetriebe 
in die Liquidation gehen. Am sogenannten „Sachsen-
tisch" erfährt sie davon nichts. 

(Zuruf von der SPD: Konstruktive Zusam

-

menarbeit!) 

Dabei hat es eine Schiene Breuel-Biedenkopf gege-
ben. Aber das war wohl nur ein Flop. 

Es ist schon so weit, daß ein Liquidator die planmä-
ßige Liquidierung eines Be triebes nicht mehr mitan

-

sehen kann und mit eigenem Kapital versucht, einen 
mit modernem Maschinenpark ausgestatteten Textil-
betrieb in Mühlau zu retten. 

Wie sollen die Menschen in Mittweida bei Chem-
nitz verstehen, daß die Treuhand ihren letzten größe-
ren Betrieb, die Baumwollspinnerei, liquidieren und 
20 Millionen DM von den sechs Kaufwilligen haben 
will, obwohl doch noch Investitionen in Millionenhöhe 
erforderlich sind. Da sind andere Betriebe in bezug auf 
den Verkauf schon besser weggekommen. 

(Regina Kolbe [SPD]: Jena!) 

Ich will noch kurz auf die Situation unserer Frauen 
eingehen. 93 % haben bis vor der Wende gearbeitet. 
Viele sind alleinerziehend und auf eigenen Verdienst 
angewiesen. Jetzt stellen sie fast 70 % der Arbeitslo-
sen. Es sind keine Mittel für die neue, zukunftsorien-
tierte ABS-Gesellschaft für die Textilarbeiter übrig 
gewesen. Das haben sie nicht verdient. Aber erst recht 
haben sie nicht verdient, daß Herr Möllemann den 
„guten" Vorschlag macht, die Wochen- und die 
Lebensarbeitszeit zu verlängern. Das ist blanker 
Zynismus. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei der PDS/Linke 

Liste) 

Bei der hohen Arbeitslosigkeit, beim Zurückfahren 
der Mittel für Kultur und Sport und bei einem Mangel 
an  Ausbildungsplätzen sind die riesigen menschen-
feindlichen Neubausiedlungen in Chemnitz eine 
Brutstätte für Gewalt und Fremdenhaß. 

(Zuruf von der F.D.P.: Die stammen aus 
SED-Zeiten!) 

Die Finanzausstattung des Arbeitslosenverbandes 
wäre keine sinnlose Investition gewesen. Der soziale 
Friede ist gefährdet. Die Region Chemnitz kämpft 
unter der Arbeitslosigkeit und Hoffnungslosigkeit. Ich 
appelliere an die Verantwortung derer, die leichtsin-
nig blindes Vertrauen erhascht haben, und bitte sie 

um Solidarität und ihren Willen zu politischem Han-
deln zum Wohle der Region Chemnitz. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich erteile als näch-
stem Redner unserem Kollegen Klaus Reichenbach 
das Wort. 

Klaus Reichenbach (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Frau Otto, ich 
komme aus der Textilindustrie. Ich habe bis 1972 
einen halbstaatlichen Bet rieb geleitet. 

(Zuruf der Abg. Regina Kolbe [SPD]) 
Ich war Mitbesitzer. Das ging ganz gut. Darüber 
müssen wir noch reden. 
Ich kenne die Textilindustrie sehr gut. Ich habe bis 

1988 in der Textilindustrie gearbeitet. Sie wissen ganz 
genau, daß die Situation, wie Sie sie geschildert 
haben, so nicht stimmt. Ihre Ausführungen waren 
unlogisch; denn die dortige Textilindustrie war total 
veraltet. Das war die zu melkende Kuh der DDR, die 
schnelle Exporte machen mußte und die in bezug auf 
die Ausstattung keinem Konkurrenzkampf gewach-
sen ist. Was Sie erzählt haben, das war Unsinn. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Herr Professor Heuer, es tut mir leid, aber ich muß 

Ihnen folgendes sagen: Die in Chemnitz entstandene 
Industrie war doch die Kombinatsbildung der DDR. 
Alles, was jetzt dort zusammenbricht, beruht auf der 
kranken Struktur. 

(Zuruf von der SPD) 
Wir haben doch früher kaum Mittelstand gehabt. Der 
Mittelstand in der DDR ist 1972 wegrationalisiert 
worden. 

(Zuruf von der SPD: Herr Reichenbach, was 
haben Sie als führender DDR-Politiker dage-

gen unternommen?) 
— Dazu werde ich noch etwas sagen. Bitte lassen Sie 
mich deshalb ausreden! 
Wir müssen jetzt eine Mittelstandsstruktur entwik-

keln. 
(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Einen Moment 
bitte, Herr Kollege Reichenbach! — Zwischenrufe 
sind gestattet. Das ist in Ordnung. Aber der Redner 
muß sich verständlich machen können. Zuhören kön-
nen wir doch alle. Jeder kann doch hier argumentie-
ren. 
Bitte, Herr Kollege Reichenbach. 

(Uta Würfel [F.D.P.]: Das Gequakel von der 
SPD-Seite ist unerträglich! Keiferei!) 

Klaus Reichenbach (CDU/CSU): Wir sollten dar-
über reden, wir wir einen gesunden Mittelstand 
entwickeln können. Ich gebe zu, daß diesbezüglich 
Fehler gemacht wurden und Defizite vorhanden sind. 
Wir müssen darüber reden. Wir müssen zu sachlichen 
und zu konstruktiven Lösungen kommen. Wir müssen 
ergründen, welche Wege denkbar wären. 
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Die Kapitalausstattung des ostdeutschen Mittel-
standes ist zur Zeit eine Katastrophe, 

(Zuruf der Abg. Regina Kolbe [SPD]) 

— Seien Sie doch bitte einen Moment ruhig! 

(Uta Würfel [F.D.P.]: Die kann doch wirklich 
ihren Rand nicht halten!) 

Wir müssen Möglichkeiten finden, um zu einer Ver-
besserung zu gelangen. Ich bitte die Bundesregierung 
— in diesem Zusammenhang erwähne ich das Zwölf-
Punkte-Programm —, mitzuziehen. Es ist jetzt ganz 
dringend notwendig, daß Bürgschaften vom Bund und 
von den Ländern geleistet werden, die die Bereitstel-
lung von Kapital für mittelständische Existenzgründer 
im Osten wesentlich verbessern. Ein Riesenproblem 
ist für uns, daß wir nicht an Geld herankommen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Gerald Thalheim 
[SPD]) 

— Herr Dr. Thalheim, Moment, ich möchte Sie loben. 
Ich bin für die Industriebörse für Immobilien, die Sie 
angesprochen haben. Wir haben 72, die ihre Immobi-
lien zurückbekommen und zum Teil damit nichts 
anzufangen wissen. Also lassen Sie uns gemeinsam 
mit der Treuhand, mit dem Amt für offene Vermögens-
fragen und den Kommunen diese Immobilien für 
entsprechende Existenzgründer ausschreiben und 
verkaufen! Dann haben wir viel gewonnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich bin der Meinung, wir sollten darauf achten, daß 
wir hier keine Hilfsprogramme für Leichen aufbauen, 
die schon auf dem Tisch liegen und mit einer Blut-
transfusion gerettet werden sollen. 

Meine Herren, wir müssen eine Indus trie aufbauen, 
die investiv zukunftsorientiert ist, aber nicht in ein bis 
zwei Jahren wieder pleite ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich lehne es, ehrlich gesagt ab, Gelder dort hinzuge-
ben, die nur konsumiert werden, so daß wir in zwei bis 
drei Jahren vor derselben Situation stehen, daß wie-
der Geld transferiert werden muß, weil diese Betriebe 
vor der Pleite stehen. Deswegen brauchen wir eine 
zukunftsorientierte Indust rie. 

Es stimmt nicht, was Sie gesagt haben: daß' es in 
Sachsen und in Chemnitz nichts gibt. Ich bin selbst 
Aufsichtsratsmitglied in einer SMAG Spezialmaschi-
nenbau GmbH und Werkzeugmaschinenbau, die 
gegründet wurde und jetzt bereits 300 Mitglieder hat. 
Sie baut sich aus dem ehemaligen Werkzeugmaschi-
nenbau des Buchungsmaschinenwerks, des MZ-Wer-
kes in Zschopau, des DKK Scharfenstein auf und hat 
sich in den marktfähigen Regionen, nämlich in West-
europa und in der Bundesrepublik, einen Markt 
gesichert. Wir wissen ganz genau, daß der osteuropäi-
sche Markt im Moment absolut unmöglich ist, weil 
dort nicht die entsprechende Zahlungsfähigkeit vor-
handen ist. Gerade die Exportfähigkeit zu erhalten, 
bedeutet doch eindeutig, daß wir die Ostmärkte 
wieder aktivieren müssen. Dafür müssen wir alles 
einsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ohne Märkte wird keine Produktion funktionieren. 
Ohne funktionierende größere Produktion — nicht 
mehr mit 5 000-, 6 000-, 7 000-Mann-Betrieben, son-
dern mit 500-, 600-, 700-Mann-Betrieben — wird es 
auch keinen Mittelstand geben, der produzieren 
kann. Ein Mittelstand, der nur im Konsumbereich oder 
nur im Dienstleistungssektor tätig ist, wird der Region 
Chemnitz auf Dauer gesehen nicht helfen. Dafür 
sollten wir alles einsetzen. 
Ich bin der Meinung, das Amt für offene Vermö-

gensfragen, das gerade in der Region Chemnitz die 
meisten Fälle der Reprivatisierung behandeln muß, 
muß dringend personell ausgestattet werden. Dort 
hängt es teilweise an Schreibkräften, dort fehlen 
fachkompetente Leute, die nach rechtlichen Vorga-
ben die Entscheidungen schnell treffen. Zur Zeit 
werden sie über Monate hingezogen. 
Die Treuhandanstalt handelt auch nicht immer sehr 

gut, und ich bin nicht mit allen Dingen einverstanden. 
Es gibt in der Treuhandanstalt den gesetzlichen 
Rahmen für eine gütliche Einigung, die bei den vielen 
Möglichkeiten in der Anwendung des Gesetzes die 
Regelungen mit allen Seiten offen läßt. Aber da gibt es 
natürlich sehr unterschiedliche Auffassungen. Es gibt 
eine Niederlassung in Dresden, die ganz anders 
entscheidet als die Niederlassung in Chemnitz, die in 
Leipzig oder die in Berlin. Dort müssen wir Einigkeit 
erzielen. 
Die Situation ist schlimm. Es kommen Liquidatoren 

zu uns in die ehemalige DDR, die gerade ihren 
Schulabschluß als Rechtsanwälte gemacht haben, die 
keinerlei wirtschaftliches Verständnis haben und 
Fehlentscheidungen treffen. Dort müßten wir auch 
ansetzen. Das kann so nicht sein. Wir sind hier 
gemeinsam — ob in den Regierungsparteien oder in 
der Opposition — als Bundestagsabgeordnete aufge-
fordert, hier unser Veto einzulegen. Ich persönlich 
habe in meinem Urlaub fünf bis sieben Fälle von 
Reprivatisierung behandelt, um zu helfen. Ich muß 
sagen, 90 % sind gutgegangen. 
Lassen Sie uns diesen Weg gemeinsam gehen und 

versuchen, konstruktive, sachkonkrete Lösungen für 
alle in dieser Region zu finden! Das erwarten die 
Bürger von uns als Bundestagsabgeordneten. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Der nächste Redner 
ist unser Kollege Ernst Schwanhold. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Ernst Schwanhold (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich denke, Schul-
digkeiten müssen auch Schuldigkeiten genannt wer-
den, Herr Kolb. Das, was Sie heute als Fortschritt 
feiern, ist eigentlich das Eingeständnis schuldhaften 
Verhaltens dieser Regierung in den letzten zwei 
Jahren. Sie haben gesagt, ich muß das zurückweisen. 
Ich nehme das zur Kenntnis, wobei ich sage, die 
Betonung liegt auf „muß". 
Schuldhaftes Verhalten deshalb, weil wir Ihnen seit 

zwei Jahren täglich vorpredigen: Der Eigentumsan-
spruch „Rückgabe vor Entschädigung" ist falsch und 
muß umgekehrt werden; da gibt es Investitionshemm- 
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nisse. Wir predigen Ihnen seit langer Zeit: Wir müssen 
diese Betriebe, die es dort gibt, erhalten und aus den 
Kernbereichen dieser Betriebe eine Umstrukturie-
rung vornehmen. Jetzt endlich fangen Sie an, darüber 
nachzudenken, nachdem 50 % der Bet riebe oder mehr 
„platt" sind. Ich frage mich, ob dies eigentlich die 
Politik ist, die die Menschen dort wirklich verdient 
haben. 

Hans Kaspar hat gesagt: „Es ist besser, Deiche zu 
bauen, als auf die Vernunft der Flut zu hoffen." Sie 
sind dabei, zu jener Flut, die sich über das Land und 
über diese Region in Sachsen ergießt, auch noch den 
letzten Wald, der Windbruch verhindern und der die 
letzten bestehenden Betriebe noch am Leben erhalten 
könnte, wegzupusten. Sie machen sich mit Ihrer 
jetzigen Politik daran schuldig, daß in Ostdeutschland 
die Brandstifter, die ihr Süppchen des Rechtsradika-
lismus auf Grund einer desolaten sozialen Situation 
kochen, von Ihnen die Streichhölzer geliefert bekom-
men. Es besteht ein ernsthafter Zusammenhang zwi-
schen der sozialen Situation, den Zukunftschancen 
der Menschen und jenem, was diese Regierung an 
Zukunftschancen verspielt. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Ich will Ihnen sagen, daß es eine Fülle von Ansätzen 
für die Betriebe in Chemnitz und in der Region 
Chemnitz gegeben hätte. Um Ihnen ein Stückchen aus 
dem Tollhaus zu sagen: Da schreibt ein Treuhandbe-
trieb Ostdeutschlands eine Zerkleinerungsanlage 
aus, die ein Investitionsvolumen von ca. 6,5 Millionen 
DM ausmachen würde. Um diesen Auftrag bemühen 
sich Firmen aus Westdeutschland und auch ein Treu-
handbetrieb, der in diese Richtung hinein umstruktu-
riert hat. Nach Kenntnis aller gibt es dort gleiche 
technische Ausrüstungen, gleiche Qualifikation der 
Maschine. Was meinen Sie, wohin der Auftrag gegan-
gen ist? Er ist zu einem westdeutschen Be trieb gegan-
gen, der sogar noch 300 000 DM teurer angeboten hat 
als der ostdeutsche Bet rieb. 

Wenn Sie nicht einmal in der Lage sind, die Treu-
hand so zu kontrollieren, daß sie in ihren Be trieben 
auch Zukunftschancen und Aufträge vergibt, die in 
diese Region hineingehören, dann hören Sie auf mit 
Vorwürfen gegenüber der Opposition, sie sei nicht 
konstruktiv. Nein, Sie lassen Ihre Kontrolle der Treu-
hand vermissen, und dies schadet den Menschen dort 
ganz genauso. 

Ich will Ihnen ein anderes Beispiel nennen, wo es 
eine Fülle von Möglichkeiten gibt, wie ich denke. Wir 
werden erleben, daß die Textilindustrie der Nachfol-
gestaaten der Sowjetunion binnen kurzer Zeit keine 
Ersatzteile mehr hat und die Produktion dort insge-
samt zusammenbricht. Wir werden dann, weil es zu 
sozialen Katastrophen kommen könnte, in Taiwan 
oder anderswo fabrizierte Mäntel kaufen und sie als 
Hilfsprogramme mit aktivierten privaten Mitteln dort-
hin schicken. Die Treuhandbetriebe verschrotten die 
in der GUS notwendigen Ersatzteile und Maschinen-
teile, die zur Komplettierung und Aufrechterhaltung 
der Produktion notwendig wären, und es wird nur der 
Schrottpreis dafür bezahlt. Es muß doch möglich sein, 
einen Solidarpakt der Vernunft zu erstellen, daß wir 
wenigstens diese Geräte und Ersatzteile dort kaufen, 

damit Kapital dorthin fließt, damit weiter produziert 
werden kann und wir auch der GUS helfen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Regina Kolbe [SPD]: Beim Erdöl genau 

dasselbe!) 
Ich will die Kette der Beispiele nicht verlängern. Wir 

haben Ihnen vor Wochen gesagt, es ist notwendig 
Osthandelsgesellschaften zu gründen; wir haben 
Ihnen vor Wochen gesagt, es ist notwendig, Barter-
Geschäfte mit einzubeziehen; wir haben Ihnen vor 
Wochen und vor Monaten gesagt, m an  muß über 
einen Swing nachdenken — heute kommen Sie auf 
diese Idee. Ich denke, die Menschen in Chemnitz 
werden genau erkennen, daß Sie auch in den letzten 
Monaten schuldhaft versäumt haben, hier positive 
Ansätze zu finden, die Ihnen die Opposition gezeigt 
hat. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt unserem Kollegen Rudolf 
Meinl das Wort. 

Rudolf Horst Meinl (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Über 30 Jahre war ich im 
Werkzeugmaschinenbau in Chemnitz in der Entwick-
lung tätig. Ich kenne dadurch die Situation im Maschi-
nenbaubereich bis in die heutige Zeit und bin von der 
augenblicklichen Lage der Bet riebe persönlich sehr 
betroffen. 
Zu keiner Zeit war jedoch mit einem solchen Ein-

bruch bei dem vorhandenen Facharbeiter- und Ent-
wicklungspotential zu rechnen. Aber die realsoziali-
stische Wirtschaftspolitik der SED und der Zusam-
menbruch der Märkte, auf denen diese S trategie 
aufbaute, haben diese Basis stark angegriffen, und wir 
sind gefordert, diese Fehler zu beseitigen. 

(Zurufe von der SPD) 
- Ich dachte, deswegen haben Sie diese Stunde 
einberufen. — Das geht aber auf keinen Fall mit einer 
Weiterführung im sozialistischen Stil und auch nicht 
durch schnelle Angleichung der Löhne an Westniveau 
bei noch fehlender Produktivität. 
Aber Chemnitz ist und bleibt ein traditionelles 

Wirtschaftsgebiet. Gemeinsam wird von der Staatsre-
gierung Sachsen und von der Treuhand an der Erhal-
tung sanierungsfähiger Unternehmen gearbeitet. 
14 Betriebe mit einem erfolgversprechendem Kon-
zept, darunter auch die „Heckert" -Werkzeugmaschi-
nen GmbH Chemnitz, wurden bis jetzt ausgewählt. 
Weitere Betriebe sind zur Zeit in Prüfung. Bei der 
Vorlage eines machbaren Konzepts ist natürlich ins-
besondere die Unternehmensleitung gefragt. Aber 
auch bei der Treuhand müssen neue Wege beschrit-
ten, die Konzepte besser geprüft und vor allem mit der 
Geschäftsleitung und dem Bet riebsrat des Unterneh-
mens auch beraten werden. Daß dabei andere Inter-
essen im Spiel sind, muß durch politische Begleitung 
durch Land und Bund vermieden werden. 
Das Beispiel Schleifmaschinenwerk — bereits 

genannt — soll das verdeutlichen: Nach dem Zusam-
menbruch des Ostmarktes konnte mit den dort produ- 
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zierten modernen Maschinen bereits ein Marktanteil 
in Westeuropa errungen werden. Damit wäre ein 
Bestand mit etwa 300 Beschäftigten bei weiterer 
Ausweitung des Marktes möglich. Von der Treuhand 
ist jedoch die Auflösung des Chemnitzer Bet riebes mit 
einer Verlagerung der Produktion in die Werke nach 
Berlin und Leipzig angedacht. 

Nicht die Produktion ist schlecht; hier wird vielmehr 
etwas reglementiert. Seltsamerweise ist der Aufsichts-
ratsvorsitzende des Schleifmaschinenwerkes Chem-
nitz gleichzeitig Hauptgeschäftsführer in Leipzig und 
Berlin. Zufall? Ich glaube es nicht. 

(Dr. Wolfgang Ullmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich auch nicht!) 

Jedenfalls wurde der Chemnitzer Be trieb von die-
sem Vorhaben durch eine Pressemitteilung im „Han-
delsblatt" vom 13. August völlig überrascht. Die 
eigenen Sanierungskonzepte scheint man nicht gele-
sen zu haben. 

Gemeinsam mit der Staatsregierung Sachsen wer-
den wir diesen Fall  überprüfen und eine Sanierung 
durchsetzen, wenn das Konzept tragfähig ist. Nur 
damit können Arbeitsplätze gesichert werden, nicht 
mit Betriebsbesetzungen, wie sie unseren Belegschaf-
ten von einigen sogenannten Helfern aus den alten 
Bundesländern eingeredet werden. Hierbei geht es 
nur um Selbstprofilierung dieser Leute, nicht um 
selbstlose Hilfe. Mit einem Solidarpakt hat das für 
mich überhaupt nichts zu tun. 

Nicht nur die ehemals großen Industriebetriebe 
aber halten und schaffen Arbeitsplätze, sondern vor 
allem neue, kleinere, flexiblere mittelständische 
Unternehmen. Das ist bereits gesagt worden. 

Die weitgehende Deckungsgleichheit zwischen 
den elf Maßnahmen, die vom Interessenverband des 
Chemnitzer Maschinenbaus bei dem Gespräch mit 
Bundeskanzleramtsminister Bohl vorgelegt wurden, 
mit dem Zwölf -Punkte -Programm der CDU-Abge-
ordneten aus den neuen Ländern beweist, daß die 
Lösung in der gleichen Richtung gesehen wird. 

Ich erwähne hiervon nur wenige zu ändernde 
Verhaltensweisen: die Kreditvergabe durch Banken, 
die von ansässigen Unternehmern mehr Sicherheiten 
verlangen als bei Investoren aus alten Bundesländern, 
die Vergabe öffentlicher Aufträge an ortsansässige 
Betriebe sowie kürzere Prüf- und Vergabefristen bei 
Behörden. 

Ein wirtschaftlicher Aufbau ohne eine gute Ver-
kehrsinfrastruktur wird nicht gelingen. Durch das 
Chemnitzer Industriegebiet führt die Sachsen-
Magistrale, die wichtigste Ost-West-Schienenverbin-
dung am Fuße des Erzgebirges. Der derzeitige 
Zustand muß durch die entsprechende Einordnung in 
den Bundesverkehrswegeplan und die daraus resul-
tierenden Baumaßnahmen schnellstens verbessert 
werden. Dieser Ausbau bringt Arbeitsplätze in großer 
Zahl und schafft die verkehrlichen Anschlüsse an 
andere Industriegebiete. 

Wo sich eine gute Wirtschaft entwickeln soll, dürfen 
auch Kunst und Kultur nicht fehlen. So betrachte ich 
es als ein hoffnungsvolles Zeichen, daß im Dezember 
1992 in Chemnitz das im Innen- und Bühnenraum 

völlig umgestaltete Opernhaus nach fünf Jahren Bau-
zeit wieder seiner Bestimmung übergeben wird. Das 
zeigt, daß sich die Region trotz der vorhandenen 
Schwierigkeiten nicht aufgegeben hat. 
Ich danke sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, der nächste Redner ist unser Kollege Dr. 
Christoph Schnittler. 

Dr. Christoph Schnittler (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! In den 
letzten Tagen haben das Europareferendum in Frank-
reich und das Asylproblem die vielen Schwierigkeiten 
in den neuen Bundesländern etwas in den Hinter-
grund treten lassen. Heute haben wir sie wieder in 
vollem Umfang auf dem Tisch; und das ist recht so. 
Lassen Sie mich bitte mit dieser natürlich bewußt 

vereinfachenden These beginnen — ich hoffe dabei 
auf die Zustimmung aller Fraktionen —: Politische 
Stabilität in Deutschland wird es in den nächsten 
Jahren genau in dem Maße geben, wie es gelingt, in 
den neuen Ländern zügig und sichtbar Arbeitsplätze 
zu schaffen. 

(Beifall im ganzen Hause) 
Ich möchte das Problem aus meinen Erfahrungen 

ein bißchen vertiefen: Ich hatte Gelegenheit, an einer 
Sitzung des Unterausschusses „Treuhand" teilzuneh-
men. Unter anderem ging es dabei um die Privatisie-
rung der Glasindustrie im Ilmenauer Raum. Ilmenau 
ist mein Wahlkreis. Hier gab es ein Kombinat „Tech-
nisches Glas Ilmenau", das 12 500 Menschen vor der 
Wende Arbeit gab. Heute sind es noch 2 000 Beschäf-
tigte. Das Konzept der Einzelprivatisierung sieht vor, 
1 700 Arbeitsplätze zu erhalten. Gesichert sind sie 
noch nicht. 
Ein weiterer Tagesordnungspunkt war die Situation 

in der ostdeutschen Textilindustrie. Hier spielt sich 
das gleiche Drama ab, nur in einer anderen Größen-
ordnung. Am 1. Januar 1991 gab es dort immerhin 
noch 170 000 Beschäftigte, davon 111 000 im sächsi-
schen Raum. Die Treuhand glaubt heute, daß sie 10 % 
der Arbeitsplätze, vielleicht auch ein paar mehr, 
erhalten kann. Wie dem auch sei: Die Arbeitslosen 
zählen nach Hunderttausenden. 

Damit ist die Situation in Chemnitz umrissen; denn 
in den anderen Industriezweigen sieht es nicht anders 
aus. 
In Chemnitz sind die Probleme kulminiert. Aber 

Chemnitz ist sozusagen überall in den neuen Ländern. 
Die Unterschiede sind eher graduell. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
SPD, der PDS/Linke Liste und des BÜND-

NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die psychologischen Folgen sind schlimm. Sie 
werden dadurch verschärft, daß das Märchen von der 
führenden Rolle der Arbeiterklasse zusammengebro-
chen ist und daß gerade die früher gehegten wenig 
qualifizierten Arbeiter heute keinerlei Chance sehen; 
natürlich auch dadurch, daß zumindest an Arbeits-
plätzen in der damaligen DDR kein Mangel herrschte 
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und Arbeitslosigkeit für die meisten Menschen ein-
fach nicht vorstellbar war. 

Die Gründe für diese Situation sind durchaus klar. 
Die korrupte und unfähige SED-Adminis tration hat 
Infrastruktur und Wirtschaft in gleicher Weise ver-
kommen lassen. Diese Feststellung ist ebenso richtig, 
wie sie den Betroffenen nichts nützt. 

(Dr. Wolfgang Ullmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist wahr!) 

Wir müssen zur Kenntnis nehmen — das sage ich 
ganz bewußt —: Heute, fast drei Jahre nach der 
Wende, will diese Binsenweisheit niemand mehr 
hören. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. — Bei

-

fall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Eine Entlastung für die alten und neuen Genossen von 
der SED und der Nachfolgepartei ist das aber nicht. 

Genauso ist es mit der Marktsituation. Die Analyse 
ist richtig. Doch sie gibt keine Hoffnung und keine 
Zuversicht. Die betroffenen Menschen erwarten von 
uns Politikern keine Wunder; aber sie möchten wenig-
stens Antworten haben. 

Zunächst will ich feststellen: Ohne die Solidarität 
des Westens und damit ohne Verzicht auf Wohlstands-
zuwachs in den alten Ländern wird es auf viele Jahre 
hinaus nicht gehen. Ich muß allerdings andererseits 
den Menschen im Osten sagen, sie mögen bitte die 
Solidarität des Westens nicht überfordern, und sei es 
nur, um die Stabilität dieser westdeutschen Wirtschaft 
nicht zu gefährden. 

Geld ist aber keineswegs das Allheilmittel zur 
Lösung der Probleme. Es kommt natürlich ebenso 
darauf an, dieses Geld richtig einzusetzen und die 
richtigen Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Die F.D.P. hat hierzu eine ganze Reihe von Vor-
schlägen gemacht. Ich meine nach wie vor: Es sind 
gute Vorschläge. Die Eckpunkte sind: Sparsamkeit in 
allen Haushalten 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

und Überwindung eines gesteigerten Anspruchsden-
kens. Hier sind alle gesellschaftlichen Gruppen gefor-
dert. Ich meine natürlich auch die Kollegen von der 
SPD und von den Gewerkschaften. 

Nach wie vor steht die Forderung, daß Ostdeutsch-
land ein Niedrigsteuergebiet im Hochsteuerland 
Deutschland sein muß. Nach wie vor meinen wir: Wir 
müssen zügig privatisieren; alles andere kann nicht 
zum Ziel führen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Kollege Schnittler, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Dr. Christoph Schnittler (F.D.P.): Ich bin sofort 
fertig. — Wir alle sollten endlich diese notwendigen 
Maßnahmen bündeln und ein Konzept daraus entwik-
keln, damit wir den Menschen wieder Mut machen 
können. Ich sage bewußt: wir. 

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Daß diese drängen-
den Fragen zum Gegenstand des Parteienstreits 
gemacht werden, verstehen die Menschen in den 
neuen Ländern am allerwenigsten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Schnittler, ich muß Sie unterbrechen. Ihre Redezeit ist 
weit überzogen. In Aktuellen Stunden gibt es nicht 
mehr als fünf Minuten Redezeit. Ich bitte Sie, aufzu-
hören. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Herr Präsident, es 
ist die Jungmannrede!) 

— Trotzdem. Ich kann bei der Aktuellen Stunde nicht 
zulassen, daß länger geredet wird. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Er weiß es doch 
noch nicht! — Abg. Dr. Christoph Schnittler 
verläßt das Rednerpult — Beifall bei der 

F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich erteile unserem 
Kollegen Wolfgang Engelmann das Wort. 

Wolfgang Engelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Situation des Arbeits-
markts in der Region Chemnitz und im Erzgebirge ist 
mehr als besorgniserregend. Das wurde schon mehr-
mals betont. 

Traditionelle Industriebetriebe sind weitestgehend 
nicht mehr vorhanden. Die Privatisierung durch die 
Treuhand hat wohl einige Standorte erhalten. Aber 
die Beschäftigungsquote ist teilweise von 100 % auf 
10 % heruntergefahren worden, ohne daß der im 
Aufbau befindliche Mittelstand die freigesetzten 
Arbeitnehmer hat aufnehmen können. 

Ursachen der hohen Arbeitslosigkeit durch den 
Wegfall der Produktionsstätten liegen nicht allein im 
Abbrechen des oft zitierten Ostmarktes und des Ost-
reiches, sondern auch in einer weitestgehend nicht 
vorhandenen Kooperation der Treuhand mit dem 
Land Sachsen, mit dem Bund, mit den Kommunen, mit 
den gesellschaftlichen und politischen Kräften. Eine 
fehlende Wirtschaftsstrukturpolitik ist mit verantwort-
lich für den derzeitigen Industrialisierungsverfall Ost-
deutschlands. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Solche Hauruckaktionen wie die in den letzten Tagen 
zur Rettung der sächsischen Edelstahlwerke Freital 
sollten der Vergangenheit angehören. 

(Hinrich Kuessner [SPD]: Wer war das?) 

Ich erwarte von den Wirtschaftspolitikern, daß eine 
Strategie verfolgt wird, die neuen Bundesländer nicht 
nur im Verbraucherbereich, sondern auch im produk-
tiven Sektor zu integrieren. 

(Beifall des Abg. Manfred Kolbe [CDU/CSU] 
— Wolfgang Thierse [SPD]: Richtig!) 

Wir Ostabgeordneten der CDU wollen ein ausgewo-
genes Verhältnis zwischen eigener Wertschöpfung, 
Konsumtion und Dienstleistung. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Ja! Das muß die 
Bundesregierung beachten!) 
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Auch wenn die offiziellen Zahlen des Arbeitsbezirks 
Chemnitz nur 12,5 % für den Monat August auswei-
sen, so darf dies nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
durch die Instrumentarien des Arbeitsförderungsge-
setzes eine weitaus höhere Zahl von Beschäftigungs-
losen aufgefangen wird. 

(Wolfgang Thierse [SPD]: Richtig!) 

32 713 Arbeitslosen — davon 66,4 % Frauen — stehen 
gegenüber: 62 300 Maßnahmen in ABM, Weiterbil-
dung, Kurzarbeit und Empfänger von Altersüber-
gangsgeld — eine unglaubliche Solidarleistung aller 
Deutschen, die nicht hoch genug geschätzt und 
gewürdigt werden kann. 
An dieser Stelle gilt mein Dank dem Ministe rium für 

Arbeit und Sozialordnung und Herrn Minister Blüm 
sowie der Bundesanstalt für Arbeit, die durch enorme 
Leistungen in kurzer Zeit eine funktionierende Ver-
waltung in den neuen Ländern aufgebaut haben und 
Tausenden von Arbeitslosen die erste Hilfestellung in 
einer schwierigen Übergangszeit bieten. 

Damit der Arbeitsmarkt nicht nur in Chemnitz 
weiter entlastet wird, halte ich es für dringend erfor-
derlich, ab dem 1. Januar 1993 den 55jährigen Bür-
gern eine Alternativlösung zur auslaufenden Alters-
übergangsregelung anzubieten. 

(Beifall im ganzen Hause — Wolfgang 
Thierse [SPD]: Diese Forderung sollten Sie in 

Ihrer eigenen Fraktion wiederholen!) 

Als ein Akt der Gerechtigkeit sollte vorausgehen, daß 
die für uns unselige 78-Tage-Regelung beseitigt wird, 
die Tausenden von Mittfünfzigern versagt, die groß-
zügige vorzeitige Altersabsicherung in Anspruch zu 
nehmen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

— Das hat man selten: Beifall von allen Rängen. 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Die 
ganze Koalition ist dafür!) 

Vielen arbeitslosen Frauen sollte eine Beschäfti-
gung ermöglicht werden, indem mehr Teilzeitarbeits-
plätze angeboten werden. Der Bedarf ist vorhan-
den. 
Die arbeitsmarktpolitischen Instrumentarien sind 

eine dankbare Hilfe in der Übergangsphase von der 
sozialen Planwirtschaft zur Sozialen Marktwirt-
schaft. 

(Beifall des Abg. Hinrich Kuessner [SPD]) 

Aber sie bieten keinerlei Perspektiven. Diese können 
nur im engen Zusammenwirken zwischen Politik und 
Wirtschaft erreicht werden. 

(Dr. Wolfgang Ullmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jawohl!) 

Der von den Unionsparteien vorgeschlagene Sozial-
pakt ist ein Schritt in die richtige Richtung. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfgang 
Thierse [SPD]: Da steht doch noch nichts 
drin! — Gegenruf des Abg. Wolfgang Engel

-

mann [CDU/CSU]: Wir haben doch eine 
Kommission gebildet! — Detlev von Larcher 
[SPD]: Wenn der Schlußsatz nicht gewesen 

wäre, hätte ich geklatscht!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile unserem Kollegen Hinrich Kuess-
ner das Wort. 

Hinrich Kuessner (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Chemnitz ist ein Beispiel. Das 
Beispiel von Chemnitz zeigt: Die Umstrukturierung 
der Wirtschaft in den neuen Ländern kann nicht dem 
Markt überlassen werden. Der Markt erhält und 
schafft nur wenige Industriearbeitsplätze. 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Wer 
soll es denn machen?) 

Das Beispiel Chemnitz zeigt auch: Man kann den 
Umstrukturierungsprozeß nicht einfach der Treuhand 
überlassen. Die Treuhand hat von der Mehrheit in 
diesem Parlament den Auftrag zur Privatisierung und 
zur Stillegung von Betrieben und leider nur zu einer 
zögernden und begrenzten Sanierung erhalten. Es 
fehlt bis zum heutigen Tag eine aktive regionale 
Strukturpolitik. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Diese Strukturpolitik ist Aufgabe des Wirtschaftsmi-
nisteriums. Die politische Gestaltungskraft ist gefor-
dert. Was ist die Antwort der Bundesregierung auf 
den Zerfall der Industriestandorte in den neuen Län-
dern? Über Ursachen haben wir viel gehört. Von der 
Bundesregierung muß man heute eine Antwort auf die 
Frage nach dem Weg in die Zukunft erwarten. 

(Beifall bei der SPD) 

Am 14. September dieses Jahres fuhr der Kanzler-
amtsminister Bohl nach Chemnitz. Die Menschen 
haben eine Antwort von ihm als Regierungsvertreter 
erwartet. Die Enttäuschung in Chemnitz war groß, als 
er ging; denn er hatte keine Antwort. 

Wir von der SPD-Fraktion sind im Sommer zweimal 
in Chemnitz gewesen, weil Chemnitz ein Beispiel ist. 
Man muß am Beispiel zeigen, ob man  politisch etwas 
verwirklichen kann. Wir haben im Gespräch mit 
Belegschaft, mit Betriebsrat, mit Geschäftsführung, 
mit Gewerkschaft — aber wir haben auch die Treu-
handanstalt und Politiker aus Ost- und Westdeutsch-
land eingeladen — zusammen überlegt, wie man mit 
einzelnen Betrieben die nächsten Schritte macht. 

Wir haben in Chemnitz erlebt, daß eine Entschei-
dung in einem Betrieb fallen sollte: Der Betrieb sollte 
in die Management KG aufgenommen werden. Die 
Treuhand hatte überhaupt keinen Grund genannt, 
warum dies passierte; denn die Privatisierungsgesprä-
che waren zu einem scheinbar erfolgreichen Ende 
geführt worden. Wir von der SPD, der immer vorge-
worfen wird, daß sie nicht für Privatisierung, sondern 
nur für Sanierung ist, mußten uns stark machen, damit 
hier eine schnelle Privatisierung passiert und dieser 
Betrieb gerettet wird. 

Wir haben in langen Verhandlungen in der Berliner 
Treuhand am nächsten Tag erreicht, daß diese Ent-
scheidung der Treuhand neu überlegt wird, da uns 
keine erkennbaren Gründe auf den Tisch gelegt 
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werden konnten. Das muß, meine ich, in dieser 
Bundesregierung geändert werden; denn für die 
Treuhand ist die Bundesregierung und nicht die 
Treuhand verantwortlich. Das Gespräch mit den 
Betroffenen muß viel intensiver vor Ort geführt wer-
den. 
Wir haben nicht die Zeit, uns grundsätzlich um 

große Gesetzesänderungen hier zu streiten, sondern 
wir müssen konkrete Lösungen machen. Wir von der 
SPD-Fraktion werden weiterhin in den neuen Bundes-
ländern umherreisen und dieses Gespräch suchen. 
Wir laden dazu die Regierungsvertreter und die Ver-
treter der Treuhand mit an den Tisch, damit wir zu 
Lösungen kommen. Uns liegt nicht daran, die Situa-
tion so zu gestalten, daß wir sie nicht mehr im Griff 
haben und daß Gewalt und Hoffnungslosigkeit entste-
hen. Wir aus dem Osten, die in der SPD Politik 
mitmachen wollen, haben vieles in der Wende einge-
setzt. Darum wollen wir, daß dies ein gutes Ende 
findet. 
Es ist unbedingt notwendig, daß die Regierung 

endlich beginnt, für die Regionen etwas auf den Tisch 
zu legen. Dies vermisse ich bis zum heutigen Tage. Es 
ist schlimm, daß wir, die SPD, die Opposition, solche 
Aktuellen Stunden verlangen müssen. Ich erwarte 
von der Regierung, daß sie selber darstellt, was sie 
vorhat und wie sie es gestaltet. Dies fehlt völlig. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Vielleicht weiß sie 
es noch gar nicht!) 

Wenn Sie nicht bereit sind, den Sanierungsauftrag 
der Treuhand in ein Gesetz zu fassen, dann be treiben 
Sie eine aktivere Politik vor Ort! Zeigen Sie, daß sie in 
den Betrieben den Sanierungsauftrag praktizieren 
wollen! Die Management KG ist sicher ein Ansatz. Ob 
sie immer der richtige Ansatz ist, bleibt die Frage. 
Leider erlebt man sehr viele Enttäuschungen und muß 
man erkennen, daß hier persönliche Interessen eine 
Rolle spielen. Wir werden dies hinterfragen, aber 
nicht um etwas zu zerstören, sondern um etwas 
voranzubringen, um Menschen Arbeitsplätze in der 
Region und Hoffnung zu geben. 
Ich erwarte nach dieser Aktuellen Stunde von der 

Regierung endlich eine klare Antwort, was die näch-
sten Schritte in der Region Chemnitz sind. Diese 
Antwort muß, weil sie heute nicht gegeben wird, 
nachgeliefert werden. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, als letzter Redner in dieser Aktuellen Stunde 
hat unser Kollege Manfred Kolbe das Wort. 

Manfred Kolbe (CDU/CSU): Liebe Kollegen! Wir 
alle, Herr Kuessner, auch wir von der sächsischen 
Landesgruppe, begrüßen diese Aktuelle Stunde. Wir 
müssen die Probleme in Chemnitz, die Probleme in 
Sachsen und die Probleme im Osten Deutschlands 
bewußtmachen, vor allem hier in Bonn bewußtma-
chen. Dazu dient diese Aktuelle Stunde genauso, wie 
vor zwei Wochen der Besuch der Bet riebsräte in Bonn 
und ihr Auftritt vor allen Fraktionen dazu gedient 
haben. 

Wir werden die Probleme im Osten Deutschlands, 
die ja nicht von der Bundesregierung verursacht 
worden sind, sondern der vierzigjährigen SED-Herr-
schaft anzulasten sind, nur gemeinsam lösen kön-
nen. 

(Hinrich Kuessner [SPD]: Aber eine Regie-
rung, die nicht handelt, ist Mitverursacher!) 

— Sie eignen sich nicht für parteipolitische Polemik, 
Herr Kuessner. 

(Zuruf von der SPD: Das ist keine Pole-
mik!) 

Da haben wir alle unsere Probleme. Ich warte noch 
heute auf Ihre Stellungnahme zu den Äußerungen des 
niedersächsischen Ministerpräsidenten Schröder, der 
sagte: Mit den Forderungen aus dem Osten muß 
endlich Schluß sein. 

(Wolfgang Thierse [SPD]: Das hat auch Hel-
mut Kohl gesagt!) 

— Nein. — Ich sage nur: Wir alle haben da Probleme. 
Deshalb sage ich deutlich: Wir müssen das gemein-
sam lösen, Herr Thierse. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Wolfgang  Thierse [SPD]: Auch Helmut Kohl 
hat gesagt: Keine weiteren Forderungen aus 

dem Osten mehr!) 

— Wir müssen die Probleme gemeinsam lösen, Herr 
Thierse. Das betrifft auch die Finanzierung der deut-
schen Einheit. Man kann ja den Bundesfinanzminister 
kritisieren, Herr Thierse — gelegentlich tun auch wir 
das —, aber dann muß man auch ehrlich sein und 
sagen, daß der Bund den allergrößten Teil der Ein-
heitslasten trägt — auch das ist ein Faktum — 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Das ist doch normal; oder?) 

und daß die Länder, je nachdem, wie sie rechnen, 
daran entweder minimal verdienen oder sich minimal 
beteiligen. Auch das gehört zur Wahrheit. Also, bei 
aller Kritik am Bundesfinanzministerium: Die Mehr-
heit der Einheitslasten trägt der Bund. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir sollten uns einig sein: Wir können die Probleme 
nur gemeinsam lösen. 

(Hinrich Kuessner [SPD]: Da sind wir uns 
einig!) 

Wir ostdeutschen CDU-Abgeordneten haben in Erfurt 
versucht, dazu einen ersten Schritt zu unternehmen: 
Wir haben unser Zwölf-Punkte-Programm aufge-
stellt, 

(Detlev von Larcher [SPD]: Ihr müßt das bei 
euch durchsetzen!) 

und auch unser Bundesvorstand hat einen Solidarpakt 
gefordert, weil die Probleme der deutschen Einheit 
nur gemeinsam gelöst werden können. Arbeitnehmer, 
Arbeitgeber, Gewerkschaften, Bundesregierung und 
Parteien müssen gemeinsam handeln. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Weil die Bundes-
regierung nicht handeln kann, müssen 

andere handeln!) 
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Manfred Kolbe 

Unser erster Punkt lautet — der spielt jetzt hier 
hinein —: Strukturkonzepte gegen Entindustrialisie-
rung. 

(Zustimmung bei der SPD und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das haben wir wörtlich gefordert. Es geht in der Tat 
nicht an, daß die Treuhand für Sanierung und Restruk-
turierung in einem Jahr ungefähr nur den Betrag 
aufwendet, der auch der Deutschen Bundesbahn 
zugute kommt: etwa 11 Milliarden DM. Das ist meines 
Erachtens zu wenig. 

Oder wo stünden wir heute in Wolfsburg, wenn 
nach dem Besuch von Henry Ford — es war wohl 1946 
oder 1947 — VW, das er als einen Schrotthaufen 
bezeichnete, liquidiert worden wäre? Auch VW ist 
nicht geschlossen worden. 

Mit meinem Gerechtigkeitsgefühl ist auch nicht 
vereinbar, daß ein Arbeitsplatz im Ruhrgebiet im 
Bergbau mit jährlich 76 000 DM subventioniert wird, 
Lohnsubventionen oder Subventionen im Osten 
generell aber einen Sündenfall darstellen sollen. So 
etwas müssen wir gemeinsam angehen. 

(Dr. Dietmar Keller [PDS/Linke Liste]: Sie 
haben allein keine Kraft mehr dazu!) 

Aber das eignet sich nicht zur Polemik. Deshalb die 
Aufforderung: Unterstützen Sie unser Erfurter Pro-
gramm, unterstützen Sie unseren Solidarpakt! Wir 
werden es nur gemeinsam schaffen. 

Das ist auch keine Konfrontation zwischen Ost und 
West. Es liegt auch im Interesse der Westdeutschen, 
daß der Osten schnell auf die Beine kommt; 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Ullmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

denn die Ostdeutschen wollen nicht auf Dauer von 
Transfers leben, und die Westdeutschen wollen sie 
verständlicherweise nicht auf Dauer bezahlen. Auch 
in Ostdeutschland will die Bevölkerung arbeiten, 
ihren Lebensunterhalt selber verdienen und nicht 
vom Arbeitsamt abhängig sein. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Kolbe, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Manfred Kolbe (CDU/CSU): Ich bin fertig. — Der 
Aufschwung im Osten wird kommen; aber wir alle 
müssen ihm den Weg ebnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich mache an dieser Stelle noch einmal auf 
folgendes aufmerksam: Wir haben eine Geschäftsord-
nung. Darin steht, daß gerade in der Aktuellen Stunde 
nur Redebeiträge bis zu fünf Minuten zulässig sind. 
Die amtierenden Präsidenten dürfen keine Abwei-
chung gestatten. Das ist anders als bei allgemeinen 
Debatten. Es tut mir sehr leid, Herr Kollege 
Dr. Schnittler, daß ich darauf aufmerksam machen 
mußte. 

Wir sind am Ende der Aktuellen Stunde und damit 
am Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, 24. September 
1992, 9.00 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.55 Uhr) 





Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode - 106. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 23. September 1992 	9081* 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 
entschuldigt bis 
einschließlich 

Antretter, Robert SPD 23. 09. 92' 
Brandt, Willy SPD 23. 09. 92 
Brudlewsky, Monika CDU/CSU 23. 09. 92 
Dr. Däubler-Gmelin, SPD 23. 09. 92 
Herta 

Gattermann, Hans H. F.D.P. 23. 09. 92 
Großmann, Achim SPD 23. 09. 92 
Dr. Hartenstein, Liesel SPD 23. 09. 92 
Dr. Kahl, Harald CDU/CSU 23. 09. 92 
Kittelmann, Peter CDU/CSU 23. 09. 92** 
Lennartz, Klaus SPD 23. 09. 92 
Dr. Leonhard-Schmid, SPD 23. 09. 92 
Elke 

Link (Diepholz), Walter CDU/CSU 23. 09. 92 
Marten, Günter CDU/CSU 23. 09. 92** 
Dr. Müller, Günther CDU/CSU 23. 09. 92** 
Neumann (Gotha), SPD 23. 09. 92 
Gerhard 

Oesinghaus, Günther SPD 23. 09. 92 
Paintner, Johann F.D.P. 23. 09. 92 
Reddemann, Gerhard CDU/CSU 23. 09. 92* 
Rempe, Walter SPD 23. 09. 92 
Schmidt (Nürnberg), SPD 23. 09. 92 
Renate 

Seibel, Wilfried CDU/CSU 23. 09. 92 
Dr. Soell, Hartmut SPD 23. 09. 92** 
Spranger, Carl-Dieter CDU/CSU 23. 09. 92 
Dr. Starnick, Jürgen F.D.P. 23. 09. 92 
Vogt (Düren), Wolfgang CDU/CSU 23. 09. 92 
Dr. Waigel, Theo CDU/CSU 23. 09. 92 
Weis (Stendal), Reinhard SPD 23. 09. 92 
Welt, Jochen SPD 23. 09. 92 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Frage der Abgeordneten Uta Würfel (F.D.P.) 
(Drucksache 12/3269 Frage 2): 

Wie gedenkt die Bundesregierung den qualitativ guten Aus-
bildungsstand von deutschen Krankengymnasten/Kranken-
gymnastinnen für die Bevölkerung durch eine entsprechende 
Bezeichnung in einem neuen Berufsgesetz für Krankengym-
nasten / Krankengymnastinnen / Physiotherapeuten / Physio-
therapeutinnen deutlich zu machen, da die Krankengymnasten 
und Physiotherapeuten in der Bundesrepublik Deutschland 
meistens nicht über die Bezeichnung „Diplom" verfügen wie 
ausländische Krankengymnasten/Krankengymnastinnen oder 
Physiotherapeuten/Physiotherapeutinnen? 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

1. Der Bundesregierung ist bekannt, daß die dem 
deutschen Krankengymnasten entsprechenden Aus-
bildungen und Abschlüsse in anderen Mitgliedstaa-
ten der EG (Ausnahmen Luxemburg und Dänemark) 
in Bildungseinrichtungen stattfinden, die nach den 
jeweiligen Bildungssystemen in diesen Ländern der 
Hochschulebene im weiteren Sinne zugeordnet wer-
den. Dennoch sind diese Abschlüsse zum Beispiel 
nicht mit dem dortigen akademischen Status des 
Arztes gleichzusetzen. Entsprechend unterscheiden 
sich Status, Funktion und Aufgaben sowie gesell-
schaftliches Pres tige dieser Berufe von denen in 
Deutschland kaum oder gar nicht. Die meisten errei-
chen nicht die Einkommen eines angestellten oder frei 
praktizierenden Krankengymnasten in Deutschland. 

Der Bundesregierung sind ausländische Berufsbe-
zeichnungen für dem deutschen Krankengymnasten 
entsprechende Berufe, die den Zusatz „Diplom-" 
tragen oder auf andere Weise auf einen akademischen 
Abschluß hinweisen, nicht bekannt. Der dem deut-
schen Krankengymnasten/der deutschen Kranken-
gymnastin entsprechende Beruf des „Physiothera-
peuten" oder „Kinesitherapeuten" in Frankreich und 
Belgien, des „Physiotherapeuten" in den Niederlan-
den sowie des „Physiotherapisten" in Großbritannien 
pflegt keine Diplombezeichnungen oder sonstige 
Zusätze zu führen, die einen „Hochschulabschluß" 
kenntlich machen. Dieser Sachverhalt ist also zu 
unterscheiden von dem Tatbestand, daß in Richtlinien 
der EG (vgl. Ausführungen zu Nr. 3.) bestimmte 
Abschlüsse als „Diplom" bezeichnet werden. 

2. Hinsichtlich der beabsichtigten Neuordnung der 
deutschen Berufe in der Physiotherapie (Masseure, 
Masseure und medizinische Bademeister, Kranken-
gymnasten) führt die Bundesregierung z. Z. erneute 
Gespräche mit den Fachkreisen. Obwohl die künftig 
zu verwendenden Berufsbezeichnungen noch nicht 
feststehen, kann jedoch bereits gegenwärtig festge-
stellt werden, daß die Anhebung der Grundausbildun-
gen der medizinischen Fachberufe in der Physiothe-
rapie auf Hoch- oder Fachhochschulebene und damit 
die Einführung entsprechender Diplombezeichnun-
gen für die Bundesregierung nicht in Frage kommen. 
Hierin deckt sich die Auffassung der Bundesregierung 
voll mit der Ansicht der Länder. Es handelt sich bei 
den Fachberufen in der Physiotherapie wie bei ande-
ren medizinischen Fachberufen (Heilhilfsberufen) 
ausschließlich um praktische Assistenzberufe des 
Arztes, die eine gründliche praxisbezogene Ausbil-
dung auf Fachschulebene erfordern. Eine „Akademi-
sierung" der bundesrechtlich geregelten Erstausbil-
dungen der Heilhilfsberufe, wie von bestimmten 
Berufskreisen gefordert, würde nach Überzeugung 
der Bundesregierung weder zu einer Qualitätssteige-
rung der Ausbildungen noch zur Verbesserung des 
Gesundheitswesens insgesamt beitragen. Sie würde 
vielmehr die Praxisorientierung der Ausbildung gefähr-
den sowie zum Ausschluß zahlreicher begabter und 
motivierter Berufsbewerber führen und damit den 
Nachwuchsmangel in diesen Berufen, insbesondere in 
den Krankenpflegeberufen, eher weiter verschärfen. 

3. Aufgrund der Qualität der Ausbildung sowie des 
mittleren Bildungsabschlusses als Zugangsvorausset- 
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zung nehmen die deutschen Krankengymnasten an 
 der unbeschränkten Freizügigkeit der „Diplom-Inha-

ber" aus anderen Mitgliedstaaten innerhalb der EG 
teil. Nach der am 18. Juli  1992 erlassenen Richtlinie 
92/51/EWG des Rates über eine zweite allgemeine 
Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähigungs-
nachweise in Ergänzung zur Richtlinie 89/48/EWG 
(Amtsbl. EG Nr. L S. 209/25 vom 24.7. 1992) stehen die 
deutschen Krankengymnasten auf der gleichen 
Ebene mit den „Diplominhabern" aus den anderen 
Mitgliedstaaten und sind ihnen daher in jeder Hin-
sicht gleichrangig. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretär Jürgen Echternach auf die 
Fragen der Abgeordneten Ortrun Schätzle (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/3269 Fragen 4 und 5): 

In wieviel Gemeinden wird eine Umzugsprämie bezahlt, wenn 
Einwohner eine größere Wohnung gegen eine kleinere Woh-
nung eintauschen und damit einen Beitrag zum Abbau der 
Wohnungsnot leisten? 

In welcher Höhe wurde diese Prämie gewährt, und in welchem 
Ausmaß hat sie sich am Wohnungsmarkt ausgewirkt? 

Zu Frage 4: 

Die Bundesregierung hat — ihrer fehlenden Zustän-
digkeit entsprechend — keinen genauen Überblick, in 
welchen Gemeinden Umzugsprämien für den Bezug 
einer kleineren Wohnung gezahlt werden. 

Zu Frage 5: 

Die Höhe der Umzugsprämie ist — soweit über-
haupt bekannt — in den einzelnen Kommunen sehr 
unterschiedlich. So zahlt Heilbronn unter bestimmten 
Voraussetzungen bei Freimachung einer Sozialwoh-
nung 2 000 DM für das erste und 500 DM für jedes 
weitere Zimmer, um das sich der Sozialmieter verklei-
nert. In Heilbronn ist die Resonanz gering, was auf die 
strengen, Mitnehmereffekte ausschließenden, Bewil-
ligungsrichtlinien zurückgeführt wird. 

Stuttgart zahlt eine Umzugsprämie von 200 DM pro 
freigemachtem Quadratmeter Wohnfläche, um die die 
neue Wohnung des Mieters kleiner ist, wenn die 
Wohnung mindestens 3 Räume hat und 75 qm groß ist 
sowie mindestens 5 Jahre bewohnt gewesen ist. 
Bisher wurden dort seit der Einführung im Jahre 1979 
in gut 600 Fällen insgesamt mehr als 4 Millionen DM 
gezahlt. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Ulrich Briefs (fraktions-
los) (Drucksache 12/3269 Frage 6): 

Was versteht die Bundesregierung unter „multifunktionaler 
Kommunikation", und welche konkreten „Akzeptanzpro-
blemen (BMFT-Mitteilungen vom 4. August 1992) sieht die 

Bundesregierung bei dieser Kommunikation außer der vom 
Bundesverfassungsgericht festgestellten Grundgesetzwidrig-
keit des ISDN-Telefonnetzes (Az.: 1 BvR 1430/88)? 

Die Bundesregierung versteht unter „Multifunktio-
naler Kommunikation" solche Kommunikationsme-
dien, die Eigenschaften wie Mobilität, Vernetzung, 
Bildintegration sowie Sprachein- und -ausgabe verei-
nigen. 

Die im BMFT-Journal vom 4. August 1992 ange-
sprochenen „Akzeptanfragen" sind im Sinne der 
Sozialverträglichkeit zu verstehen. Bei jeder Techno-
logie wird davon ausgegangen, daß es Chancen und 
Risiken gibt. Es ist die Aufgabe der Technikfolgenab-
schätzung, diese Potentiale abzuschätzen und 
Schwachstellen zu identifizieren, um die Technik im 
umwelt- und sozialverträglichen Sinne zu gestalten. 

Widersprechen muß ich Ihrer Aussage hinsichtlich 
der Grundgesetzwidrigkeit des ISDN-Telefonnetzes. 
Diese ist weder vom Bundesverfassungsgericht fest-
gestellt worden, noch läßt sich dieser Schluß aus dem 
Zusammenhang seiner Ausführungen ziehen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretär Bernd Neumann auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Gerhard Päselt (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/3269 Frage 7): 

Was tut die Bundesregierung, um in den neuen Bundeslän-
dern das dort noch vorhandene Forschungs- und Erfinderpoten-
tial zu erhalten und zu nutzen, das Voraussetzung für die 
Regeneration der Wirtschaft und die Schaffung von Arbeitsplät-
zen ist? 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
(BMFT) stellt zur Unterstützung der Forschung in den 
NBL 1992 insgesamt rund 1,6 Mrd. DM und 1993 nach 
dem Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 
1,75 Mrd. DM zur Verfügung. Davon entfallen in 
diesem Jahr auf 

— die Projektförderung aus dem Einzelplan 30 750 
Mio. DM, 

— die institutionelle Förderung 590 Mio. DM, 

— den Aufschwung Ost (Einzelplan 60) 80 Mio. 
DM 

— das Wissenschaftler-Integrations-Programm und 
das Hochschulerneuerungsprogramm (Einzelplan 60) 
226 Mio. DM. 

Entsprechend den Empfehlungen des Wissen-
schaftsrats wurden im Geschäftsbereich des BMFT 
folgende Forschungseinrichtungen neu gegründet: 

— 3 Großforschungseinrichtungen (GFE) und 8 GFE- 
Außenstellen, 

— 24 Einrichtungen der Blauen Liste (BLE) und 
4 Außenstellen von BLE, 

— 9 Einrichtungen der Fraunhofer-Gesellschaft 
(FhG) und 12 Außenstellen der FhG, 

— 2 Institute, 28 Arbeitsgruppen und 7 geisteswissen-
schaftliche Zentren der Max-Planck-Gesellschaft. 
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Zur Stabilisierung der Industrieforschung der NBL 
wurde von der Bundesregierung ebenfalls eine ganze 
Reihe von Maßnahmen in Gang gesetzt: 

a) FuE-Projekte erhalten im Rahmen der Fachpro-
gramme des BMFT eine um 10 %-Punkte höhere 
Förderung. 

b) BMFT hat für die NBL folgende Sonderpro-
gramme aufgelegt: 

— die Förderung der Auftragsforschung und 
-entwicklung. Damit soll die Innovationskraft kleiner 
und mittlerer Unternehmen der NBL gestärkt wer-
den. 

— Die Förderung der Auftragsforschung und 
-entwicklung West-Ost. Sie trägt dazu bei, FuE-
Einrichtungen in den NBL zu erhalten und stärker mit 
Aufträgen außerhalb der NBL auszulasten. 

— Die FuE-Personal-Zuwachsförderung. Hier soll der 
Aufbau von neuen FuE-Kapazitäten in kleinen und 
mittleren Unternehmen unterstützt werden (Förde-
rung der Einstellung zusätzlicher FuE-Mitarbeiter). 

— Die Förderung der Gründung von jungen techno-
logieorientierten Unternehmen als Keimzelle eines 
innovativen Mittelstandes. Hierbei haben auch Erfin-
der eine Chance, wenn sie ein Unternehmen gründen 
wollen und sie ein tragfähiges Unternehmenskonzept 
vorlegen können. 

c) Sondermaßnahmen des Bundesministers für 
Wirtschaft (BMWi) für die NBL: 

— das Innovationsförderprogramm des BMWi zur 
Unterstützung unternehmenseigener FuE -Vorha-
ben.  

— Die FuE-Personalförderung Ost des BMWi. Damit 
wird seit März 1992 zum Erhalt vorhandener FuE-
Potentiale beigetragen. 

d) Förderung einer technologieorientierten öffent-
lichen Beratungs- und Transferinfrastruktur in den 
NBL. Hierzu zählen z. B. Technologie- und Gründer-
zentren, Innovationsberatungsstellen, Agenturen zur 
Technologievermittlung, Demonstrationszentren für 
den Transfer moderner Technologien. 

e) Im Rahmen des Gemeinschaftswerkes „Auf-
schwung Ost" werden durch BMFT und BMWi wirt-
schaftsnahe FuE-Einrichtungen gefördert (insbeson-
dere sog. ,,Forschungs-GmbH's"). 

Anlaufstelle für p rivate Erfinder ist neben den 
nichtstaatlichen Erfinderverbänden die Patentstelle 
für die Deutsche Forschung der Fraunhofer-Gesell-
schaft, die gezielt Einzelerfinder bei Anmeldung und 
Verwertung von Schutzrechten unterstützt. Ferner 
sind hier zu nennen die Patentschriftenauslegestellen, 
die gerade in den neuen Bundesländern mit größerer 
Dichte vorhanden sind. 

Anlage 6 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Michaela Geiger auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Klaus Kübler (SPD) 
(Drucksache 12/3269 Frage 8): 

Welche Projekte der deutsch-chinesischen Entwicklungszu-
sammenarbeit gibt es in der autonomen Region Tibet, und ist 
gewährleistet, daß die in Tibet durchgeführten Projekte tatsäch-
lich den Tibetern und nicht eingewanderten Chinesen zugute 
kommen? 

Die Bundesregierung hat in der Autonomen Region 
Tibet im Rahmen der Technischen Zusammenarbeit 
(TZ) zwei Projekte zugesagt. Es handelt sich um die 
Lederfabrik Lhasa und eine Kashmirwollverarbei-
tungsanlage. 

Für die Lederfabrik Lhasa wurden 14,1 Mio. DM 
bereitgestellt. Das Projekt ist inzwischen gut angelau-
fen. Ziel des Projektes ist es, die Ausrüstungsanlage 
für eine Gerberei und die Produktion von Schuhen für 
den lokalen Markt aufzubauen, sowie die Umstellung 
der Produktionsprozesse auf umweltgerechte Verar-
beitung einschließlich einer Abwasserkläranlage zu 
erreichen. Die Rohstoffe (Häute) kommen ausschließ-
lich von der einheimischen Bevölkerung (Nomaden), 
die insoweit von der Vermarktung in besonderer 
Weise profitieren. Durch die Verarbeitung der Häute 
in Tibet selbst entsteht die gewünschte Wertschöp-
fung für die lokale Wirtschaft. Das Projekt sieht auch 
wesentliche Verbesserungen der Hygiene und im 
Umweltbereich vor, die unmittelbar der tibetanischen 
Belegschaft zugute kommen. Ferner sind der Fabrika-
tionsanlage auch eine Sanitätsstation und ein Kinder-
garten speziell für die im Betrieb beschäftigten tibe-
tanischen Frauen angeschlossen. 

Der Betrieb beschäftigt 375 Mitarbeiter. Davon sind 
290 aktiv tätig, 85 Personen werden als Pensionäre 
mitgeführt. Von allen Mitarbeitern stellen die Tibeter 
66 %. 40 % der Gesamtbelegschaft sind Frauen. Der 
Betrieb wird von einem tibetanischen Generaldirektor 
geleitet, der von zwei weiteren chinesischen Direk-
toren unterstützt wird. Diese beiden Han-Chinesen 
leben seit langer Zeit in Tibet und sind beide mit 
Tibeterinnen verheiratet. 

Durch Aus- und Fortbildungsmaßnahmen i. R. des 
Projekts kam es zu starken Veränderungen auch im 
Bereich des mittleren Managements, das jetzt einheit-
lich aus Tibetern besteht. 

Für die Kashmirwollverarbeitung sind zwar vorläu-
fig 5 Mio. DM im Rahmen der TZ bereitgestellt. Das 
Projekt befindet sich jedoch noch in der Vorbereitung. 
Augenblicklich ist nicht sicher, ob das Projekt über-
haupt realisiert werden kann, da noch Fragen der 
Wirtschaftlichkeit geklärt werden müssen. Wegen der 
in Tibet nicht vorhandenen modernen Verarbeitungs-
technologie wäre im Anfangsstadium des Projekts der 
chinesische Einfluß stärker als dies bei der traditionell 
bekannten Verarbeitung von Häuten im vorbenann-
ten Projekt der Fall war. 

Anlage 7 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Fragen des Abgeordneten Manfred Kolbe (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/3269 Fragen 10 und 11): 
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Wie gliedern sich die Ausgaben der Treuhandanstalt für das 
Kerngeschäft (1991 20,350 Mrd. DM und 1992 voraussichtlich 
31,333 Mrd. DM) in den Jahren 1991 und 1992 regional auf, d. h. 
welche Ausgaben wurden absolut und pro Kopf der Bevölkerung 
in den einzelnen östlichen Bundesländern geleistet? 

Wie gliedern sich die zu den Ausgaben für das Kerngeschäft 
der Treuhandanstalt gehörenden Ausgaben für Sanierung und 
Restrukturierung (1991 9,9 Mrd. DM und 1992 voraussichtlich 
11,515 Mrd. DM) regional auf, d. h. welche Ausgaben wurden 
absolut und pro Kopf der Bevölkerung in den einzelnen östlichen 
Bundesländern geleistet? 

Nach § 2 Treuhandgesetz hat die Treuhandanstalt 
den Auftrag, „die Strukturanpassung der Wirtschaft 
an die Erfordernisse des Marktes zu fördern, indem sie 
insbesondere auf die Entwicklung sanierungsfähiger 
Betriebe zu wettbewerbsfähigen Unternehmen und 
deren Privatisierung Einfluß nimmt". 

Die Ausgaben der Treuhandanstalt werden von ihr 
unternehmensbezogen geleistet, d. h. gegenüber Un-
ternehmen, die sich noch im Bestand der Treuhandan-
stalt befinden oder aufgrund bereits abgeschlossener 
Privatisierungsverträge neue Eigentümer gefunden 
haben. Dabei fließen die Geldmittel den Unterneh-
men zu. Da Treuhandunternehmen oftmals über meh-
rere Betriebsstätten in unterschiedlichen Bundeslän-
dern verfügen, können keine aussagefähige Auftei-
lungen über die geleisteten Ausgaben nach einzelnen 
östlichen Bundesländern gemacht werden. Die Zuord-
nung der Gelder ist letztendlich Sache des empfan-
genden Unternehmens. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Fragen des Abgeordneten Horst Sielaff (SPD) (Druck-
sache 12/3269 Fragen 19 und 20): 

Wie viele Stellen bei den US-Streitkräften in der Bundesrepu-
blik Deutschland, die bislang mit deutschen Zivilbeschäftigten 
besetzt waren, wurden bzw. werden nach Kenntnis der Bundes-
regierung in „amerikanische Stellen" umgewandelt? 

Was gedenkt die Bundesregierung angesichts der Tatsache, 
daß Stellen deutscher Zivilbeschäftigter bei den US-Streitkräf-
ten in „amerikanische Stellen" umgewandelt werden und ange-
sichts der Tatsache, daß sich der Parlamentarische Staatssekre-
tär beim Bundesminister der Verteidigung, Bernd Wilz, gegen 
eine solche Umwandlung von Arbeitsplätzen aussprach („Die 
Rheinpfalz" 17. September 1992), zu unternehmen, um diese 
Position bei den US-Streitkräften durchzusetzen? 

Zu Frage 19: 

Die Bundesregierung hat keine Erkenntnisse dar-
über, ob und ggf. wieviele Stellen für örtliche Arbeit-
nehmer in Stellen für amerikanische Staatsangehö-
rige umgewandelt werden bzw. worden sind. Ihr ist 
jedoch bekannt, daß die amerikanischen Streitkräfte 
als Konsequenz aus der Truppenreduzierung in 
Europa eine neue Personalstruktur ausgearbeitet 
haben, die zu einer wesentlichen Verringerung des 
örtlichen Zivilpersonals führt. Nähere gesicherte Ein-
zelheiten sind nicht bekannt. 

Zu Frage 20: 

Nach Artikel 56 Absatz 7 des Zusatzabkommens 
zum NATO-Truppenstatut bestimmen allein die ame

-

rikanischen Streitkräfte Zahl und Art der von ihnen 
benötigten Arbeitsplätze für das Zivilpersonal. Da die 
Entsendestaaten auch die Löhne und Gehälter ihres 
örtlichen Zivilpersonals aus eigenen Mitteln finanzie-
ren, hat die Bundesregierung naturgemäß keine Ein-
flußmöglichkeiten auf die Personalplanung der S treit-
kräfte. 

Die Bundesregierung hat sich gleichwohl stets für 
die Erhaltung der Arbeitsplätze für die deutschen 
Arbeitnehmer eingesetzt. Sie hat insbesondere darauf 
gedrängt, daß bei Arbeitsplätzen, auf denen örtliche 
Arbeitnehmer beschäftigt werden, niemand entlassen 
wird, damit die US-Streitkräfte auf diesen Arbeitsplät-
zen eigene Staatsangehörige beschäftigen können. 
Hier hat die Bundesregierung eine entsprechende 
Zusage erreicht und sie hat keine Erkenntnisse dar-
über, daß diese nicht eingehalten worden sei. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen des 
Abgeordneten Dietrich Austermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/3269 Fragen 58 und 59): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Rück-
erwerb privaten Eigentums im jetzigen Polen durch Bürger aus 
der Bundesrepublik Deutschland zu unterstützen, angesichts 
der bisherigen Weigerung der polnischen Behörden, Eigentums-
erwerbsanträge und Rückübereignungsanträge überhaupt ent-
gegenzunehmen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Erwerb von Gewer-
begrundstücken in Polen durch Deutsche aus der Bundesrepu-
blik Deutschland behördlicherseits verhindert wird? 

Zu Frage 58: 

Der Bundesregierung ist eine Praxis polnischer 
Behörden, den Erwerb von Grundbesitz in Polen 
durch Deutsche bewußt zu verhindern, nicht bekannt. 
Deutsche bildeten im Gegenteil im Jahre 1991 mit 
111 Genehmigungen für den Erwerb von Grundbesitz 
die zahlenmäßig stärkste Gruppe von ausländischen 
Grunderwerbern in Polen. 

Den von polnischer Seite veröffentlichten Zahlen ist 
nicht zu entnehmen, ob es sich um Neuerwerb oder 
Rückerwerb früher enteigneten Eigentums h andelt. 

Insgesamt ist festzustellen, daß der überwiegende 
Teil der nicht sehr zahlreichen Anträge deutscher 
Bürger genehmigt wurde. 

Für Deutsche, die nach 1945 zunächst in Polen 
geblieben und von Enteignungsmaßnahmen durch 
polnische Stellen verschont geblieben sind oder ihr 
Grundeigentum bestätigt bekommen haben und bei 
ihrer späteren Ausreise nach Deutschland ihren 
Grundbesitz unter Zwang an  die jeweiligen Wohnge-
meinden übereignen mußten, besteht nunmehr in 
beschränktem Maße die Möglichkeit, ihr früheres 
Grundeigentum wiederzuerlangen, wenn mit einer 
Nichtigkeitsklage vor einem polnischen Gericht der 
damalige Zwang zur Veräußerung des Grundstücks 
nachgewiesen werden kann. 

In beiden angesprochenen Fällen empfiehlt sich die 
Einschaltung eines polnischen Rechtsanwalts. Die 
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Deutsche Botschaft in Warschau ist bei der Vermitt-
lung deutschsprechender und mit der Rechtsmaterie 
vertrauter Anwälte behilflich. 

Zu Frage 59: 

Hier verweise ich auf die soeben gegebene Antwort. 
Eine solche Praxis der polnischen Behörden kann 
nicht festgestellt werden. Polen versucht im Gegen-
teil, ausländisches Investitionskapital ins Land zu 
locken. Zwar ist die Genehmigung zum Erwerb von 
Gewerbegrundstücken an gewisse Auflagen ge-
knüpft, doch sind diese für alle ausländischen Antrag-
steller gleich. 

Die Bundesregierung benutzt im übrigen ihre poli-
tischen Kontakte mit Polen, um darauf hinzuweisen, 
daß Polen mehr ausländische Investitionen braucht. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen des 
Abgeordneten Hans-Joachim Fuchtel (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/3269 Fragen 60 und 61): 

Wieso ist es der Bundesregierung nicht möglich, die Entwick-
lung der Sozialhilfezahlungen an im Ausland befindliche Deut-
sche festzustellen, nachdem diese Sozialhilfe über die Botschaf-
ten ausbezahlt wird? 

Nach welchen Grundsätzen wird die Sozialhilfeleistung für 
Deutsche im Ausland bemessen, und wie bewertet die Bundes-
regierung die Entwicklung der vergangenen Jahre? 

Zu Frage 60: 

Die Sozialhilfe für Deutsche im Ausland wird zwar 
über die Botschaften und Konsulate ausbezahlt, die 
sachliche Zuständigkeit für die Bewilligung dieser 
Sozialhilfeleistungen liegt jedoch allein bei den über-
örtlichen Sozialhilfeträgern der Länder. 

Die Empfänger von Sozialhilfe im Ausland werden 
daher im Auswärtigen Amt statistisch nicht erfaßt. 

Zu Frage 61: 

Die Bemessungsgrundsätze für die Gewährung die-
ser Hilfe werden von den sachlich zuständigen, über-
örtlichen Sozialhilfeträgern der Länder festgelegt. 

Nach § 119 Abs. 4 BSHG richten sich Art, Form und 
Maß der Hilfe sowie der Einsatz des Einkommens und 
des Vermögens nach den besonderen Verhältnissen 
im Aufenthaltsland unter Berücksichtigung der not-
wendigen Lebensbedürfnisse eines dort lebenden 
Deutschen. Die Hilfe zum Lebensunterhalt wird in der 
Regel anhand von Regelsätzen bemessen, bei deren 
Festsetzung diese gesetzliche Bestimmung zu beach-
ten ist. Hierbei sind das allgemeine Lebensniveau und 
die Einkommensverhältnisse der arbeitenden Bevöl-
kerung in dem jeweiligen Aufenthaltsland zu berück-
sichtigen. 

Die Entwicklung der vergangenen Jahre zeigt, daß 
die Gesamtausgaben der an Deutsche im Ausland 
gewährten Sozialhilfe weitgehend konstant geblie-
ben sind. (Sie beliefen sich auf: 

1986: 14,6 Mio. DM 
1987: 13,6 Mio. DM 
1988: 13,3 Mio. DM 
1989: 12,9 Mio. DM 
1990: 14,0 Mio. DM 
1991: 14,7 Mio. DM). 

Das Auswärtige Amt sieht keinen Anlaß, diese 
Entwicklung sowie die von den Ländern geübte Praxis 
bei der Gewährung dieser Hilfe zu kritisieren. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Klaus Kübler (SPD) (Drucksache 
12/3269 Frage 62): 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung bislang nicht an den 
Sitzungen des Unterausschusses der Menschenrechtskommis-
sion teilgenommen hat, und wird sie in Zukunft daran teilneh-
men? 

Die Bundesregierung nimmt regelmäßig als Beob-
achter an den Sitzungen des Unterausschusses zur 
Diskriminierungsverhütung und Minderheitenschutz 
der Menschenrechtskommission teil und wird dies 
auch in Zukunft tun. Unter den 26 Mitgliedern des 
Unterausschusses ist kein Deutscher. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage des 
Abgeordneten Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/3269 Frage 63): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Ausgang des Referen-
dums in Frankreich über den Vertrag von Maastricht? 

Die Bundesregierung beglückwünscht die französi-
sche Regierung und das französische Volk zu dem 
positiven Ausgang des Referendums am 20. Septem-
ber 1992. Die französischen Wähler haben damit der 
Sache der Europäischen Einigung einen großen 
Dienst getan. Der posi tive, wenn auch mit 51,05 % 
knappe Ausgang des Referendums wird dem Prozeß 
der Ratifizierung des Vertrags von Maastricht auch in 
den übrigen Mitgliedstaaten neuen Antrieb geben. 
Die Bundesregierung ist zuversichtlich, daß auch 
Bundestag und Bundesrat die notwendigen Voraus-
setzungen für eine Ratifikation noch vor Ende dieses 
Jahres schaffen werden. Wenn die Mitgliedstaaten, 
nunmehr ermutigt durch das französische Referen-
dum, konsequent an der Ratifikation des Vertrages 
festhalten, wird sich am Ende auch ein Weg für 
Dänemark finden lassen, sich dem Vertrag anzu-
schließen. Die Volksabstimmung in Frankreich trägt 
dazu bei, daß die 40-jährige Erfolgsgeschichte der 
europäischen Einigung fortgeführt werden kann, von 
der alle Europäer, aber gerade auch die Deutschen 
größten Nutzen gezogen haben. 
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